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seine Schullaufbahn. Dieser ist in Deutschland größer als in an-
deren westlichen Industrienationen. Wir dürfen nicht zulassen, 
dass unsere Kinder ihre Möglichkeiten schon in der Schule nicht 
voll ausschöpfen können. Da müssen wir von unseren europäischen 
Nachbarn lernen.

RB: Bei der Bildung sollte und könnte man den Föderalismus gerne 
etwas herunterfahren. Wie lange schon wird ohne jeden Erfolg über 
gemeinsame Lösungen gestritten? Wie lange haben wir schon den 
so genannten Digitalpakt? Wie viele Mittel wurden bisher daraus 
angefordert? Wir sind zu langsam in Deutschland.
Darüber hinaus brauchen unsere Kinder mehr Bewegung. Ich bin 
für eine Verdoppelung der Sportstunden in allen Klassenstufen. 
Studien bestätigen, dass mehr Sport auch zu besseren Leistungen 
in den theoretischen Fächern führt. 

7. Sollte die Deutsche Kinderhilfe Ihrer Einschätzung nach auch 
weiterhin bei Fragen der Gesundheit und Ernährung von Kindern 
ihre Stimme erheben?

HQ: Unbedingt, ja. Zumal diesbezüglich in unserem Land vieles im 
Argen liegt und die Politik sich vorführen lässt. Es ist unfassbar, 
wenn die Bundesregierung mit Rücksicht auf die Lebensmittelin-
dustrie eine Zuckersteuer ablehnt und nur auf freiwillige Reduk-
tionsvereinbarungen setzt. Nach der Einführung des Nutri-Scores 
und im Rahmen der Reduktionsstrategie senkte die Lebensmittel-
industrie zumindest teilweise auch den Zuckergehalt in einzelnen 
Fertigprodukten, besonders ungesunde Lebensmittel werden hin-
gegen meist erst gar nicht mit dem Nutri-Score gekennzeichnet, 
solange dieses Label freiwillig bleibt. Derzeit ersetzt die Industrie 
den Zucker häufig durch nicht weniger ungesunde Stoffe wie Fruk-
tose oder Glukose.
Es ist traurig, wie diese Konzerne Verbraucher*innen täuschen, 
sich die Taschen füllen, den Kindern schaden und von der Politik 
unbehelligt bleiben, weil Lebensmittelrecht und Verbraucherschutz 
nicht schnell und umfassend angepasst werden.

RB: Es wird noch immer zu viel auf Freiwilligkeit gesetzt. Das Prin-
zip Freiwilligkeit bei den Herstellern ist jedoch gescheitert. Darum 
bin ich z. B. konsequent und schnellstmöglich für eine so genannte 
Zuckersteuer auf alle Lebensmittel für Kinder, die mehr Zucker ent-
halten als es gesund ist. Andere Länder haben uns bereits vorge-
macht, wie so etwas geht. 
Darüber hinaus bräuchten wir durchgängig ein an die verschiede-
nen Jahrgänge in den Kitas und Schulen angepasstes ein Unter-
richtsfach „Gesunde Ernährung“.

8. Welche Erfordernisse sehen Sie bei der Prävention sexueller 
Gewalt?

HQ: Gewaltprävention darf nicht auf sexuelle Gewalt reduziert wer-
den. Zu recht war die Empörung groß, als die Türkei im Sommer 
2021 aus der Istanbul-Konvention ausstieg. Schließlich soll diese 
Konvention Mädchen und Frauen vor Gewalt schützen. Deutschland 
hat bisher aber selbst nicht genug unternommen, um die Konven-
tion umzusetzen und den Schutz von Mädchen und Frauen zu ver-
bessern. Hier bleibt noch viel zu tun. Die Deutsche Kinderhilfe wird 
nicht müde darauf hinzuweisen und eine konsequente Umsetzung 
zu fordern.
Bei Gewalt gegen Kinder werden wir als Gesellschaft achtsamer 
werden müssen. Es gilt früher zu erkennen, wenn Kinder Opfer 
von Gewalt wurden. Hier werden sowohl wir Eltern als auch z. B. 
Erzieher*innen und Lehrer*innen noch lernen müssen. Es muss 
eine Vertrauensbasis bestehen, die es den Kindern ermöglicht, sich 
zu offenbaren und mitzuteilen. Besonders schwer ist das, wenn der 
Missbrauch durch Familienmitglieder erfolgt.

RB: Wir müssen die Istanbul-Konvention, in der die Beitrittslän-
der erklärt haben, erheblich mehr für den Schutz von Kindern und 
Frauen vor sexueller und sonstiger Gewalt zu tun, endlich mit ech-
tem Leben erfüllen. Prävention von sexueller Gewalt ist erst einmal 

eine Haltungsfrage und sie muss vorgelebt werden. Wir brauchen 
eine frühestmögliche altersgerechte Aufklärung der Kinder, ohne 
die Kinder dabei künstlich zu sexualisieren. Und wir müssen ihre 
Eltern, Erzieher*innen und Lehrer*innen dabei mitnehmen. Kinder 
müssen lernen, dass ihr Körper nur ihnen gehört und dass sie das 
Recht haben, jederzeit Nein zu sagen. Prävention hat bei den Kin-
dern und Jugendlichen zu beginnen, denn rund 30 % aller Fälle 
von sexuellem Missbrauch werden von Kindern unter 14 oder von 
Jugendlichen zwischen 14 und 18 Jahren begangen. Dem muss so-
zialpädagogisch und pädagogisch begegnet werden, denn ansons-
ten werden sie als Erwachsene zu den Missbrauchern und Vergewal-
tigern von morgen. 

9. Worin bestehen für Sie die Hauptdefizite im Kinderschutz?

HQ: Ich wäre froh, unsere Gesellschaft würde insgesamt kinder-
freundlicher. Kinder und ihre Lebensumstände brauchen einen hö-
heren Stellenwert in unserer Gesellschaft. Ihre Interessen müssen 
bei vielen Dingen, die wir Erwachsenen jetzt entscheiden, deutlich 
stärker berücksichtigt werden. Kinderrechte im Grundgesetz zu 
verankern ist da ein gutes Zeichen. Dann aber nicht so halbherzig, 
wie bei dem gescheiterten Versuch in der vergangenen Legislatur-
periode. Selbst eine Grundgesetzänderung bringt nur etwas, wenn 
sie tatsächlich gelebt wird und nicht nur wohlfeiles Lippenbekennt-
nis bleibt.

RB: Kindern, ihrem Schutz und ihrem Wohl wird zu oft zu wenig 
Beachtung geschenkt. Ab und zu bemerken wir das, aber oft ge-
nug überhören und übersehen wir sie. Generell trauen wir ihnen 
zu wenig zu. 
Warum darf ein 14-Jähriger als religionsmündig aus der katholi-
schen Kirche austreten und zum Islam konvertieren? Gleichzeitig 
traut man ihm nicht zu, mit 16 wenigstens seinen Landtag mit wäh-
len zu dürfen, geschweige denn den Bundestag? 
Viele junge Menschen sind politisch interessierter und kompetenter 
als viele Erwachsene, die manchmal nicht wissen, welcher Partei sie 
warum ihre Stimme geben. 

10. Wo sehen Sie die Deutsche Kinderhilfe in 5 Jahren?

HQ: In 5 Jahren werden wir uns aufgelöst haben, weil es allen Kin-
dern in unserem Land gut geht, da Politik und Gesellschaft unse-
re Forderungen vollständig umgesetzt haben. Leider ist das nur 
Wunschdenken.
Aber im Ernst: Ich hoffe, wir werden auf 5 erfolgreiche Jahre zu-
rückblicken, weil viele unserer Forderungen umgesetzt wurden. 
Und ich bin mir sicher, dass wir in 5 Jahren auch weiterhin mit 
aller Kraft für die Verbesserung der Lebensumstände unserer Kinder 
eintreten.

RB: Ich hoffe darauf, dass es in 5 Jahren in der Politik üblich ist, 
uns wirklich zuzuhören und bei Entscheidungen einzubeziehen, 
wenn es um Kinder geht, denn wir haben das Know-How, die Er-
fahrung und wir können Wichtiges zum Thema beitragen. In der 
Vergangenheit mussten wir leider oft Umwege über eine aktive Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit nehmen. Als es beispielsweise um die 
Verschärfungen des Sexualstrafrechts zu Verbesserung des Schutzes 
unserer Kinder ging, brauchte es massiven Druck aus der Öffent-
lichkeit, bevor Bundesjustizministerin Lambrecht bereit war, sich 
des Problems anzunehmen. Das tat allen weh und das tat nicht Not. 
Nun ist sie sogar über unsere Forderungen hinausgegangen. Wenn 
ich das Ganze heute noch einmal reflektiere, freue ich mich über 
unseren Erfolg, allerdings bleibt ein schaler Nachgeschmack. Ich 
überzeuge lieber im Gespräch als mit der „Brechstange“ zu arbeiten. 

Gemeinsam für die Deutsche Kinderhilfe aktiv: 
Rainer Becker (Ehrenvorsitzender) und Heino 

Qualmann (Vorstandsvorsitzender) im Gespräch

1. Herr Becker, Sie waren 7 Jahre lang Vorstandsvorsitzender der 
Deutschen Kinderhilfe und sind seitdem noch als ihr Ehrenvorsit-
zender aktiv. Sie, Herr Qualmann, üben seit rund einem Jahr das 
Amt des Vorstandvorsitzenden aus. Warum diese Konstellation 
und wie klappt die Zusammenarbeit?

Heino Qualmann (HQ): Zu den Aufgaben des Vorstandsvorsitzen-
den zählen administrative Tätigkeiten, von denen Rainer Becker 
entlastet werden wollte. Rainer wollte mehr Freiheiten bei seiner 
Projektarbeit, die ihm diese Konstellation bietet. Ich bin für die 
Ausrichtung der Vereinsarbeit und die Koordinierung der unter-
schiedlichen Projekte verantwortlich. Zudem waren wir der Mei-
nung, die Vertretung der Kinderhilfe nach außen sollte nicht aus-
schließlich durch eine Person erfolgen, um an dem Punkt breiter 
und zukunftssicher aufgestellt zu sein.
Selbstverständlich sind Rainer und ich gelegentlich unterschied-
licher Meinung. Das ist völlig normal und unproblematisch. Wir 
sind uns über die Ziele der Deutschen Kinderhilfe einig und gehen 
respektvoll miteinander um. Bisher haben wir zum Wohle der Sa-
che und des Vereins immer eine Lösung gefunden. Das wird auch 
zukünftig so sein.

Rainer Becker (RB): Als Ehrenvorsitzender habe ich einfach 
mehr Möglichkeiten, mich kreativ für die Kinderhilfe einzubrin-
gen und schneller auf aktuelle Ereignisse zu reagieren als ich es 
mit der „Bürde“ des Vorstandsvorsitzenden konnte. Nach 7 Jahren 
als Vorstandsvorsitzender habe ich mir gewünscht, flexibler und 
freier arbeiten zu können. Die Tatsache, dass Heino und ich un-
terschiedliche Zuständigkeiten haben und wir uns persönlich sehr 
gut verstehen, macht Konflikte eher unwahrscheinlich – wobei ein 
gelegentlicher Konflikt ja auch immer etwas Kreatives in sich hat, 
wenn sich die Akteure gut verstehen. 
Ich empfinde zudem unsere unterschiedlichen beruflichen Soziali-
sationen als echte Bereicherung. 

2. Worin bestehen für Sie die besonderen Herausforderungen bei 
der Arbeit im Namen der Kinder?

HQ: Das Kindeswohl wird durch viele Faktoren bestimmt, die mit 
Schutz vor körperlicher und sexueller Gewalt, mit guter Bildung, 
gesunder Ernährung und gleichberechtigter Teilhabe nur grob um-
rissen sind. Diese große Bandbreite muss gleichberechtigt und in 
der notwendigen Tiefe bearbeitet werden. Lobbyarbeit ist vergleich-
bar mit dem Bohren „dicker Bretter“, was frustrierend sein kann. 
Wir sehen nicht täglich den Erfolg unserer Arbeit und müssen auf 
manche Probleme und Lösungsmöglichkeiten über Jahre hinweg 
immer wieder hinweisen, bevor etwas geschieht. 

RB: Unsere Kinder werden noch zu oft und von zu vielen Menschen 
in der Politik und Verwaltung übersehen oder gar vergessen. Es 
kommt z. B. vor, dass juristische Spitzfindigkeiten zu Lasten der 
Kinder ausgelegt werden, das finde ich sehr ärgerlich. Wir müssen 
unsere Kinder mehr in den Fokus rücken und vor allen Dingen mehr 
mit ihnen statt nur über sie reden. Kinderschutz und Kindeswohl 
sind für mich zuallererst eine Haltungsfrage. 

3. Was ist Ihr Verständnis von Lobbyarbeit für unsere Kinder?

HQ: Bei Lobbyismus denkt man unwillkürlich an Wirtschaftslobby-
isten, die mit viel Geld und Einfluss die Gesetzgebung nur zu Guns-
ten ihrer Unternehmen und Verbände beeinflussen, ohne sich um 

das Gemeinwohl zu kümmern. Ich bezeichne mich dennoch sehr 
gern als Lobbyisten; denn sich für Kinder einzusetzen ist notwendig 
und sinnvoll. 

RB: Der Begriff Lobbyarbeit ist leider und oft zu recht negativ be-
legt, was zutrifft, wenn es um illegale oder zumindest illegitime 
Einflussnahmen auf Entscheider und in aller Regel um Geld für die 
Beteiligten geht. 
Für mich ist Lobbyarbeit für Kinder Überzeugungsarbeit, und wenn 
es dabei um Geld geht, dann nur um Geld, dass für unsere Kinder 
ausgegeben wird und sonst nichts. 

4. Sind Sie parteilich?

HQ: Nein. Natürlich habe ich eine politische Überzeugung, war aber 
nie parteipolitisch aktiv oder gebunden. Als Vorstandsvorsitzender 
achte ich sehr genau auf die Unabhängigkeit des Vereins: Unabhän-
gigkeit von öffentlichen Geldern, Unabhängigkeit von politischen 
Parteien und Unabhängigkeit von Interessenverbänden. Nur so 
können wir notwendige Kritik frei und unbeeinflusst äußern.

RB: Ich bin kein Mitglied in irgendeiner Partei – also grundsätzlich 
unparteiisch. Aber ich unterstütze jede demokratische Partei, wenn 
sie etwas für die Rechte und den Schutz unserer Kinder tut. Inso-
fern bin ich sogar sehr parteilich – für die Kinder in unserem Land. 

5. Wie gehen Sie intern mit gegensätzlichen Positionen um?

HQ: Wirklich gegensätzliche Positionen im Team gibt es kaum. Wir 
alle wollen die Situation der Kinder in unserem Land verbessern 
und diese Grundeinstellung eint.
Natürlich haben sowohl Rainer und ich als auch unsere 
Mitarbeiter*innen unterschiedliche Arbeitsstile bei der Umsetzung 
unserer Ziele. Das ist auch gut so, weil wir einerseits mit wissen-
schaftlich begründeten Argumenten Einfluss auf die Meinungsbil-
dung des Gesetzgebers und der Entscheider*innen nehmen müs-
sen, andererseits aber offensiv und öffentlichkeitswirksam auf 
bestehende Missstände hinweisen wollen, um Druck auf die Politik 
auszuüben. Beides muss gleichberechtigt nebeneinander bestehen, 
damit wir unsere Ziele durchsetzen. Hier auf das nötige Gleichge-
wicht zu achten, sehe ich als meine Aufgabe.

RB: Gegensätzliche Positionen fordern mich eher heraus als dass 
ich etwas Negatives in ihnen sehe. Nicht selten kommen dabei völ-
lig neue, interessante Aspekte heraus, die bislang von den Kon-
fliktparteien nicht gesehen worden sind. Mir ist jemand, der mich 
in meiner Auffassung fundiert kritisiert, offen gestanden lieber als 
jemand, der mir nur nach dem Munde redet.

6. Was ist für Sie im Bereich Bildung von besonderer Bedeutung?

HQ: Der Grundstein für eine gute Ausbildung wird in der Schule 
gelegt. Umso unverständlicher ist es, wenn Kinder in Pandemie-
zeiten für Monate nach Hause geschickt werden und die Eltern in 
weiten Teilen den ausfallenden Unterricht ersetzen müssen, weil 
weder Ausstattung noch Konzept, noch Fortbildungsstand vieler 
Lehrer*innen eine sinnvolle Nutzung digitaler Lernmöglichkeiten 
erlauben. Hier sind die berechtigten Interessen der Kinder ganz 
schnell ins Hintertreffen geraten, weil Politik und Gesellschaft 
sich um vermeintlich wichtigere Dinge kümmerten. Studien bele-
gen den großen Einfluss der sozialen Herkunft eines Kindes auf 
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sprochen jedoch nicht viel mehr als ein Kollateral-
schaden, denn ohne Wahlrecht ist die junge Genera-
tion ohnehin nicht besonders interessant. Doch die 
Stimmen unserer Kinder dürfen nicht weiter ungehört 
verhallen.

Für ein kinderfreundlicheres Deutschland

Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertre-
tung e. V. hat es sich deshalb zur Aufgabe gemacht, 
Kindern in Deutschland Gehör zu verschaffen. Wir 
sind dort aktiv, wo Staat und Gesellschaft sich nicht 
genug engagieren.

Seit dem Jahr 2000 vertreten wir Kinderinteressen 
aktiv, unabhängig, überparteilich und wenn nötig 
auch laut und unbequem. 

Die Schwerpunkte unserer Arbeit sind unser Engage-
ment für Kindeswohl und Familie, Vorsorge und Ent-
wicklung sowie die „Aktion Kinderlachen“. Darüber 
hinaus möchten wir möglichst viele Menschen über 
Kinderschutz und Kinderrechte informieren. Zu die-
sem Zweck bieten wir ein breites Spektrum an Fort-
bildungen an.

Als zentrale Ansprechpartnerin für Politik, Medien 
und Gesellschaft hebt die Deutsche Kinderhilfe – Die 
ständige Kindervertretung e. V. dauerhaft Kinderin-
teressen in den Fokus der Öffentlichkeit und verfolgt 
das Ziel, Deutschland kinderfreundlicher zu gestal-
ten.

Deutsche Kinderhilfe – 
Die ständige Kindervertretung e.V.

Deutschlands Kinder brauchen eine unabhängige und 
überparteiliche Vertretung. Eine zuverlässige Ins-
tanz, die dafür sorgt, dass Kinderrechte geschützt 
und ernst genommen werden. Denn: Kinderschutz 
und Kinderrechte sind in unserer Gesellschaft leider 
immer noch Randthemen.

Wie steht es in Deutschland um Kinderschutz und 
Kinderrechte?

Mit der Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonven-
tion im Frühjahr 1992 hat sich die Bundesregierung 
verpflichtet, Kindern besonderen und umfassenden 
Schutz, Förderung und kindgerechte Beteiligungsfor-
men zuteilwerden zu lassen. Dazu gehören u.a. der 
Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung und Ver-
wahrlosung (Artikel 19 UN-KRK), der Schutz vor se-
xuellem Missbrauch (Artikel 34) sowie das Recht auf 
Leben und gesunde Entwicklung (Artikel 6). Genauso 
sind Gesundheitsvorsorge (Artikel 24), das Recht auf 
angemessene Lebensbedingungen (Artikel 27) sowie 
das Recht von Kindern auf Unterstützung bei der Ge-
nesung und Wiedereingliederung, wenn sie Opfer von 
Gewalt geworden sind (Artikel 39), Teile der Forde-
rungen. 

Soweit die Theorie. Die Realität ist eine andere. Denn 
die Rechte der Kinder sind noch kein Maßstab für die 
Entscheidungen von Politik, Justiz und Verwaltung. 
Bis heute gibt es zahlreiche Defizite in der Umsetzung 
der Kinderrechte.

Während die Politik nur unzureichende Lösungen an-
bietet, sind Deutschlands Kinder die Leidtragenden. 
Für die entscheidenden Instanzen ist das zynisch ge-

Gemeinsamer Einsatz für 
Kinderschutz und Kinderrechte
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2012
• Sympathiepreis 2012 beim DGVM Innovation Award 2012.

2013
• Erweitertes Führungszeugniss für alle Arbeitgeber und In-

stitutionen aus Kinder- und Jugendarbeit. Durch intensive 
Kampagnen- und Lobbyarbeit kam es zur Durchsetzung der 
Abfragemöglichkeit.

2014
• Town & Country Stiftungspreis 2014 für die Projekte „Bildung 

für ALLE“ und „Aktion Kinderlachen“

2015
• Finanzierung von Kinderschwimmkursen aus dem Bildungs- 

und Teilhabepaket. Durch intensive Kampagnen- und Lob-
byarbeit kam es zur Durchsetzung der Finanzierung.

• Impfprävention
	 Erfolgreiche Einflussnahme auf das Präventionsgesetz, sodass
	 die Impfprävention bei Kindern in das Gesetz aufgenommen 

wurde.

2003
• Das Frühförderprogramm der Deutschen Kinderhilfe wurde mit 

dem „Familienherz“ des Fördervereins der Betriebskranken-
kasse VBU als Initiative „für herausragendes Engagement zum 
Schutz und zur Förderung von Familien und Kindern“ ausge-
zeichnet.

2004
• Projekt KidsKlinik: Kindgerechter Umbau von mehr als 20 

Kliniken deutschlandweit in Kooperation mit dem Bundesver-
band Ausbau und Fassade sowie dem Fachverband Fliesen und 
Naturstein im Zentralverband des Deutschen Baugewerbes. 

2005
• Auszeichnung „Freiheit und Verantwortung“ der Spitzenver-

bände der deutschen Wirtschaft für das Projekt KidsKlinik

2007
• Dreimalige Verleihung des Preises „Ausgewählter Ort 2007“ 

von der Initiative „Deutschland – Land der Ideen“ der Bun-
desregierung und der deutschen Wirtschaft unter der Schirm-
herrschaft des damaligen Bundespräsidenten Prof. Dr. Horst 
Köhler für folgende Projekte: 1. KidsKlinik, 2. Frühchenpro-
jekt, 3. KidSwing

2008
• Erfolgreiche Einführung der Kinderschutzhotline in Mecklen-

burg-Vorpommern.

2011
• Beteiligung an der Gesetzesreform zur Änderung des Bun-

desimmissionsschutzgesetzes, sodass Kinderlärm nicht mehr 
als schädliche Umweltbeeinträchtigung beurteilt werden darf.
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2000

• Förderprogramm für Frühgeborene: Mit dem Frühför-
derprogramm hat die die Deutsche Kinderhilfe – Die 
ständige Kindervertretung e. V. Maßstäbe für ein 
niederschwelliges stationär angesiedeltes Unter-
stützungsangebot gesetzt. Die Deutsche Kinderhilfe 
finanzierte mit dem Frühchenprojekt, an fünf Univer-
sitätsklinken in Deutschland Psycholog*innen und 
Sozialpädagog*innen, die den Eltern von Frühgebore-
nen auf der neonatologischen Station schon vor der 
Geburt bis zur Entlassung zur Seite stehen. Dieses 
wichtige Unterstützungsangebot war im Budget der 
Krankenkassen nicht vorgesehen. Für dieses Projekt 
wurde die Deutsche Kinderhilfe mehrfach ausgezeich-
net.

Historie

2009

• Durchsetzung der bundesweiten Einführung des Uni-
versellen Neugeborenen Hörscreenings (UNHS) durch 
intensive Kampagnenarbeit der Aktion Frühkindliches 
Hören in Kooperation mit der Deutschen Kinderhilfe 
im Jahr 2009, Kampagnenarbeit zur Vorbereitung der 
Durchsetzung ab 2003.

Wir betreiben Aufklärungsarbeit, indem wir die Bevölkerung 
über die Defizite unserer Gesellschaft in Bezug auf Kinderschutz 
und Kinderrechte und in Deutschlands Gesetzgebung aufklären. 
Eine aktive Öffentlichkeitsarbeit soll die Gesellschaft zum Nach-
denken anregen und auffordern, sich aktiv für Veränderungen 
einzusetzen. Nur so können der Druck auf die Politik erhöht und 
die dringend erforderlichen Reformen eingeleitet werden.   In 
der folgenden Übersicht bilden wir die bedeutsamsten Erfolge 
und Auszeichnungen unserer Arbeit ab. Wir haben gemeinsam 
viel erreicht – und machen, auch durch Ihre Unterstützung, ste-
tig weiter. Vielen Dank! 

Im Jahre 2000 wurde die Deutsche Kinderhilfe gegründet. Nach 
eingehenden Analysen der in Deutschland tätigen Hilfsorgani-
sationen und aufgrund persönlicher Motivation wurde eine mo-
derne, zeitgemäße Hilfsorganisation ins Leben gerufen. Diese 
hat zum Ziel, Kindern in Deutschland eine staatlich unabhängige 
Stimme zu verleihen, um so mehr Kinderschutz und Kinderrechte 
auf gesellschaftlicher, politischer und gesetzlicher Ebene ein-
fordern zu können. Unser Anspruch: Eine moderne Hilfsorgani-
sation, die frei von politischen Einflüssen und unabhängig von 
öffentlichen Geldern agieren kann. Unser Ziel: Mobilisierung der 
Öffentlichkeit für ein kinderfreundliches Deutschland! 

Deutsche Kinderhilfe – Die ständige 
Kindervertretung e.V.
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2016
• „Tag der Legasthenie und/oder Dyskalkulie“
	 Einführung des bundesweiten, jährlichen Aktionstages am  

30. September

• „Kinderschutz in Kita und Grundschule. Die Würde des Kin-
des ist unantastbar.“ Herausgabe des Praxisleitfadens

2017
• Babyklappen
	 Unser Einsatz für den Erhalt der Babyklappen führte endlich
	 zum Erfolg. Die Babyklappen werden weiter bereitgestellt.

2020
• Gerd-Unterberg-Preis 2020
	 Rainer Becker erhält die Auszeichnung für sein Engagement 

und seinen Einsatz für die Verbesserung der Kinderrechte und 
für den Schutz unserer Kinder.

• Kinderessen für ALLE bundesweit!
	 Unser Pilotprojekt geht in die bundesweite Umsetzung! Wir 

argumentierten gegenüber dem Bundesarbeitsministerium, 
dass auch in der Corona-Krise die für die Verpflegung der Kin-
der bereitgestellten finanziellen Mittel aus dem Bildungs- und 
Teilhabepaket dafür zu nutzen sind, diesen eine kostenlose 
Mittagsmahlzeit anzubieten. Über 435.000 Kinder erhielten 
wieder eine warme Mahlzeit.

2021
	 Anpassung des Strafgesetzbuches: Vergehen wird Verbre-

chen 
	 Bundesjustizministerin Christine Lambrecht (SPD) hat, nach 

der Rücktrittsforderung durch die Deutsche Kinderhilfe - Die 
ständige Kindervertretung e. V. und den Druck der Öffentlich-
keit, die Strafen für sexuelle Gewalt gegen Kinder verschärft. 
Sexualisierte Gewalt gegen Kinder, ebenso wie der Besitz von 
Kinderpornographie, werden künftig immer als Verbrechen 
und nicht mehr als Vergehen gelten.

2014

• „Schwimmen für ALLE“
Förderung der Schwimmfähigkeit von Kindern aus be-
dürftigen Familien

• AXA Kindersicherheitspreis 2014 
in der Sonderkategorie „Sicher im und am Wasser“ für 
die Aktion „Schwimmen für ALLE“
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Wer etwas zu sagen 
hat, wird gerne zitiert. 
Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige 
Kindervertretung e. V. in der Presse.

Mit über 350.000 erreich-
ten Leser*innen im Zeit-
raum von Januar bis Au-
gust 2021 sind wir in den 
Medien Online und Print 
reichweitenstark präsent. 

Qualitativ, hochwertig  
und aktuell.

www.kindervertretung.de
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Heino Qualmann, 
Vorstandsvorsitzender, Rechtsanwalt

Liebe Kindervertreterinnen, liebe Kindervertreter,

ich bin „der Neue“ bei der Deutschen Kinderhilfe und 
möchte die Vorlage unseres Jahresberichts nutzen, um 
mich Ihnen kurz vorzustellen.

Mein Name ist Heino Qualmann, ich bin 1969 geboren, 
verheiratet, Vater zweier schulpflichtiger Kinder, lebe 
in Hannover und bin seit rund zwei Jahrzehnten als 
Rechtsanwalt zugelassen. Ende 2020 wurde ich von der 
Mitgliederversammlung der Deutschen Kinderhilfe – Die 
ständige Kindervertretung e. V. zum 1. Vorsitzenden ge-
wählt.

In meinem Beruf als Rechtsanwalt habe ich manchmal 
sehr schmerzhaft erlebt, was Kinder durchmachen, wenn 
die Eltern einen erbitterten Streit um das Sorgerecht 
führen, sie Opfer von Gewalt oder sexuellem Missbrauch 
werden. Ich habe gesehen, wie schlecht die Justiz auf 
Kinder als Opfer oder Prozessbeteiligte eingestellt ist, 
habe die eine oder andere Ungereimtheit bei der Arbeit 
der zuständigen Behörden feststellen müssen, mich über 
das fehlende Engagement der Politik gewundert und 
über das Zögern des Gesetzgebers geärgert.

Glücklicherweise geht es vielen Kindern in unserem rei-
chen Land sehr gut. Sie haben liebevolle, interessierte 
Eltern, Zugang zu Bildung und vielfältigen Freizeitakti-
vitäten. Bedauerlicherweise gilt das aber eben nicht für 
alle Kinder: Viel zu vielen geht es nicht so gut wie es 
ihnen zusteht und wie es für unsere Gesellschaft wün-
schenswert ist. Tatsächlich kommt Kindern und Jugend-
lichen in Politik und Gesellschaft nicht das Maß an Be-
achtung und Bedeutung zu, das nötig ist, um ihnen allen 
die grundlegenden Rahmenbedingungen für ein gutes 
Leben zu sichern – ein Leben ohne Angst, mit guter Bil-
dung und ausreichend sozialer Teilhabe.

Um diese Ziele zu erreichen, braucht es Organisationen 
wie unsere. Wir geben den berechtigten Interessen der 
Kinder eine Stimme und stellen sicher, dass sie von Po-
litik und Gesellschaft gehört und beachtet werden. Das 
dies nötig ist, hat sich nicht zuletzt auch in der Pande-
mie wieder sehr deutlich gezeigt.

Den Kindern in unserer Gesellschaft Gehör zu verschaf-
fen und dazu beizutragen, ihre Lebensumstände in die-
sem Land nachhaltig zu verbessern, ist Motivation für 
mich und meine Arbeit in den nächsten Jahren. Ich freue 
mich sehr darauf, die erfolgreiche Arbeit unseres seit 21 
Jahren tätigen Vereins und damit nicht zuletzt die Arbeit 
meines Vorgängers – des Polizeidirektors a.D. Rainer Be-
cker – fortzuführen. 

Ich hoffe, dabei auch zukünftig auf Ihre Unterstützung 
zählen zu können!

Vielen Dank und bleiben Sie gesund
Ihr Heino Qualman

Qualitäts-Informationen.
Print/Online und Video.

Hier geht’s direkt zu unserem Web-
shop. Dort finden Sie auch interessante 
Publikationen zu unseren Themen: 
Kinderschutz und Kinderrechte, 
Bildung, Ernährung und Bewegung. 
Informieren Sie sich jetzt!

Nutzen Sie die hochwertigen Angebote der 
Deutschen Kinderhilfe – Die ständige Kinder-
vertretung e. V.! www.kindervertretung.de
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Deutsche Kinderhilfe e.V.

Gemeinnützig
seit 2000

Online-Seminare
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Deutsche Kinderhilfe e.V.

Gemeinnützig
seit 2000

Deutsche Kinderhilfe – 
Die ständige Kindervertretung e.V.

Jahresbericht 2020/2021

Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kinderver-
tretung e.V. hat ihren Sitz seit über 10 Jahren direkt 
im Zentrum von politischen Entscheidungen und 
Zukunftsprojekten. Im Haus der Bundespressekonfe-
renz in Berlin.

Mittendrin statt nur dabei

Publikationen
Bücher, Malbücher,
Broschüren, Flyer,
Themenmagazine,

Jahresberichte

Rumpis Abenteuer 1-5
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Mukoviszidose (= zystische Fibrose, ZF oder cystic fibrosis, CF) 
ist eine angeborene Stoffwechselerkrankung. Sie gehört zu 
den seltenen Erkrankungen. In Deutschland leben bis zu 8.000 
Patient*innen mit Mukoviszidose. Dabei verstopft zäher Schleim 
eine Reihe lebenswichtiger Organe, setzt sich z. B. in den Atem-
wegen ab und erschwert den Patient*innen das Atmen. Der Mu-
koviszidose e. V. setzt sich bereits seit mehr als 50 Jahren für 
Menschen mit dieser Erkrankung ein.

Auch 2021 sind wir der Meinung, 
dass Lachen „die beste Medizin“ 
ist. Seit über 20 Jahren haben sich 
in Deutschland Clowns-Visiten auf 
Kinderstationen in Krankenhäusern 
etabliert, um die Kinder für kurze 
Zeit von ihrer schwierigen Situation 

abzulenken. Von April 2020 bis März 2021 
unterstützten wir die Kölner KlinikClowns 
bei ihrer Arbeit auf den Kinderstationen in 
Kölner Krankenhäusern monatlich mit 250 
Euro. Seit April 2021 geht dieselbe Summe 
an den Verein Clownsvisiten e. V., der auf 
den Kinderstationen in Ahlen, Bochum, 
Bottrop, Datteln, Dortmund, Essen, Gel-
senkirchen, Lüdenscheid und Moers unter-
wegs ist. Wir freuen uns über jedes Lächeln, dass die Clownsbe-
suche einem kranken Kind ins Gesicht zaubern können.

Dies sind nur einige der Projekte, bei denen die Deutsche Kinder-
hilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. auch in Zeiten der 
Pandemie unterstützend tätig sein konnte.

Wenn auch Sie dabei mithelfen möchten, Kindern in ganz 
Deutschland ein Lächeln ins Gesicht zu zaubern, spenden Sie 
bitte unter Angabe des Verwendungszwecks „Aktion Kinderla-
chen“ auf unser Konto:

IBAN: DE34100205000003247008 
BIC: BFSWDE33BER 
oder gerne auch online unter:
https://secure.spendenbank.de/form/1680/

wiesen, der bei allen Unternehmungen mitgenommen werden 
muss, da das Laufen sie sehr anstrengt und sie schnell ermüdet.

•	Mila (6) leidet an einer seltenen Generkrankung (KCNQ2) und 
ist mehrfachbehindert. Sie hat eine nicht therapierbare Epilep-
sie, eine schwere psychomotorische Retardierung und ist von 
Unruhezuständen geplagt. Seit ihrer Geburt leidet sie außerdem 
regelmäßig an Krampfanfällen. Da die Familie mit Mila und ihren 
acht Geschwistern im ländlichen Raum lebt, ist ein behinder-
tengerechtes Fahrzeug eine echte Erleichterung und hilft dabei, 
dem kleinen Mädchen das Leben ein wenig leichter und lebens-
werter zu gestalten.

Vereine
Wildwasser e. V. ist eine 
Arbeitsgemeinschaft ge-
gen sexualisierte Gewalt 
an Mädchen. Die Angebote 
des Vereins richten sich an 
Mädchen und an erwach-

sene Frauen, die als Mädchen oder Jugendliche sexualisierter 
Gewalt ausgesetzt waren, Angehörige und unterstützende Per-
sonen. Unter anderem betreibt Wildwasser e. V. Krisenwohnun-
gen für Mädchen, die einen sicheren Platz benötigen. In diesen 
Krisenwohnungen kochen die Mädchen auch selbst und können 
lernen, später auf eigenen Füßen zu stehen. Bereits vor 2010 
haben wir Wildwasser e. V. mit der Finanzierung eines neuen 
Elektroherdes unterstützt, als damals der alte Herd in der Kri-
senwohnung den Dienst verweigerte. Aber 11 Jahre sind eine 
lange Zeit und jetzt hat auch dieser das „Zeitliche gesegnet“. 
Natürlich haben wir wieder gerne geholfen. Jetzt steht ein ni-
gelnagelneuer Elektroherd in der Wohnung und hält hoffentlich 
wieder 11 Jahre.

Die Deutsche Kinderhilfsstiftung e. V. engagiert sich aus-
schließlich im Ehrenamt für die Zielgruppe schwer erkrankter 
Kinder in schwierigen sozialen Lebensumständen. Sie möchte 
bundesweit gerade den Schwächsten – nämlich Kindern, die 
krank und arm sind, – mit ihrem Projekt „Urlaub als Menschen-
recht für ALLE Kinder“ helfen, auch einmal einen erholsamen, 
schönen und sorgenfreien Urlaub zu verleben. Als der Verein An-
fang des Jahres auf uns zukam und um Unterstützung für sein 
tolles Projekt bat, zögerten wir nicht lange und sagten 500 Euro 
für das Frühjahrscamp zu.

Der Freundschaftslauf des Muko-
viszidose Landesverbands Berlin-
Brandenburg e. V., der schon 2020 
nur virtuell stattfinden konnte, 

stand 2021 vor demselben Problem. Wieder konnte er nur virtuell 
stattfinden, aber er fand statt! In der Zeit vom 30. Mai bis zum 
20. Juni 2021 beteiligten sich immerhin 30 Teams mit 600 Läu-
fern und legten zusammen ca. 30.000 km zurück. Da wir leider 
nicht so gut zu Fuß sind, haben wir uns mit einer Direktspende 
in Höhe von 500 Euro beteiligt. Insgesamt konnte so ein Spend-
energebnis von 25.000 Euro „erlaufen“ werden. Die Spenden 
sollen vor allem dafür sorgen, Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen, die an Mukoviszidose leiden, zu helfen, ein selbst-
bestimmtes Leben zu führen. Im kommenden Jahr findet der 20. 
Muko-Freundschaftslauf hoffentlich wieder an alter Stelle und 
als Präsenzveranstaltung im Potsdamer Lustgarten statt.

14

Einer bedürftigen Familie aus Bayern, deren 6-jähriger Sohn an 
starken Allergien leidet, konnten wir bei der Anschaffung eines 
Anti-Allergie-Bettes, das die schweren Begleiterscheinungen 
möglichst gering hält, behilflich sein. Wir danken dem Kinder-
schutzbund Regen-Viechtach, dass er uns auf die Familie auf-
merksam gemacht hat. 

Schon seit 2016 unterstützen wir die jetzt 17-jährige Lilly, die 
an einer ausgeprägten Dyskalkulie leidet, bei ihrer Lerntherapie. 
Die Mühe hat sich ausgezahlt und Lilly konnte 2021 die Schule 
mit einem guten Fachabitur verlassen. Herzlichen Glückwunsch 
Lilly und alles, alles Gute auf deinem weiteren, jetzt beruflichen, 
Lebensweg!

Gemeinsam mit dem Verein Mobil mit 
Behinderung e. V. konnten wir auch 
2021 wieder Familien mit behinder-
ten Kindern bei der Anschaffung von 
behindertengerechten Fahrzeugen 
behilflich sein und haben sie so dabei 
unterstützt, sich den Traum von Mobi-
lität zu erfüllen. 

Hier ein paar Beispiele:
•	Jonas (11) ist schwer entwicklungsverzögert, er leidet am Di-
Geroge-Syndrom (Deletionssyndrom 22q11). Sein geistiges Alter 
bewegt sich zwischen 2½ bis 3 Jahren. Jonas benötigt Hilfe in 
allen Lebensbereichen, selbst beim Toilettengang. Die Familie 
benötigte ein größeres Fahrzeug, um nicht nur mit Jonas, son-
dern auch den anderen fünf Kindern normal am Leben teilhaben 
zu können.

•	Daliah (11) kam als extremes Frühchen mit vielen Einschrän-
kungen zur Welt und wird immer Hilfe benötigen. Sie ist blind 
und auf den Rollstuhl angewiesen, liebt es aber, mit der Familie 
unterwegs zu sein, Ausflüge zu machen auf den Spielplatz oder 
schwimmen zu gehen. 

•	Nicole (5) wurde mit einer Fehlbildung des Rückenmarks ge-
boren. Trotz aller Einschränkungen, die das kleine Mädchen hat, 
ist sie lebenshungrig und besucht täglich den integrativen Kin-
dergarten. Leider kann sie nur sehr kurze Strecken und auch nur 
sehr langsam laufen. Ansonsten ist sie auf den Rollstuhl ange-

Einzelförderungen
Auch 2021 konnten wir wieder Kinder dabei unterstützen, einen 
genau für ihre Bedürfnisse ausgebildeten Assistenzhund zu er-
halten. 

Von der Vereinigung Freiburger Sozial-
arbeit e. V. wurden wir auf die 16-jäh-
rige Paula aufmerksam gemacht, die 
aufgrund mehrerer schwerer Traumata 
in ihrer Kindheit stationär in einer Kin-
der- und Jugendpsychiatrie aufgenom-
men werden musste. Dort wurde ihr zu 
einem PTBS-Assistenzhund geraten. 

Da die Familie die teure Ausbildung nicht vollständig aus eige-
nen Mitteln aufbringen kann, haben wir uns dazu entschlossen, 
zu helfen. Alle, die mithelfen wollen, können dies unter der 
nachfolgenden Bankverbindung und unter Angabe des Verwen-
dungszwecks „PTBS-Assistenzhund für Paula“ gerne tun.

Eva (8) bekam sofort nach ihrer Geburt einen Luftröhrenschnitt, 
damit sie über eine Kanüle an die lebenserhaltende Beatmungs-
maschine angeschlossen werden konnte. Sie kam mit einem 
unheilbaren Gendefekt zur Welt, dem sogenannten Undine-
Syndrom. Sobald Eva einschläft, starken Schmerzen oder kör-
perlichen oder psychischen Belastungen ausgesetzt ist, setzt ihr 
Atemreflex aus. Sie muss dann sofort mit einem Beatmungsgerät 
künstlich beatmet werden, sonst stirbt sie. 
Wenn Eva schläft, müssen immer eine Pflegekraft oder die Eltern 
an ihrem Bett sitzen, da ihre Blutgaswerte permanent gemes-
sen und überwacht werden müssen. Hier kann ein Assistenzhund 
sehr entlasten! Der speziell für Eva ausgebildete Assistenzhund 
kann eine Ohnmacht oder beginnende Einschlafphase laut-
stark anzeigen, Hilfe holen, wenn Eva sich verletzt oder starke 
Schmerzen hat, ihr Selbstbewusstsein nachhaltig stärken, ihr Si-
cherheit in beängstigenden Situationen geben und ihr ein treuer 
und verlässlicher Freund, Beschützer und Kamerad sein.

Wir konnten einfach nicht NEIN sagen, sondern mussten helfen. 
Wenn Sie Eva auch unterstützen möchten, können Sie das unter 
Angabe des Verwendungszwecks „Assistenzhund EVA“ gerne 
tun.

IBAN DE34100205000003247008
BIC BFSWDE33BER

Auch 2021 war wieder fast nichts so wie sonst!  Corona hatte auch uns 
weiterhin fest im Griff und obwohl wir langsam wieder aus dem Home-
office ins Büro zurückkommen konnten, ist noch nichts wieder so, wie 
es war. Trotzdem haben wir selbstverständlich auch 2021 wieder dabei 
geholfen, Kindern in ganz Deutschland ein Lächeln zu schenken, wenn 
auch unter immer noch erschwerten Bedingungen.

Aktion Kinderlachen 2021 
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Internationaler Tag des Kindes 
am 1. Juni 2021
Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
unterstützt anlässlich des Internationalen Tag des Kindes die 
EmsRenner, das Gemeinschaftsprojekt der Vereine Unser Dorf 
Stukenbrock-Senne e. V. und dem Polizei-Sport-Verein Stuken-
brock-Senne e. V., mit 1.000,00 Euro beim Bau das Laufradpar-
cours „Die EmsFlöhe“.

Jedes Jahr wird am 1. Juni der Internationale Tag des Kindes ge-
feiert. An diesem Tag sollen die Bedürfnisse von Kindern in das 
Bewusstsein der Menschen gerückt werden. In vielen Kulturen 
gilt der 1. Juni als Feiertag für Kinder.

Auch im Jahr 2021 nahm die Deutsche Kinderhilfe – Die stän-
dige Kindervertretung e. V. diesen Tag zum Anlass, Kinder zu 
unterstützen. Unsere Mitarbeiter besuchten die EmsRenner in 
Stukenbrock-Senne in Ostwestfalen, um einen Spendenscheck in 
Höhe von 1.000 Euro zu überreichen. 

Stukenbrock-Senne hat mit seinem Gelände am Jägergrund einen 
wohl einzigartigen Platz, der sowohl Alltag, Familie, Geschichte, 
Zukunft, Erholung, Sport und Natur miteinander verbindet. Seit 
2017 wurde auf der Dirtbahn/Fahrradstrecke neben dem Spiel-
platz in einem Gemeinschaftsprojekt der Vereine „Unser Dorf 
Stukenbrock-Senne e.V.“ und dem „Polizei-Sport-Verein Stuken-
brock-Senne e.V.“ die Möglichkeit für ein angeleitetes Radfahren 
für kleine Anfänger, aber auch für Kids mit Sportambitionen im 
Bereich MTB und BMX geschaffen.

Die Anlage ist offen zugänglich und unter Einhaltung der Regeln 
frei nutzbar. Das gemeinsame Lernen und Befahren der Anlage – 
schnell, rasant, mit Spaß und Respekt, aber auch angriffslustig 
gegeneinander – ist das, worum es geht. Jeder ist willkommen; 
derzeit fahren Kids zwischen drei und fünfzehn Jahren im Pro-
jekt.

Die EmsRenner-Bahn wird von Kindern und Familien sehr gut 
und intensiv genutzt. So gut, dass offensichtlich wurde, dass 
die Allerkleinsten mit ihren Laufrädern etwas zu kurz kommen. 
Um dies zu ändern soll ein zusätzlicher kleiner Parcours, speziell 
für Kinder von 1-4 Jahren, die noch mit dem Laufrad unterwegs 
sind oder erste Fahrraderfahrungen machen, angelegt werden. 
Der EmsFlöhe-Laufrad-Parcours soll auf einer derzeit nicht ge-
nutzten ca. 300m² großen Fläche entstehen. Vorbild für den Par-
cours, der der Körpergröße der Kleinsten angepasst sein wird, ist 
die EmsRenner-Bahn. Die Zuwendung der Deutschen Kinderhilfe 
kam hier also gerade recht und wurde sehr begrüßt.

Seit Beginn der Pandemie ist das Fahrradfahren wieder deutlich 
attraktiver geworden, da es den Kindern außer Bewegung und 
der frischen Luft auch in dieser Krisenzeit Gemeinschaft und 
Anerkennung bieten kann. Das freie Training (wenn es denn 
stattfinden kann) wird kostenlos angeboten – Kinder aus allen 
Bevölkerungsschichten sind willkommen. 

Wir wünschen den EmsRennern und natürlich bald den EmsFlö-
hen viel Spaß bei der Nutzung der Anlage und hoffen, dass das 
Projekt schnellstmöglich umgesetzt werden kann – und ein vol-
ler Erfolg bei den allerkleinsten Fahrradfans wird.
Zum Internationalen Tag des Kindes 2021 haben wir auch das 
Kinderhaus „Die kleinen Strolche“ in Bielefeld unterstützt.

Seit langem schon wünscht sich das Kinderhaus eine Matschkü-
che für seine beiden Einrichtungen, um die Außenbereiche zu 
verbessern: Die Kinder sollen draußen spielen, toben und sich 
kreativ betätigen können. Die Kosten dafür konnten das Kinder-
haus und Eltern leider nicht alleine aufbringen und so hat sich 
die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
dazu entschlossen, den Aufbau mit 1.000 Euro zu unterstützen.

Wir hoffen, dass das Kinderhaus den Bau der Matschküchen nun 
möglichst schnell umsetzen kann und wünschen den Kindern viel 
Spaß bei der Erkundung ihrer Matschküchen.
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Spendenübergabe: Oskar (5 Jahre), Mert Salur (Deutsche Kinderhilfe – 
Die ständige Kindervertretung e. V.) und Axel Pförtner (Unser Dorf Stukenbrock-
Senne) und Jeff (4 Jahre). 	

Unterstützung für die „EmsFlöhe“: Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige 
Kindervertretung e. V. unterstützt mit 1.000 Euro die Laufrad-Bahn für die kleinen 
Radfahrer von 1–4 Jahren. 

Für mehr Spielmöglichkeiten Draußen: „Die kleinen Strolche“ freuen sich über die Unterstützung der Deutschen Kinderhilfe anlässlich des Internationalen Tag des Kindes.



Die Kinder, die im Frauenhaus betreut werden, bekommen dort 
mehr als Platz zum Spielen. Die häusliche Gewalt hat oftmals 
ihre Seelen verletzt. Im Frauenhaus lernen sie – professionell 
unterstützt – wieder sich selbst und dem Leben zu vertrauen. 
Unter anderem wird ihnen die Möglichkeit geboten, durch Rol-
lenspiele oder künstlerisches Gestalten ihre traumatischen Er-
fahrungen zu verarbeiten.

Von der Geldspende will der Verein Outdoor-Spielzeug anschaf-
fen, damit sich die Kinder auch bei schönem Wetter im Freien 
weiter gut entfalten können. Die Bücher sind für das Spielzim-
mer des Vereins, von den Kindern liebevoll Kizi genannt, be-
stimmt und sollen bei den Kindern die Freude am geschriebenen 
Wort wecken. 

Wir wünschen dem Frauenhaus Norderstedt weiterhin viel Erfolg 
bei seiner so wichtigen Arbeit, vor allem natürlich bei der Be-
treuung der betroffenen Kinder.

Wer sich näher über das Frauenhaus informieren will, findet alle 
notwendigen Informationen unter 
www.frauenhaus-norderstedt.de.

Weltkindertag am 20. September 2021
Aktion Kinderlachen: Die ständige 
Kindervertretung hilft in Norderstedt

Jedes Jahr wird in Deutschland am 20. September der Weltkin-
dertag gefeiert. An diesem Tag sollen die Bedürfnisse von Kin-
dern im Mittelpunkt stehen und in das Bewusstsein der Men-
schen gerückt werden. 

Der Weltkindertag wurde im September 1954 durch die Verein-
ten Nationen ins Leben gerufen. Die Etablierung eines solchen 
Tages hatte und hat zum Ziel, auf die Rechte der Kinder aufmerk-
sam zu machen und ihre Umsetzung zu befördern. Diesem Auf-
ruf folgten bis heute 145 Mitgliedstaaten. Einen international 
einheitlichen Termin zur Durchführung gibt es nicht, jeder Staat 
entscheidet sich in Eigenregie für einen Termin. In Deutschland 
wird der Weltkindertag traditionell am 20. September gefeiert.
Eine Vertreterin der Deutschen Kinderhilfe – Die ständige Kin-
dervertretung e. V. machte sich zu diesem Anlass auf den Weg 
nach Norderstedt, um dem dortigen Frauenhaus einen Spenden-
scheck in Höhe von 1.000 Euro und einen Satz Märchenbücher 
für die Kinder zu überreichen.

Das Frauenhaus Norderstedt ist ein Zufluchtsort zum Schutz vor 
häuslicher Gewalt für Frauen und ihre Kinder. Gewalt an Frau-
en ist kein privates Problem und trifft Frauen aus allen Gesell-
schaftsschichten. Im Frauenhaus Norderstedt werden sie für ein 
selbstbestimmtes und gewaltfreies Leben gestärkt. Jede Frau 
bewohnt allein oder mit ihren Kindern ein eigenes Zimmer. Je 
zwei Zimmer verfügen über ein gemeinsames Bad. Jede Frau be-
kommt einen Hausschlüssel und organisiert den Alltag für sich 
und ihre Kinder selbstständig und eigenverantwortlich.

Themenblock_Aktion Kinderlachen

Lesestoff: Laura Leidecker (rechts im Bild) von der ständigen Kindervertretung 
überreichte Yvonne Rickert, Sozialpädagogin im Mutter-Kind-Bereich, einen Satz 
Märchenbücher für die Bibliothek des Vereins.

Spendenübergabe: Yvonne Rickert (rechts) freut sich über die Unterstützung der 
Deutschen Kinderhilfe anlässlich des Weltkindertages. 

18 19
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Weihnachtsaktion

Das Angebot „Tigerherz … wenn Eltern Krebs haben“ der psy-
chosozialen Krebsberatung der Uniklinik Freiburg richtet sich an 
Familien, in denen ein Elternteil an Krebs erkrankt ist. Hier hat 
man es sich zur Aufgabe gemacht, der ganzen Familie durch Be-
ratung zu helfen. Mit den Kindern und Jugendlichen wird einzeln 
oder in Gruppen gearbeitet, oft kreativ mit verschiedenen Mate-
rialien. Sie haben Spaß, es wird Raum für Gefühle geboten, man 
hat ein Ohr für Ängste. Die Angebote sind kostenfrei. Das Projekt 
finanziert sich ausschließlich über Spendengelder. Unsere Zu-
wendung von 1.000 Euro kam gerade richtig zur Vorweihnachts-
zeit. So können die betroffenen Kinder im Tigerherz-Atelier eine 
schöne Adventszeit verbringen.  

Weihnachtsaktion: Scheckübergabe an das Team der Tigerherzen in Freiburg.

Leckermäulchen tut
   Leckermäulchen gut.

frischli Milchwerke GmbH, 
Bahndamm 4, D-31547 Rehburg-Loccum 

frischli Milchwerk Weißenfels GmbH, 
Tagewerbener Str. 81, 06667 Weißenfels

 www.frischli.de
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BMX Racing, EmsRenner – weil fitte 
Kids unsere Zukunft sind

Seit 2017 wurde in einem Gemeinschaftsprojekt von „Unser Dorf 
Stukenbrock-Senne e.V.“ und „Polizei-Sport-Verein Stuken-
brock-Senne e.V.“ die Möglichkeit für ein angeleitetes Radfah-
ren für Jedermann, aber auch für Kids mit Sportambitionen im 
Bereich MTB und BMX geschaffen. Die Ems-Renner sind so 2018 
entstanden. 

Auch wenn 2020 ein eingeschränktes Jahr war, konnte mit Hilfe 
vieler Eltern und Vereine einiges weiter vorankommen. Es fan-
den zwar keine Veranstaltungen statt, jedoch konnte die Anlage 
weiter angepasst werden und ist nun sogar ganzjährig nutzbar.
Die Pandemie hat das Fahrradfahren wieder attraktiver gemacht. 
Neben der Bewegung finden die Kinder hier Gemeinschaft und 
Anerkennung. Da das Training kostenlos ist, können auch Kinder 
aus sozial schwächeren Familien mitmachen. Es gibt sogar Leih-
räder und -helme (in begrenzter Stückzahl).

Denn wichtig ist doch in erster Linie das gemeinsame Lernen und 
Befahren unserer Anlage: schnell, rasant, mit Spaß und Respekt, 
aber auch angriffslustig gegeneinander. Jede*r ist willkommen, 
derzeit fahren Kids zwischen 3 und 15 Jahren bei uns im Projekt. 
Aber auch der*die ein oder andere Erwachsene nutzt die Anlage 
für ein paar Runden.

Die Anlage steht in Stukenbrock Senne, am Jägergrund befindet 
sich ein Spielplatz mit angrenzendem Rad-Parcours. 

Hier konnten bis 2019 Kids über Hügel ihre Runden drehen. 2019 
wurde das Grundstück etwas überarbeitet und bis 2020 ent-
stand eine kleine BMX-Trainingsbahn. Hier ist es möglich Spaß 
zu haben und Fahrfähigkeiten zu erlernen. Mit Hilfe der Stadt, 
des Dorfvereins sowie vielen ehrenamtlichen Helfer*innen und 
Familien konnte die Anlage witterungsbeständiger und neuen 
Standards gerechter werden. Auch für die Kleinsten ist noch 
ein Zusatz als Laufradparcour „EmsFlöhe““ auf dem Grundstück 
vorgeplant. Die EmsFlöhe haben dafür am Weltkindertag einen 
Scheck der Deutschen Kinderhilfe – Die ständige Kindervertre-
tung e.V. über 1.000 Euro erhalten.

Der Verein freut sich über ein Like bei Facebook oder Instagram 
unter: emsrenner

Gerade in Zeiten der Pandemie wurde das Fahrradfahren noch attraktiver: Kinder im Alter von 3-15 Jahren haben Spaß auf der Anlage. 
Das Training bei den EmsRennern ist für alle Kinder kostenlos. 

Zusammenschluss für mehr Bewegung: Die Ems-Renner sind ein Gemein-
schaftsprojekt der Vereine „Unser Dorf Stukenbrock-Senne e.V.“ und „Polizei-Sport-
Verein Stukenbrock-Senne e.V.“ 
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Deutsche Kinderhilfe e.V.
in familiengerichtlichen Verfahren nicht angehört werden. Nach 
wie vor gibt es in Deutschland Kinder, die täglich Gewalt aus-
gesetzt sind. Die Zahlen zu körperlicher und sexueller Gewalt 
gegenüber Kindern sind hoch. Die Dunkelziffern werden noch 
viel höher liegen.

Bei den Entscheidungen von Politik, Justiz und Verwaltung sind 
weder die Umsetzung noch die Anwendung noch die Förderung 
der Kinderrechte maßgebend. Auch gesamtgesellschaftlich be-
steht ein mangelndes Bewusstsein über die Rechte und den be-
sonderen Schutz von Kindern. Die Kinderrechte müssen daher so 
dringend wie nachdrücklich einer großen Öffentlichkeit bekannt 
gemacht und Entscheidungsträgern ans Herz gelegt werden. Für 
ihre Anwendung und Durchsetzung im täglichen Leben tragen 
allerdings nicht nur die Staaten allein Verantwortung: Wir alle 
müssen uns für die tatsächliche Anwendung der Kinderrechte 
einsetzen!

Die ständige Kindervertretung der Deutschen Kinderhilfe 
setzt sich ein: 
Für Kinderschutz und Kinderrechte und damit für einen Men-
talitätswandel in Deutschland. Wir fordern: Kinderinteressen 
müssen dauerhaft im Fokus der Öffentlichkeit stehen. Dafür 
engagieren wir uns mit einer Vielzahl von Projekten in ganz 
Deutschland und in diversen Bereichen.

Kinderschutz und Kinderrechte 
gehen uns alle an! 

Themenblock_Kinderschutz und Kinderrechte

Wie kinderfreundlich ist Deutschland eigentlich?
Unser Land hat 16 Datenschutzbeauftragte, einen Wehrbeauf-
tragten, ein Kartellamt und ein Umweltministerium – aber nie-
manden, der unabhängig die Interessen von Kindern in Politik 
und Gesellschaft vertritt. Es gibt lediglich einen vergleichsweise 
einflusslosen Unterausschuss des Bundestages: die Kinderkom-
mission – ohne Stimmrecht und die Fähigkeit, Anträge einzu-
bringen. Länder wie Schweden, Frankreich oder Polen sind da 
weiter.

Kinderschutz wird noch immer vernachlässigt! 
Gewalt gegen Kinder ist leider nach wie vor ein alltägliches Phä-
nomen. Jeden Tag sind Kinder in Deutschland von Tötungs-, Ge-
walt- und Sexualdelikten betroffen.

Die Zahl der Inobhutnahmen steigt stetig, während das Kinder- 
und Jugendhilfesystem unter seiner Belastung zusammenzubre-
chen droht. Obwohl Bund und Länder beträchtliche Summen in 
die Familienförderung und die Sozial- und Gesundheitssysteme 
investieren, verdunstet der nach dem Gießkannenprinzip ver-
sprühte Geldregen oftmals, ohne die Familien tatsächlich zu 
erreichen.

Unsere Kinder vor Gefahren für ihr Wohlergehen zu schützen, 
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Neben dem Schutz 
vor körperlicher Gewalt muss das Augenmerk verstärkt auch auf 
sexuelle und psychische Gewalt sowie Vernachlässigung gerich-
tet werden. Jeder und jede einzelne hat die Verantwortung und 
muss hinsehen, wenn Kindern Unrecht geschieht.

Die Deutsche Kinderhilfe schaut kritisch hin!

Kinder haben Rechte! 
Die Menschenrechte gelten für alle, Kinder und Jugendliche bil-
den da keine Ausnahme. Allerdings haben Kinder und Jugendli-
che Bedürfnisse, Wünsche und Interessen, die besonders zu för-
dern und zu schützen sind. Darum wurde am 20. November 1989 
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen die UN-
Konvention über die Rechte des Kindes (UN-KRK) verabschiedet. 
Die Unterzeichnenden haben sich verpflichtet, die dort festge-
schriebenen Rechte zu achten und geeignete Maßnahmen zur 
Umsetzung zu treffen.

Allerdings werden die Kinderrechte jeden Tag verletzt und miss-
achtet, weltweit, auch in Deutschland: 

Kinder haben das Recht, in sozialer Sicherheit und mit einem 
angemessenen Lebensstandard aufzuwachsen. Dennoch gibt es 
in Deutschland 3 Millionen Kinder, die in Armut leben. Kinder 
haben das Recht, an Entscheidungen, die sie betreffen, betei-
ligt zu werden. Es kommt jedoch immer noch vor, dass Kinder 

Wir fordern:

•	Kinderinteressen in den Fokus von Politik und Ge-
sellschaft rücken

•	Vorrang des Kindeswohls bei allen Entscheidungen, 
die Kinder betreffen

•	Kinderrechte zum Maßstab jeglichen staatlichen 
Handelns machen

•	Einen unabhängigen Kinderbeauftragten auf Bun-
desebene einführen

23
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Jahrhunderthochwasser 2021 in 
Deutschland: Die Deutsche Kinderhilfe 
– Die ständige Kindervertretung e.V. 

24

Mitte Juli kam es in Teilen Deutsch-
lands zu extremen Unwettern. Am 
schlimmsten waren Regionen in Rhein-
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
betroffen. Dort fielen am 14. Juli und in 
der Nacht auf den 15. Juli innerhalb von 
24 Stunden 100 bis 150 Liter Regen pro 
Quadratmeter. Der Großteil der Wasser-
massen prasselte in einem kurzen Zeit-
fenster von zehn bis 18 Stunden herab. 
Normalerweise fällt im gesamten Monat 
Juli durchschnittlich weniger Nieder-
schlag. In der Folge des Starkregens 
kam es in den betroffenen Regionen zu 
Sturzfluten und massiven Überschwem-
mungen, die zu Toten und enormen Schäden führten.

Bei der Hochwasserkatastrophe starben, nach derzeitigem 
Stand, in Deutschland mehr als 180 Menschen. Die Flut verur-
sachte zudem Sachschäden in Milliardenhöhe. Rund 3.000 Ge-
bäude wurden beschädigt und knapp 500 zerstört. Bislang sind 
beschädigte oder zerstörte Straßen, Bahngleise, Brücken und 
vieles mehr nicht mitgezählt.

Besonders in Rheinland-Pfalz waren und sind die Auswirkungen 
des Hochwassers extrem: Dort starben mindestens 133 Men-
schen, fast alle im Landkreis Ahrweiler in der Eifel. Mehr als 700 
Menschen wurden verletzt, 73 werden noch vermisst. Neben 
dem Ahrtal waren in Rheinland-Pfalz weitere Eifel-Regionen so-
wie die Stadt Trier betroffen. In Nordrhein-Westfalen richtete 
das Hochwasser vor allem in Hagen und Wuppertal, im Kreis Eu-
skirchen, dem Rhein-Sieg-Kreis sowie in Teilen des Bergischen 
Landes große Schäden an, 47 Menschen sind hier infolge des 
Unwetters gestorben. Auch in Bayern, Baden-Württemberg und 
Sachsen gab es Schäden und Tote.

Während der Covid-19-Pandemie sprang die Deutsche Kinder-
hilfe ein, um Kindern eine warme Mittagsmahlzeit zu sichern. 
Damit nicht wieder, wie damals geschehen, betroffene Kinder 
übersehen oder vergessen werden, entwickelte unser Ehrenvor-
sitzender Rainer Becker die Idee, Feriencamps für vom Hoch-
wasser betroffene Kinder einzurichten und die Kinder „einfach 
mal rauszuholen“. Nach dem Lockdown, der einen oftmals be-
lastenden Distanzunterricht mit sich brachte, und der aktuellen 
Hochwasserkatastrophe sollten die Kinder endlich einmal für ein 
paar Tage ein unbeschwertes Umfeld erleben können, um ihre 
Anstrengungen zu vergessen und sich selbst und auch die ande-
ren wenigstens ein klein wenig wiederzufinden. 

So etwas geht natürlich nur mit einem engagierten und starken 
Partner, den er im Deutschen Roten Kreuz Landesverband Meck-
lenburg-Vorpommern (DRK M-V) fand. Das DRK M-V schaffte es in 
rund einer Woche, die erforderliche Logistik bereitzustellen, um 
den Plan mit den Feriencamps zu realisieren. Die Kinder sollten 
mit Bussen abgeholt und auf mehrere Camps des DRK im Land 
Mecklenburg-Vorpommern verteilt werden. 

Anfangs gestaltete es sich als nicht ganz einfach, die betrof-
fenen Familien und ihre Kinder überhaupt zu erreichen und der 
eine oder die andere wollte in dieser Zeit der Krise auch lieber 
bei seiner*ihrer Familie blieben. Nur durch unsere ehrenamtli-
chen Helferinnen vor Ort, Frau Claudia Langendorff und Frau 
Michaela Leuschner aus Berlin gelang es, unmittelbaren Kontakt 
aufzunehmen und die Hotline-Nummer des DRK M-V für die An-
meldung bekanntzumachen.

Als sich das St.-Angela-Gymnasium aus Bad Münstereifel mit 
seinen 6. und 7. Klassen für ein Nachholen der ausgefallenen 
Klassenfahrten komplett anmeldete, war der „Knoten geplatzt“. 
Bis Ende Oktober waren insgesamt 500 betroffene Kinder in 
den DRK-Camps, jeweils für eine Woche, rundum betreut, gut 
ver- und umsorgt. „Mögen sie diese Hilfe, die sie erfahren haben, 
irgendwann einmal an andere Menschen, die der Hilfe bedürfen, 
weitergeben“, so Rainer Becker.

Der beabsichtigte positive Nebeneffekt der DRK-Camps in Meck-
lenburg-Vorpommern war, dass ganz viele andere Träger – Ver-
eine und Institutionen – ähnliche, andere und eigene Camps für 
betroffene Kinder errichteten. Und damit dieses Mal von Anfang 
an auch die Kinder im Blick hatten. 

Themenblock_Kinderschutz und Kinderrechte E-Mail für eine bemer-
kenswerte Initiative

Lieber Herr Becker,

in einem Telefonat mit meiner Persönlichen Referentin, Frau Neheidom, haben Sie für die Opfer der Un-
wetterkatastrophe vom 14./15 Juli 2021 das Angebot Ihres Vereins gemeinsam mit dem Deutschen Roten 
Kreuz unterbreitet, dass Kinder aus den betroffenen Gebieten für eine Woche an einer kostenlosen Feri-
enfreizeit teilnehmen können.

Ich bin zutiefst beeindruckt von der überwältigenden Hilfsbereitschaft der Bürgerinnen und Bürger, Ver-
eine, Unternehmen und Institutionen nach diesem fürchterlichen Jahrhundertunwetter. All diese Aktionen 
sind ein starkes und wichtiges Zeichen der Solidarität und des Zusammenhalts in dieser Zeit der extremen 
Herausforderung.

Sicherlich sind wir uns einig darin, dass gerade die Kinder und Jugendlichen nach diesen schlimmen 
Erfahrungen mit den Folgen des Hochwassers ganz besonders unserer Hilfe und Fürsorge und auch der 
Erholung bedürfen. Deshalb freue ich mich sehr über dieses sinnvolle Angebot der Ferienfreizeit.

Nun werden Ihnen die in Betracht kommenden Kommunen schon aus Datenschutzgründen  keine gene-
rellen Namenslisten zuzuleiten vermögen, aber sie werden Ihnen mit dem Einverständnis von betroffenen 
Familien deren Kontaktdaten benennen können, auf die Sie dann zur Klärung des weiteren Verfahrens 
zugehen können.

Ich habe deshalb veranlasst, dass der Krisenstab meines Hauses Ihr Angebot umgehend den Bezirksre-
gierungen zur Weitergabe an die Kommunen zuleiten wird.

Hoffen wir gemeinsam, dass durch Ihr großzügiges Angebot möglichst vielen Kindern in den von der Un-
wetterkatastrophe betroffenen Orten geholfen werden kann.

Zur Klärung der organisatorischen Fragen wird sich mein Büro kurzfristig mit Ihnen in Verbindung setzen.

Nochmals vielen Dank für Ihre bemerkenswerte Initiative.

Mit freundlichen Grüßen

Herbert Reul
Minister des Innern
 
Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen
Postanschrift: 40190 Düsseldorf
Friedrichstraße 62 - 80, 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 (0)211 871 3300
Fax: +49 (0)211 871 163300
herbert.reul@im.nrw.de
www.im.nrw
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Ab 2024 werden Eltern zudem durch eine Verfahrenslotsin oder 
einen Verfahrenslotsen unterstützt. Das heißt, sie erhalten eine 
verlässliche Ansprechperson, die sie durch das gesamte Verfah-
ren und im Kontakt mit Behörden begleitet.

2028 soll die Kinder- und Jugendhilfe dann für alle Kinder und 
Jugendlichen mit und ohne Behinderungen zuständig werden. 

Problematisch 
Die Einführung einer Meldepflicht im Kinderschutz lässt be-
fürchten, dass sich die Dynamik zwischen dem Jugendamt und 
den weiteren Akteur*innen im Kinderschutz verändert. Es kann 
zu einem Paradigmenwechsel in der Jugendhilfe führen – weg 
von einer Hilfeinstitution hin zu einer Kontrollbehörde. Kin-
derschutz wird auf den Bereich Meldung und Intervention bei 
Kindeswohlgefährdung reduziert. Dabei liegt der Schutz von 
Kindern in gemeinsamer Verantwortung aller Beteiligten und 
darf nicht auf die bloße Weitergabe von Informationen an das 
Jugendamt verkürzt werden. 

Fazit 
Im Grundsatz ist das neue Gesetz zu begrüßen. Welche Fragen, 
Hürden oder Folgen sich daraus ergeben, wird sich erst im Laufe 
der Zeit zeigen. Es ist daher verfrüht, den Prozess abschließend 
zu bewerten. Zunächst einmal wird die große Herausforderung 
sein, vor Ort die neuen gesetzlichen Vorgaben zu interpretieren, 
umzusetzen und die Fachkräfte darin zu begleiten. Dies alles er-
fordert Zeit und fachlich gut ausgebildetes Personal. 

Da wir die Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe über die we-
sentlichen Änderungen im SGB VIII informieren und bei der 
Umsetzung unterstützen wollen, haben wir einzelne Themen in 
Online-Seminaren aufbereitet. Schauen Sie dazu gerne in unse-
rem Webshop vorbei. 

Außerdem sollen junge Menschen, Mütter, Väter, Personensor-
ge- und Erziehungsberechtigte in einer für sie verständlichen 
und nachvollziehbaren Weise beraten werden. Die Beratung be-
zieht sich u.a. auf die persönlichen Bedarfe, Verwaltungsabläu-
fe oder Hinweise auf Hilfemöglichkeiten im Sozialraum. Soweit 
erforderlich, gehört zur Beratung auch die Hilfe bei der Antrag-
stellung, bei der Klärung weiterer zuständiger Leistungsträger, 
bei der Inanspruchnahme von Leistungen sowie bei der Erfüllung 
von Mitwirkungspflichten.

Ombudsstellen
Ein großer Erfolg ist die verbindliche Einrichtung von Ombuds-
stellen, die Anlaufstellen für Kinder, Jugendliche und Eltern 
sind. Sie dienen auch dazu, dass Adressat*innen der Kinder- und 
Jugendhilfe ihre Beschwerde an eine unabhängige Stelle rich-
ten können. Diese Ombudsstellen arbeiten unabhängig und sind 
fachlich nicht weisungsgebunden. 

Gleichberechtigte Teilhabe von jungen Menschen mit und ohne 
Behinderung 
Mit dem KJSG ist der Grundstein für eine inklusive Kinder- und 
Jugendhilfe gelegt. Kinder mit und ohne Behinderung sollen 
Hilfen aus einer Hand bekommen, d.h. die Gesamtzuständigkeit 
liegt bei der Kinder- und Jugendhilfe für alle junge Menschen – 
ob mit oder ohne Behinderung. In drei Stufen ist bis 2028 die 
gleichberechtigte Teilhabe aller Kinder und Jugendlichen end-
lich gesetzlich verankert. 

Im ersten Schritt soll es für Kinder und Jugendliche mit Behin-
derungen und ihre Eltern leichter werden, ihre Rechte zu ver-
wirklichen und die Leistungen zu bekommen, die ihnen zuste-
hen. Dazu sollen sie umfassend über Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe, aber auch anderer Systeme beraten werden. Kinder 
mit und ohne Behinderungen werden künftig grundsätzlich ge-
meinsam in Kindertageseinrichtungen betreut.

Themenblock_Kinderschutz und Kinderrechte

Das neue Kinder- und Jugendhilfegesetz: Ein modernes Gesetz, das Kinder, Jugendliche und ihre Familien stärken soll.

Das Gesetz sieht Änderungen in folgenden Bereichen vor: 

1. Kinderschutz
Das Gesetz will den Schutz von Kindern und Jugendlichen in Ein-
richtungen und Pflegefamilien verbessern. Außerdem soll auch 
die Kooperation zwischen Jugendamt und weiteren wichtigen 
Akteur*innen im Kinderschutz verbessert werden. 

2. Fremdunterbringung 
Die Rechte junger Menschen, die in Einrichtungen der Erzie-
hungshilfe oder in Pflegefamilien aufwachsen, sollen gestärkt 
werden. 

3. Inklusion
Das Gesetz stellt verbindliche Weichen für die Zusammenführung 
der Zuständigkeiten für Kinder und Jugendliche mit und ohne 
Behinderungen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe. 

4. Prävention vor Ort
Familien in schwierigen Lebenslagen sollen einen verbesserten 
und niedrigschwelligen Zugang zu Hilfen vor Ort erhalten. 

5. Beteiligung 
Ein zentrales Ziel des Gesetzes ist, Kinder und Jugendliche, aber 
auch ihre Eltern und Familien, durch mehr Beteiligung an den sie 
betreffenden Entscheidungen und Prozessen zu stärken. 

Erfolge 
Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz enthält eine Vielzahl an 
Neureglungen. Hier werden einzelne wesentliche Änderungen 
vorgestellt. Dazu zählt u. a. der Ausbau der Beteiligungs-, Be-
ratungs- und Beschwerderechte von Kindern, Jugendlichen und 
Eltern.

Beteiligung
Die systematische Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und 
Eltern als Adressat*innen der Kinder- und Jugendhilfe steht im 
KJSG im Fokus. Denn eine gelingende Beteiligung an Entschei-
dungen und bei der Inanspruchnahme von Hilfen ist essentiell 
für den gesamten Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe. Junge 
Menschen werden dadurch in ihrer Selbstbestimmung gestärkt. 

Beratungsanspruch 
Eng mit der Beteiligung verknüpft ist der uneingeschränkte Be-
ratungsanspruch für Kinder und Jugendliche. Junge Menschen 
können sich ohne Wissen der Eltern an Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe wenden. Der Beratungsanspruch ist nicht mehr 
an eine Konflikt- oder Notlage geknüpft. 

Kinder und Jugendliche stärken – 
Der lange Weg zur Kinder- und Jugend-
hilfereform 
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Nach einem fast zehnjährigen Prozess wurde die Reform des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) beschlossen. Am 10. 
Juni 2021 ist das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) 
in weiten Teilen in Kraft getreten. Das Gesetz soll die Situation 
vieler Kinder, Jugendlicher und junger Erwachsener verbessern. 
Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
hat die fachpolitische Debatte zur SGB VIII-Reform begleitet 
und im Rahmen ihrer Mitgliedschaft beim Deutschen Sozialge-
richtstag e. V. an einem Positionspapier zur Gesetzgebung mit-
gewirkt.

Gesetzgebungsprozess 
Bereits in der 18. Legislaturperiode wollte die Bundesregierung 
das Kinder- und Jugendhilfegesetz novellieren. Viele Verbän-
de und Kinderschutzorganisationen – darunter die Deutsche 
Kinderhilfe – waren mit der Vorgehensweise, der geringen Betei-
ligung der Fachwelt und letztendlich mit den vorgelegten Ände-
rungen unzufrieden.

Bei der Frage, wie die Kinder- und Jugendhilfe der Zukunft aus-
sehen muss, sind Expertise und Erfahrung derjenigen, die sich in 
ihrer täglichen Arbeit mit Kindern und ihren Familien und deren 
Bedürfnissen befassen, von ganz zentraler Bedeutung.

Aus diesem Grund hat das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) einen neuen Dialogprozess ge-
startet. Am 6. November 2018 setzte das BMFSFJ unter dem Titel 
„Mitreden – Mitgestalten: Die Zukunft der Kinder- und Jugend-
hilfe“ den Startschuss für eine Weiterentwicklung der Kinder- 
und Jugendhilfe. In dem Dialogprozess wurden in vier Sitzungen 
unterschiedliche Themen mit Vertreter*innen aus der Kinder- 
und Jugendhilfe, der Behindertenhilfe und der Gesundheitshilfe 
diskutiert: Kinderschutz, Fremdunterbringung, Prävention und 
Inklusion. Im Laufe des Prozesses kristallisierte sich heraus, 
dass der Aspekt der Beteiligung ein weiterer wichtiger Baustein 
ist, der in der Reform berücksichtigt werden muss. Die aus dem 
Dialogprozess entstandenen Ergebnisse sind in einen Referen-
tenentwurf geflossen, der im Oktober 2020 vorgelegt wurde. 

Im Dezember folgte der Regierungsentwurf, im März 2021 kamen 
dann die Änderungsvorschläge des Bundesrats sowie die Gegen-
äußerung der Bundesregierung, im April 2021 die Beschlussfas-
sung des Bundestags nach Änderungen durch den Ausschuss für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Der Bundesrat hat dem 
Gesetz am 07. Mai 2021 zugestimmt. Die Regelungen sind – mit 
Ausnahme der Regelungen der zweiten und dritten Stufe der In-
klusiven Lösung – im Juni 2021 in Kraft getreten. 
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Jahrelang hatte die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kinder-
vertretung e. V. vor und hinter den Kulissen für diese Änderun-
gen gekämpft. Natürlich sind Strafen nicht alles, aber sie zeigen 
nicht wenigen Betroffenen dieser Straftaten auf, was sie unserer 
Justiz und unserer Gemeinschaft wert sind und können so mit 
dazu beitragen, den Betroffenen ihren Wert und ihre Würde zu-
rückzugeben.

Der sogenannte sexuelle Missbrauch und Delikte rund um die 
Kinderpornografie werden zukünftig zu Verbrechen und damit 
mit einer Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr bestraft. Da-
rüber hinaus werden die Befugnisse von Ermittler*innen ver-
bessert, Verjährungsfristen sowie Fristen für die Aufnahme von 
Sexualdelikten gegen Kinder im Führungszeugnis verlängert. 
Familienrichter*innen sollen zusätzliche Qualifikation erhalten, 
die Justiz soll kindgerechter, Sexpuppen verboten werden und 
vieles mehr.

Doch es gibt noch einen wichtigen Punkt, der nicht berücksich-
tigt worden ist. Leider wurde der ursprüngliche Vorschlag von 
Bundesministerin Lambrecht, den bagatellisierenden Begriff 
„Sexueller Missbrauch“ in „Sexualisierte Gewalt“ zu ändern, 
nicht aufgegriffen. Das ist enttäuschend, aber vor dem Hinter-
grund der vielen positiven Dinge, die mit diesem Gesetz ange-
schoben werden, zu verkraften.

In diesem Zusammenhang angeführte Kritik wegen personeller 
und technisch-organisatorischer Probleme von Polizei, Staats-
anwaltschaften und Richterschaft bei der Anwendung der ge-
planten Neuregelungen ging dagegen eher an den Betroffenen 
und ihrem Leid vorbei und kann nur als kontraproduktiv be-
zeichnet werden. Erfreulicherweise teilte die Mehrheit der Parla- 
mentsabgeordneten diese Bedenken nicht. Die Verabschiedung 
des Gesetzes durch den Deutschen Bundestag am 19. März 2021 
war dem Grunde nach der Tag der Entscheidung, denn es dürf-
te unwahrscheinlich sein, dass sich der Bundesrat noch gegen 
dieses gelungene Paket stellt. „Nach unserem öffentlich aus-
geführten Streit über die Medien hat Frau Lambrecht alle ihre 
Ankündigungen wahrgemacht und sehr gut umgesetzt. Auch ich 
habe ihr für diesen Entwurf, für den sie viel Kritik einstecken 
musste, Durchhaltevermögen und Erfolg gewünscht. Ich freue 
mich sehr“, so Rainer Becker, Ehrenvorsitzender der Deutschen 
Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V.

Härtere Strafen für sexuelle Gewalt 
gegen Kinder – ein Durchbruch!
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Danke, Herr Innenminister 
Herbert Reul!

www.kindervertretung.de

Wir nehmen Ihren Brief zum Anlass, weiterhin enga-
giert für die Kinderrechte in Deutschland zu kämpfen.

ständige

Deutsche Kinderhilfe e.V.

Gemeinnützig
seit 2000

Unser Erfolg: Nach jahrelanger Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit endlich ein 
wichtiger Schritt hin zu mehr gesetzlichem Kinderschutz.



In einigen größeren Städten gab es vereinzelte hervorhebens-
werte Spendenaktionen, dies allerdings nur gelegentlich und 
auch zeitlich und in der Zahl begrenzt. Unser Ehrenvorsitzender 
Rainer Becker fragte sich damals, wieso eigentlich zugesagte 
staatliche Leistungen aus Bundesmitteln, die jetzt plötzlich 
wegfielen, ab diesem Zeitpunkt durch gelegentliche Spenden 
aufgefangen werden sollten. Für ihn konnte und durfte so et-
was nicht sein. Hierbei ging er keineswegs von böser Absicht der 
Bundesregierung und des Krisenkabinetts aus, für ihn waren die 
Kinder und Jugendlichen schlichtweg vergessen worden. Den-
noch begann nun eine nicht nachvollziehbare Absurdität.

Statt darüber nachzudenken und zu diskutieren, wie denn die 
Versorgung der vergessenen Kinder schnellstmöglich geheilt 
werden kann, begannen nicht wenige Juristen in einigen Kom-
munen und Landesministerien, die doch eigentlich für Soziales 

Trotz Corona: Kinderessen für Alle
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Niemandem schien es aufzufallen, niemand schien sich für sie 
einzusetzen…

Gemeint sind bundesweit 553.053 Kinder und Jugendliche aus 
finanziell schlechtergestellten Familien, deren Eltern auf ihren 
Antrag hin aus Mitteln des Bildungs- und Teilhabepaketes an 
den Wochentagen für ihren Nachwuchs eine kostenlose Mittags-
mahlzeit in ihrer Kita oder Tagespflegestelle oder Schule bewil-
ligt worden war. Allerdings fiel mit dem ersten Lockdown, bei 
dem die zentralen Ausgabeorte aus Infektionsschutzgründen 
geschlossen worden waren, auch die ihnen bereits bewilligte 
warme Mittagsmahlzeit aus Mitteln des Bildungs- und Teilhabe-
paketes weg. Ihre Eltern hatten nun die Mehr-Kosten für ihre 
tägliche Mittagsverpflegung aus ihrem ohnehin schon schmalen 
Hartz-4- oder Aufstocker-Budget mit zu bestreiten, und dies 
nicht selten für mehrere Kinder. Das tat weh.
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Bereitgestellt: 1000 Verpflegungsbeutel warten beim Deutschen Roten Kreuz Mecklenburgische Seenplatte auf ihre Empfänger.
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Unser ganz besonderer Dank gilt Uwe Jahn vom Deutschen Roten 
Kreuz Mecklenburgische Seenplatte, ohne dessen Unterstützung 
die ganze Aktion nicht oder nur unter sehr erschwerten Umstän-
den möglich gewesen wäre.

Autor: Rainer Becker, 
Ehrenvorsitzender der Deutschen Kinderhilfe – 
Die ständige Kindervertretung e. V.

zuständig sein sollten, Erklärungen zu suchen, warum denn die 
Kinder nach dem Lockdown keinen Anspruch mehr auf ihre war-
me Mittagsmahlzeit aus den BuT-Mitteln hätten. So wurde z. B. 
angeführt, dass im Gesetz ja die Rede von der gemeinsamen Ein-
nahme einer Mahlzeit sei und dass sie in schulischer Trägerschaft 
zu erfolgen habe. Becker argumentierte, dass ein Gesetz im Sin-
ne des mutmaßlichen Willens des Gesetzgebers zu interpretieren 
und dass der Text vor der Pandemie zustande gekommen sei, so 
dass es heute doch wohl mehr um eine warme Mahlzeit und we-
niger um die Gemeinschaftspflege ginge.

Er warf sogar ein, dass die Kinder und Jugendlichen sich ja zum 
selben Zeitpunkt vor der WebCam oder Handy-Kamera zur ge-
meinsamen Einnahme des Essens verabreden könnten, so dass 
der Vorgabe der gemeinsamen Einnahme der Mahlzeit dann so-
gar formal entsprochen würde. Darüber hinaus verwies er darauf, 
dass bei Online-Unterricht u. ä. wohl nicht behauptet werden 
könne, es gäbe zurzeit keine schulische Trägerschaft, ganz im 
Gegenteil. Und er fragte sich, wieso eigentlich ausgerechnet die 
Länder und Kommunen so heftig um bereits bewilligte und aus-
geplante Gelder des Bundes stritten, die ihre Haushalte doch gar 
nicht betrafen.

Gemeinsam mit Uwe Jahn, dem Geschäftsführer des Deutschen 
Roten Kreuzes, Kreisverband Mecklenburgische Seenplatte, or-
ganisierte er im März 2020 eine große Verteilaktion von Verpfle-
gungsbeuteln an betroffene BuT-Kinder und -Jugendliche bzw. 
ihre Eltern, um so die erste Not zu lindern und gleichzeitig die 
Medien und die Politik auf die vergessenen Kinder aufmerksam 
zu machen. Hierbei hob er deutlich hervor, dass die Kinder und 
Jugendlichen weiterhin ein Recht auf ihre warme Mittagsmahl-
zeit hätten und nicht auf Spenden angewiesen sein dürften. 
Selbst nachdem sich die Staatssekretärin Kramme aus dem Bun-
desarbeitsministerium hierzu im Sinne der Kinder und Jugendli-
chen äußerte, ließ der skurril anmutende Widerstand in Ländern 
und Kommunen nicht nach.

Am Ende wandte sich Rainer Becker deswegen sogar an Bundes-
arbeitsminister Heil, und zu seiner Freude folgte dieser seiner 
Rechtsauffassung und ließ in das so genannte Sozialschutzpa-
ket II der Bundesregierung, also ein Bundesgesetz, aufnehmen, 
dass in den Zeiten der Pandemie auf eine gemeinsame Einnahme 
der Mittagsmahlzeit verzichtet werden kann. Mittlerweile wur-
de die befristete Regelung bereits zwei Mal verlängert, und die 
BuT-Mittagsmahlzeiten wurden und werden weiter ausgegeben. 
Zu unserer Kritik für den ländlichen Raum immer noch etwas 
lebensfremd und „unpraktisch“ an zentralen Ausgabeorten, da 
flexible Lösungen wie die Ausgabe in Gutscheinen oder Geldleis-
tungen noch immer nur in absoluten Ausnahmefällen erfolgen, 
aber wir haben insgesamt erfolgreich unsere Stimme für die ver-
gessenen Kinder erhoben und wir wurden erhört. Ein guter Tag 
für unsere Kinder – trotz Corona mit all den damit verbundenen 
mehr als belastenden Nebenfolgen.
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Folgende Elemente soll die Formulierung enthalten:

-	 Das Recht des Kindes auf Anerkennung als eigenstän-
dige Persönlichkeit

-	 Die Berücksichtigung des Kindeswohls als ein vorran-
giger Gesichtspunkt bei allen Entscheidungen, die 
Kinder betreffen

-	 Das Recht des Kindes auf Beteiligung, insbesondere 
die Berücksichtigung seiner Meinung entsprechend 
Alter und Reifegrad

-	 Das Recht des Kindes auf Entwicklung und Entfaltung
-	 Das Recht des Kindes auf Schutz, Förderung und einen 

angemessenen Lebensstandard
-	 Die Verpflichtung des Staates, für kindgerechte Le-

bensbedingungen Sorge zu tragen
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hilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. gemeinsam mit mehr 
als 100 Organisationen und Verbänden zusammengetan und in 
einem gemeinsamen Appell den Bund und die Länder vor der 
Bundesratssitzung aufgefordert, sich bis zur Sommerpause 
auf ein Gesetz zu einigen, das den Ansprüchen der UN-Kinder-
rechtskonvention gerecht wird. Am 15. April 2021 fand die erste 
Lesung im Bundestag statt. Davor beteiligten wir uns an einer 
Briefaktion, mit der wir unsere Forderungen an die Bundestags-
fraktionen richteten. Bei einer öffentlichen Anhörung am 17. 
Mai 2021 kam keine Einigung zustande. Weitere interne Treffen 
des Bundesjustizministeriums und der Fraktionen der Opposi-
tion erzielten keinen Kompromiss zur Verankerung von Kinder-
rechten im Grundgesetz.

Es ist enttäuschend, dass eine so große Chance vertan wur-
de. Allerdings war die Formulierung der Bundesregierung viel 
zu schwach und hätte zu keiner wirklichen Stärkung der Kin-
derrechte geführt. Wir fordern, Kinderrechte ausdrücklich im 
Grundgesetz zu benennen und dass die Formulierung nicht hin-
ter den Forderungen der auch für Deutschland verbindlichen UN-
Kinderrechtskonvention zurückbleibt. Dazu gehören vor allem 
die vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls und das Recht 
auf eine echte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen!

Wir erwarten, dass die neue Bundesregierung am Ball bleibt und 
eine starke und eindeutige Formulierung für die Kinderrechte 
erarbeitet, die kindgerechte Lebensverhältnisse und bessere 
Entwicklungschancen für alle Kinder in Deutschland schafft. Wir 
bleiben dran und fordern weiterhin: Kinderrechte gehören ins 
Grundgesetz – aber richtig!

Die Deutsche Kinderhilfe fordert: 
Kinderrechte ins Grundgesetz auf-
nehmen – aber richtig!

In der 19. Legislaturperiode hatte sich die Koalition ein wichti-
ges Ziel gesetzt: die Aufnahme von Kinderrechten ins Grundge-
setz. Kurz vor Ende verkündete Justiz- und Familienministerin 
Lambrecht das Scheitern. Denn die Bundesregierung konnte sich 
mit der Opposition auf keine gemeinsame Formulierung einigen. 
Dies ist aber nötig, da es für eine Grundgesetzänderung eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit braucht. 

Fast 30 Jahre nach Inkrafttreten der UN-Kinderrechtskonvention 
(UN-KRK) in Deutschland ist es höchste Zeit dafür, Kinderrechte 
ins Grundgesetz aufzunehmen. Denn bis heute werden bei Ent-
scheidungen in Politik, Verwaltung und Rechtsprechung die Be-
lange und Rechte von Kindern und Jugendlichen unzureichend 
berücksichtigt. Das hat uns allen zuletzt die Corona-Pandemie 
sehr deutlich gezeigt.

Nach jahrelangem Ringen wurde endlich ein Gesetzesentwurf zur 
Aufnahme der Kinderrechte in das Grundgesetz vorgelegt. Am 
20. Januar 2021 verabschiedete das Bundeskabinett einen Ge-
setzesentwurf, der vorsah, Artikel 6 Absatz 2 des Grundgesetzes 
durch die folgenden Sätze zu ergänzen:

„Die verfassungsmäßigen Rechte der Kinder einschließlich ih-
res Rechts auf Entwicklung zu eigenverantwortlichen Persön-
lichkeiten sind zu achten und zu schützen. Das Wohl des Kindes 
ist angemessen zu berücksichtigen. Der verfassungsrechtliche 
Anspruch von Kindern auf rechtliches Gehör ist zu wahren. Die 
Erstverantwortung der Eltern bleibt unberührt.“

Mit diesem Vorschlag befasste sich am 26. März 2021 erstmals 
der Bundesrat. Als Mitstreiterin in der Initiative „Kinderrechte 
ins Grundgesetz – aber richtig!“ hatte sich die Deutsche Kinder-

Kinderrechte im Grundgesetz: Schafft es die neue Bundesregierung, endlich die 
Rechte der Kinder zu stärken?

Existenzängste, beengte Wohnraumverhältnisse und psychische 
Belastungen, die das Konfliktpotenzial erhöhten.

Solche familiären Belastungen können das Wohl des Kindes ge-
fährden, sodass das eigene Zuhause kein geborgenes und siche-
res Umfeld mehr bietet.

Hinzu kam, dass den Kindern Ansprechpartner*innen außerhalb 
des familiären Umfelds fehlten. Schulen und Kitas, Freizeitein-
richtungen und Vereine spielen eine wichtige Rolle im Kinder-
schutz.

In der Regel kommt eine Vielzahl von Gefährdungsmeldungen 
von Lehrkräften und Erzieher*innen. Durch die Schließung der 
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen fehlte es an Kontakt 
zu Personen, denen sich Kinder anvertrauen können bzw. denen 
blaue Flecken oder andere Verletzungen auffallen und die einen 
Verdacht auf Kindeswohlgefährdung melden.

Daher bleibt zu vermuten, dass die Dunkelzahl von Gewalt be-
troffener Kinder noch viel höher ist als es die Zahlen der PKS 
zeigen.

Hilfesysteme in der Corona-Krise 
Die Corona-Krise hatte zudem Auswirkungen auf die Unterstüt-
zungssysteme der Kinder- und Jugendhilfe. Beratungs- und Be-
treuungsangebote wurden massiv eingeschränkt, der Kontakt 
zu Kindern und Familien musste in vielen Fällen reduziert oder 
auf Telefon- und Videokonferenzen umgelegt werden. Dies er-
schwerte die Kommunikation zwischen Fachkräften und den Kin-
dern sowie ihren Familien.

Kinder in der (Corona-) Krise
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Viele Fachkräfte hatten es befürchtet. Die Zahlen der Polizeili-
chen Kriminalstatistik (PKS) über die kindlichen Gewaltopfer im 
Jahr 2020 offenbarten die traurige Wahrheit.

Im Jahr 2020 sind 152 Kinder gewaltsam zu Tode gekommen. Da-
von waren 115 Kinder zum Zeitpunkt des Todes jünger als sechs 
Jahre. Im Vergleich zum Vorjahr handelt es sich um einen An-
stieg von 35,7 %. Darüber hinaus kam es in 134 Fällen zu einem 
Tötungsversuch. Bei den Zahlen der von Misshandlungen betrof-
fenen Kinder ist ein Anstieg von 4.100 auf 4.542 zu verzeichnen.
Im Bereich der sexuellen Gewalt ist die Zahl der von sexuellem 
Missbrauch betroffenen Kinder nach den §§ 176, 176a und 176b 
um 6,27 % gestiegen. Insgesamt waren 16.921 Kinder von se-
xueller Gewalt betroffen. Das sind 46 Betroffene pro Tag, von 
denen wir Kenntnis erlangen. Die in der Polizeilichen Kriminal-
statistik erfassten Zahlen zur Herstellung, zum Besitz und zur 
Verbreitung sogenannten kinderpornografischen Materials sind 
von 12.262 auf 18.761 gestiegen. Das ist ein Anstieg von 53 % 
im Vergleich zum Vorjahr.

Die Zahlen sprechen eine eindeutige Sprache. Die Corona-Krise 
war eine Krise der Kinder. Die Maßnahmen zur Eindämmung des 
Virus hatten gravierende Auswirkungen auf ihr Wohlergehen und 
nicht zuletzt auf ihre Entwicklung. Ihre Rechte wurden in einem 
erheblichen Maße beschnitten und das Risiko, Gewalt in unter-
schiedlichen Formen zu erfahren, war erhöht.

Die Corona-Pandemie und die damit verbundenen Maßnahmen 
haben unseren Alltag verändert. Kita- und Schulschließungen, 
Quarantänemaßnahmen, Kontaktsperren sowie Regelungen zu 
Heim- und Kurzarbeit stellten insbesondere Familien vor be-
sondere Herausforderungen. Hinzu kamen finanzielle Sorgen, 

Erschreckend: Gewalt 
gegen Kinder ist im Jahr 
2020 in allen Bereichen 
gestiegen. 



Allerdings mangelt es massiv an einer bemerkbaren Umsetzung 
der Istanbul-Konvention.

Wir stehen in der Verantwortung, Kinder und Jugendliche vor 
(sexueller) Gewalt zu schützen. Daher muss weiter und mehr in 
die Prävention, Sensibilisierung, Aufklärung über Rechte und 
den Ausbau von (präventiven) Hilfen und Unterstützung inves-
tiert werden.

Fokus auf Risikoanalyse 
Mindestens jedes vierte Kind, das in Deutschland durch Gewalt 
zu Tode kam, starb in Zusammenhang mit einem Streit ums Sor-
ge- und Umgangsrecht, in aller Regel nach einer Trennung seiner 
Eltern. Hochkonflikthafte Trennungssituationen sowie psychi-
sche Erkrankungen eines Elternteils stellen eine besondere Ge-
fahr für Kinder dar.

Artikel 51 der Istanbul-Konvention verpflichtet die Vertrags-
staaten zu einer tiefgehenden Gefährdungsanalyse.

Es gibt bereits erste Diagnose-Instrumente in Bezug auf häusli-
che Gewalt wie z. B. das Odara-Risk-System. Hier bedarf es nicht 
nur einer Weiterentwicklung, sondern auch einer Erweiterung 
um eine professionelle Analyse der Gefährdung von zum Haus-
halt gehörenden Kindern.

Es soll für die Länder ein bundesweit anerkanntes Risikoanaly-
sesystem entwickelt werden. Dieses System soll professionell 
und wissenschaftlich valide eine gerichtfeste Prüfung ermög-
lichen, inwiefern eine Gefahr für Leib und Leben besteht. So 
können Hochrisikofälle systematisch erkannt und potenziell 
von Gewalt betroffene Kinder besser geschützt werden.

einem Verbrechen mit einer Mindeststrafandrohung von einem 
Jahr gemacht hat, ist die eben beschriebene Kindesmisshand-
lung immer noch nur ein Vergehen.

Dies muss unverzüglich angepasst werden.

Prävention
Kinder sind nicht nur von Gewalt betroffen, sie üben auch selbst 
Gewalt gegenüber anderen Kindern aus. Dazu gehören auch se-
xuelle Übergriffe gegen andere Kinder. Kinder und Jugendliche 
machen fast ein Drittel der Tatverdächtigen im Deliktbereich 
„Sexueller Missbrauch von Kindern“ aus.

Kinder sollen daher so früh wie möglich lernen, dass sie über 
ihren Körper selbst bestimmen können. Sie sollen lernen, ihre 
eigenen Grenzen und dadurch auch die anderer wahrzunehmen 
und zu wahren. Zudem sind selbstbewusste Kinder, die gelernt 
haben, Nein sagen zu dürfen, eher in der Lage, sich selbst vor 
(sexuellen) Übergriffen zu schützen.

Weiter muss der Fokus verstärkt auf den Einsatz pädagogischer 
(Präventions-)Maßnahmen wie Sexualerziehung gerichtet wer-
den. Kinder sollen lernen, dass sie mit Erwachsenen über Sexu-
alität sprechen können. Sexuelle Übergriffe können als solche 
benannt werden, wenn die Begriffe für Geschlechtsteile sowie 
sexuelle Vorgänge bekannt sind. 

Dies kann jedoch nur funktionieren, wenn Prävention nicht län-
ger nur eine freiwillige Leistung von Ländern und Kommunen ist.
Spätestens seit der Istanbul-Konvention aus dem Jahr 2018 ist 
die Prävention von (sexueller) Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen eine staatliche Pflichtaufgabe.
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Beratungen per Telefon, Videochat oder Mail wurden in vielen 
Einrichtungen eingeführt oder verstärkt.

Sie stießen aber auch nicht selten auf strukturelle Grenzen. Ins-
besondere in den seit langer Zeit kaputtgesparten sozialen Sys-
temen erschweren eine geringe finanzielle und personelle Aus-
stattung ebenso wie das Fehlen von Mobiltelefonen, Laptops, 
Dienstwagen etc. die Arbeit der Fachkräfte. Die wirtschaftlichen 
Folgen der Pandemie, welche neben den Privaten vor allem die 
Kommunen zu spüren bekommen, werden diese Entwicklung 
noch verstärken, während gleichzeitig die Unterstützungsbe-
darfe weiter steigen.

Die Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sind systemrele-
vant und die Versorgung schutzbedürftiger Kinder muss sicher-
gestellt sein. Dazu gehört auch eine ausreichende personelle 
und technische Ausstattung der Kinder- und Jugendhilfe.

Kinderrechte ins Grundgesetz
Die Kinderrechte müssen endlich in das Grundgesetz aufgenom-
men werden – aber richtig! Denn bis heute werden bei Entschei-
dungen in Politik, Verwaltung und Rechtsprechung die Belange 
und Rechte von Kindern und Jugendlichen nicht ausreichend 
oder sogar unzureichend berücksichtigt. Das hat uns allen die 
Corona-Pandemie sehr deutlich gezeigt.

Allerdings muss die Verankerung von Kinderrechten im Grundge-
setz zu einer wirklichen Stärkung der Rechte von Kindern führen 
und darf weder ein Rückschritt sein noch hinter den Vorgaben 
der UN-Kinderrechtskonvention bleiben. 

Das bedeutet, bei Entscheidungen das Wohl des Kindes als ei-
nen vorrangigen Gesichtspunkt zu berücksichtigen und Kinder 
nicht nur anzuhören, sondern auch deren Meinung in Entschei-
dungen einfließen zu lassen. 

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG)
Wir brauchen ein Kinder- und Jugendstärkungsgesetz, das Kin-
der, Jugendliche und ihre Familien wirklich stärkt. Das setzt eine 
systematische Beteiligung der Beteiligten an allen Entschei-
dungsprozessen voraus, um bedarfsgerechte Hilfen zu vermit-
teln. Von diesen Beteiligungsansprüchen gibt es keine Ausnah-
men – weder in Gerichtsverfahren noch in Hilfeprozessen der 
Kinder- und Jugendhilfe. Für Beteiligung gibt es auch keine Al-
tersgrenzen. Oftmals scheitert es an der Umsetzung, da Konzep-
te und Fachkompetenz zur Gestaltung von Beteiligung fehlen.

Kinder werden immer noch zu oft vergessen oder übersehen.

Wir fordern eine echte Umsetzung und Stärkung des Beteili-
gungsrechts für Kinder und Jugendliche. Ein fachliches Selbst-
verständnis und eine Grundhaltung zur Beteiligung von Kin-
dern an allen sie betreffenden Angelegenheiten ist zwingend 
geboten. Hierzu brauchen Fachkräfte allerdings Fachwissen, 
Qualifikation und Zeit.

Zudem bedarf es einer Stärkung der Kooperationen von 
Akteur*innen im Kinderschutz. Eine Zusammenarbeit unter-
schiedlicher Professionen im Kinderschutz darf nicht auf die ein-

fache Weitergabe von Informationen, also auf das bloße Melden 
von Fällen an die jeweilige zuständige Stelle, reduziert werden. 
Vielmehr müssen verbindliche Strukturen geschaffen werden, in 
denen sich die Akteur*innen als Verantwortungsgemeinschaft 
wahrnehmen, um Kindeswohlgefährdungen gemeinsam zu ver-
hindern.

Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder
Am 25. März 2021 hat der Deutsche Bundestag das Gesetz zur 
Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder beschlossen. 
Die darin enthaltenen Maßnahmen sollen Kinder zukünftig bes-
ser vor sexueller Gewalt schützen. Neben einer deutlichen Ver-
schärfung des Strafrechts sowie effektiveren Strafverfolgungs-
möglichkeiten ist die dringend notwendige Qualifizierung von 
Fachkräften in der Justiz vorgesehen.

Die Deutsche Kinderhilfe fordert seit Jahren, dass alle Berufs-
gruppen, die mit Kindern zu tun haben, umfassend und ver-
bindlich im Bereich Kinderschutz ausgebildet werden.

Lehrveranstaltungen zum Kinderschutz müssen interdisziplinär 
an den Universitäten, Hochschulen und Fachschulen für Medi-
zin, Lehramt, Jura, Polizei, (Sozial-)Pädagogik etc. angeboten 
werden. Auch müssen Fort- und Weiterbildungen Pflicht sein, für 
alle, die mit Kindern und für Kinder arbeiten. Dies hat auch für 
(Familien-) Richter*innen zu gelten.

Es handelt sich zudem um eine hochkomplexe Aufgabe, Signale 
zu deuten und kindliche Aussagen zu verstehen. Fachkräfte be-
nötigen hierfür ausreichendes Fachwissen, wie Kinder altersan-
gemessen, schonend und bestmöglich geschützt als Zeug*innen 
oder Betroffene von Gewalt befragt werden können. Des Weite-
ren müssen Kenntnisse über Täter*innenstrategien vorhanden 
sein sowie Sensibilität für mögliche Abhängigkeits- und Macht-
verhältnisse – gerade zu den gewaltausübenden Bezugsperso-
nen – in denen sich Kinder befinden können. Schließlich bedarf 
es einer besonderen Qualifikation zu einer bestmöglichen Risi-
koeinschätzung, wenn es um mögliche Gefahren für Kinder geht.

Kindesmisshandlung – Körperliche Gewalt gegen Kinder
Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
begrüßt, dass der so genannte sexuelle Missbrauch von Kindern 
von einem Vergehen zu einem Verbrechen mit höheren Strafan-
drohungen hochgestuft wurde. 

Nach dem erkannten Missverhältnis der Strafandrohung beim 
so genannten sexuellen Missbrauch ist als nächster Schritt das 
nun noch deutlicher gewordene Missverhältnis zu der so ge-
nannten Kindesmisshandlung zu heilen.

Denn anders, als der gewählte Begriff Misshandlung suggeriert, 
geht es in derartigen Fällen um sehr viel mehr als um bloße Kör-
perverletzungsdelikte.

Es werden über einen längeren Zeitraum besonders quälend und 
mehrfach Knochen gebrochen, Zähne ausgeschlagen, es wird 
verbrannt, verbrüht, erfroren, verätzt und vieles kaum Vorstell-
bare mehr. Während man die besondere Schwere der Tat beim so 
genannten sexuellen Missbrauch erkannt und das Delikt nun zu Hellfeld: Die Polizeiliche Kriminalstatistik erfasst die der Polizei bekannt gewordenen Straftaten.
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Zu unseren folgenden Fragen sollten die Parteien Far-
be bekennen und sich entsprechend positionieren: 

1.	Die Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz 
ist in der 19. Legislaturperiode gescheitert. Welche 
Schritte werden Sie unternehmen, um einen Konsens 
zu erreichen?

2.	Die Corona-Pandemie hat deutlich gezeigt, wie schnell 
die Rechte von Kindern und ihre Interessen aus dem 
Blick geraten. Wie positionieren Sie sich zu der For-
derung nach einer*m Bundeskinderbeauftragten, 
die*der sich als übergeordnete Stelle für die Rechte 
der Kinder einsetzt?

3.	Sexueller Missbrauch von Kindern ist neu, mit einer 
Strafandrohung von mind. 1 Jahr, zu einem Verbre-
chen, einem besonders schweren Rechtsbruch gewor-
den. Schwere und schwerste Gewalt gegen Kinder wird 
dagegen nur Misshandlung genannt und ist nur ein 
Vergehen. Welchen Nachbesserungsbedarf sehen Sie?

4.	Bei häuslicher Gewalt geraten Kinder häufig aus dem 
Blick, obwohl das Erleben von Gewalt negative Aus-
wirkungen auf sie hat. Laut Istanbul-Konvention sind 
die Rechte betroffener Kinder sicherzustellen. Mit 
welchen Maßnahmen wollen Sie betroffene Kinder 
besser schützen und unterstützen?  

5.	Finden Sie das „Corona-Aufholpaket“ ausrei-
chend, um pandemiebedingte Lernrückstände aller 
Schüler*innen, auch jener, die individuelle Förderung 
benötigen oder einen besonderen Förderbedarf ha-
ben, aufzuholen? Falls nicht, mit welchen Maßnahmen 
wollen Sie diese Schüler*innen unterstützen?

6.	Familien mit niedrigem Einkommen und ihre Kinder 
wurden von der Corona-Krise am härtesten getrof-
fen. Ihre Wahrscheinlichkeit, arm zu bleiben, stieg 
von 40 auf 70 % an. Die Zahl armutsgefährdeter Kin-
der steigt. Mit welchen Maßnahmen wollen Sie dieser 
alarmierenden Entwicklung begegnen?

7.	Wie stehen Sie zu der Forderung, an Kinder gerichtete 
Lebensmittelwerbung nach den Kriterien der Weltge-
sundheitsorganisation verbindlich zu regeln, um sie 
vor der Entwicklung ungesunder Ernährungsgewohn-
heiten, ernährungsbedingter Erkrankungen und Adi-
positas besser zu schützen?

8.	Kinder und Jugendliche sollten gemäß UN-KRK an 
politischen Prozessen, die Sie betreffen, altersange-
messen partizipieren können. Wie wollen Sie eine wir-
kungsvolle Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
auf Bundesebene verankern? Wie sollen sie in politi-
sche Entscheidungsprozesse einbezogen werden?
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Bundesbildungsminister*in sowie an den Bildungsausschuss des 
Bundestages wenden und unseren Forderungen erneut Ausdruck 
verleihen werden.

Bei der Bekämpfung der Kinderarmut setzen SPD, DIE LINKE 
und die Grünen auf eine Kindergrundsicherung, zum Teil mit 
unterschiedlicher Ausgestaltung. Die FDP will ein „Kinder-
chancengeld“, die CDU gute Arbeitsmarktbedingungen und die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Inwieweit diese Maßnah-
men umgesetzt werden, bleibt abzuwarten. Da aktuell die Zahl 
armutsgefährdeter Kinder steigt, sind die familien- und sozi-
alpolitischen Maßnahmen bislang ohne Zweifel absolut unzu-
reichend, um Kinder und deren Familien wirksam vor Armut zu 
schützen. Wir fordern ein Ende des armutspolitischen Versagens 
in Deutschland und werden unsere Forderungen dazu weiterhin 
lautstark platzieren. 

Lediglich die Grünen wollen Kindermarketing für Junkfood nach 
den Kriterien der Weltgesundheitsorganisation regulieren, die 
Linke spricht sich für ein Verbot aus. Die übrigen Parteien sind 
sich unschlüssig oder lehnen eine solche Maßnahme ab. Auch an 
diesem Thema werden wir in der kommenden Legislaturperiode 
dranbleiben. Kinder müssen dringend vor der irreführenden Wer-
bepraxis der Lebensmittelindustrie besser geschützt werden. 
Andere Staaten sind Deutschland diesbezüglich weit voraus. Das 
muss sich ändern! Wir werden nicht aufgeben, bis die Politik Kin-
dermarketing endlich verantwortungsvoll reguliert.

Die vollständigen Antworten aller Parteien zu unseren Wahlprüf-
steinen sind auf unserer Internetseite unter www.kindervertre-
tung.de abrufbar.

In Bezug auf unsere Wahlprüfsteine erhielten wir bereits ein 
erstes Gesprächsangebot von den Freien Demokraten. Sie möch-
ten mit uns die Frage erörtern, wie eine wirkungsvolle Betei-
ligung von Kindern und Jugendlichen auf Bundesebene veran-
kert werden soll, damit sie in politische Entscheidungsprozesse 
einbezogen werden können. Wir freuen uns schon auf diesen 
gemeinsamen Austausch, denn gerade was die Stärkung der Be-
teiligungsrechte junger Menschen anbelangt, ist in Deutschland 
noch viel zu tun. Hier gilt es, vorhandene Potentiale besser zu 
nutzen. 

Selbstverständlich werden wir im kommenden Jahr genau ver-
folgen, inwieweit die Parteien im 20. Deutschen Bundestag ihre 
angekündigten Maßnahmen und Wahlversprechen auch umset-
zen. Denn eins ist klar: die Parteien werden sich später an ihren 
Worten messen lassen – und auch dafür sind unsere Wahlprüf-
steine sehr nützlich!

Wir werden zudem weiterhin Missstände in der Politik anpran-
gern und unermüdlich für die Rechte und den Schutz unserer 
Kinder streiten. 
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Von CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und die Grünen erhielten wir 
Rückmeldungen auf unsere Wahlprüfsteine, von der AfD beka-
men wir keine Antwort. 

Aus den Rückmeldungen ging immerhin hervor, dass eigentlich 
alle Parteien die Rechte von Kindern auf besonderen Schutz, 
Förderung und Beteiligung sicherstellen wollen. Wie aber bei 
der Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz endlich ein 
Konsens erreicht werden kann, dazu machte keine der Parteien 
konkrete Vorschläge. Wir fordern, dass die kommende Bundes-
regierung alles daransetzt, die Kinderrechte im Grundgesetz zu 
verankern, aber richtig! Bei diesem Vorhaben muss zwingend si-
chergestellt werden, dass der Vorrang des Kindeswohls und die 
Beteiligungsrechte von Kindern ausdrücklich erwähnt werden. 
Die Formulierung darf nicht hinter die UN-Kinderrechtskon-
vention zurückfallen. Alle Parteien sind aufgefordert, im Sinne 
der Kinder zu agieren und sich kompromissbereit für eine gute 
Lösung zu zeigen. Diesen Prozess werden wir weiterhin kritisch 
begleiten.

Für den Einsatz eines*r Bundeskinderbeauftragten sprach sich 
leider nur die Linke aus. Die übrigen Parteien befürworteten 
eine übergeordnete Stelle, die dauerhaft für die Rechte und 
Interessen von Kindern und Jugendlichen eintritt, nicht. Wir 
meinen: das ist eine fatale Fehleinschätzung! Darum werden wir 
uns weiterhin für den Einsatz eines*r Bundeskinderbeauftragten 
stark machen.

Dem Schutz der Kinder vor Gewalt räumten alle Parteien eine 
hohe Priorität ein. Folgende Hilfemaßnahmen sehen sie vor: 
CDU/CSU strebt die Qualifizierung von Fachkräften an. Kinder-
schutz soll zudem zum Pflichtfach für alle werden, die mit Kin-
dern arbeiten. Die FDP will Polizei und Justiz besser ausbilden 
und die Istanbul-Konvention umfassend umsetzen. DIE LINKE 
beabsichtigt, dem Kindeswohl mehr Aufmerksamkeit zukommen 
zu lassen. Auch fordert sie die konsequente und vollständige 
Umsetzung der Istanbul-Konvention. Staatliche Behörden wie 
Polizei, Gerichte und Ämter sollen zum Thema geschlechtsspe-
zifischer Gewalt im Rahmen des Umgangsrechts besonders sensi-
bilisiert werden. Bündnis 90/Die Grünen setzen auf Aufklärung, 
Qualifizierung, altersgerechte Präventionsprogramme und ge-
lebte Schutzkonzepte sowie auf Kooperation aller Akteur*innen. 
Die SPD will die rechtlichen Grundlagen für eine wirksame Straf-
verfolgung und die Zusammenarbeit aller Verantwortlichen ver-
bessern und bestehende Hilfesysteme weiterentwickeln. 

FDP, DIE LINKE und die Grünen halten das „Corona-Aufholpaket“ 
des Bundes für unzureichend. Wie aber Schüler*innen mit mehr 
Unterstützungs- und Förderbedarf bezüglich ihrer pandemie-
bedingten Lernrückstände geholfen werden kann, dazu schlug 
keine Partei konkrete Maßnahmen vor. Doch hier muss die Bil-
dungspolitik dringend handeln, weshalb wir uns nach der Kon-
stituierung des Bundestages schnellstmöglich an die neue*n 

Am 26. September 2021 waren die Bürger*innen in Deutsch-
land aufgefordert, den 20. Deutschen Bundestag zu wählen. 
Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
wandte sich daher bereits im Vorfeld der Wahl an die zu die-
ser Zeit im Bundestag vertretenen Parteien mit dem Ziel, ihre 
Positionen zu Fragen des Kinderschutzes, der Kinderrechte, zu 
bildungs-, sozial- und gesundheitspolitischen Themenbereichen 
zu ermitteln.

Unsere Wahlprüfsteine, mit denen wir uns immer wieder zu 
Bundestags- und Landtagswahlen an die jeweiligen Parteien 
wenden, dienen dazu, den Bürger*innen eine wichtige Orientie-
rungshilfe für die Wahl an die Hand zu geben. Wir zeigen auf, 
inwieweit sich die Parteien für die Umsetzung der Kinderrechte 
nach der UN-Kinderrechtskonvention sowie das Wohl und den 
Schutz ALLER Kinder in Deutschland verpflichtet fühlen und wel-
che Maßnahmen die Parteien ergreifen wollen. 

Im Jahr 2021 änderten die Parteien und ihre Kandidierenden 
das Verfahren für die Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl. Jede 
Partei (bis auf die AfD) stellte ein einheitliches Online-Formular 
zur Verfügung, sodass maximal acht Fragen eingereicht werden 
konnten.

Unsere Wahlprüfsteine zur 
Bundestagswahl 2021
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Deutschland hat gewählt: Ob die kommende Bundesregierung sich mehr für Kinder 
und ihre Rechte einsetzt und diese auch langfristig stärkt, bleibt abzuwarten. Wir 
bleiben dran! Quelle: Bundeswahlleiter
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„Schaffung der Möglichkeit eines interkollegialen Austauschs 
und der Inanspruchnahme eines fachärztlichen Konsils bei Ver-
dachtsanzeichen für eine Kindeswohlgefährdung. Ärztinnen 
und Ärzte sind häufig mit singulär erscheinenden Verletzun-
gen oder Verhaltensauffälligkeiten von Kindern oder Jugend-
lichen konfrontiert, die erst in der Zusammenschau vorheri-
ger ärztlicher Vorstellungen Hinweise auf einen ‚gewichtigen 
Anhaltspunkt‘ für eine Kindeswohlgefährdung liefern können. 
Diese Zusammenschau erfordert die Möglichkeit der Kontakt-
aufnahme auch mit vor- oder nachbehandelnden Ärztinnen 
oder Ärzten, ohne damit gegen die ärztliche Schweigepflicht 
nach § 203 Abs. 1 StGB zu verstoßen. Nordrheinwestfälische 
Ärztinnen und Ärzte haben zu diesem Zweck eine elektronische 
Austauschplattform entwickelt.“ (RISKID) Auch erfordern ein-
zelne vorgestellte Symptome häufig die Hinzuziehung eines 
ärztlichen Konsils, um deren Relevanz vor dem Hintergrund 
einer möglichen Kindeswohlgefährdung einordnen zu können. 
Deshalb fordert sie: Nach § 4 Abs. 2 KKG soll folgender Absatz 
eingefügt werden: „Zur Abklärung des Verdachts einer Kindes- 
oder Jugendwohlgefährdung sind Ärztinnen und Ärzte gegen-
über anderen Ärztinnen und Ärzten zur Mitteilung der erforder-
lichen Daten berechtigt.“ 

Der Bundesrat hatte diese Forderung aufgegriffen und dazu eine 
Gesetzesformulierung verfasst. Bei der anstehenden Überarbei-
tung des KJSG (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz) sollte der 
ärztliche Informationsaustausch in einem § 4a als Er-gänzung 
zum § 4 KKG im Bundeskinderschutzgesetz ermöglicht werden.
Die durch § 4a gegebene Möglichkeit, einen medizinischen Sach-
verhalt bei Verdachtsfällen auf Kindesmisshandlung und Miss-
brauch datenschutzkonform vorab im Gesundheitsbereich durch 
Informationsaustausch zwischen Ärzt*innen schneller abzuklä-

RISKID steht für die ursprüngliche und gesetzlich geschützte Bezeich-
nung Risiko-Kinderinformationssystem Duisburg.

ren, könnte dazu beitragen, Kindeswohlgefährdungen frühzeitig 
zu entdecken, aber auch Eltern vor nicht gerechtfertigten und 
überflüssigen Meldungen an die Jugendhilfe schützen. RISKID 
hatte sich jahrelang für diese Regelung eingesetzt und begrüß-
te, wie auch die Bundesärztekammer, daher die Initiative des 
Bundesrates als Meilenstein für einen besseren Kinderschutz vor 
Missbrauch und Misshandlung.

Aufgrund von Widerständen im Familienausschuss des Deut-
schen Bundestages wurde diese gesetzliche Regelung jetzt nicht 
ins KJSG aufgenommen. Die vorherrschende Meinung war: „Die 
Sammlung und Auswertung von Informationen im Austausch 
mit anderen Personen der eigenen Berufsgruppe gehört nicht 
zum Berufsbild von Ärztinnen und Ärzten. Vielmehr bleibt es die 
Aufgabe des Jugendamts, Meldungen verschiedener Personen 
zusammenzuführen und eine Gefährdungsabschätzung vorzu-
nehmen. Die Vorschrift wird daher abgelehnt.“

Anstelle der bundesweit einheitlichen Regelung verständigte 
man sich immerhin darauf, im Rahmen einer Öffnungsklausel den 
Bundesländern die Möglichkeit zu einer gesetzlichen Regelung 
des ärztlichen Informationsaustausches zu erlauben.

Seit Jahren unterstützt die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige 
Kindervertretung e. V. vor und hinter den Kulissen RISKID bei 
seiner Forderung nach einem gesetzlich verankerten interkolle-
gialen Austausch von Ärzten. Dies wird auch weiterhin notwen-
dig sein, denn nach der aktuellen Polizeilichen Kriminalstatistik 
des Bundeskriminalamtes ist die Zahl der durch Vernachlässi-
gung und Misshandlung getöteten Kinder bundesweit gegenüber 
dem Vorjahr um über 35,71 % gestiegen.

Nach der erfolgreichen Pilotphase in Duisburg steht RISKID al-
len Ärzten in Deutschland kostenlos zur Verfügung.

Die aktuelle Corona-Situation mit der häuslichen Isolierung 
macht einmal mehr deutlich, wie wichtig es ist, dass praktizie-
rende Ärzte, die Kinder behandeln, untereinander kommunizie-
ren dürfen, um als außenstehende Dritte auf professioneller Ba-
sis rechtzeitig Kindesmissbrauch/-Misshandlung aufdecken oder 
auch ausschließen zu können.

Ärzte, die sich bei Verdachtsfällen von Kindesmisshandlung und 
Missbrauch fachlich austauschen wollen, brauchen bisher dafür 
das Einverständnis der Tatverdächtigen, wenn diese sorgebe-
rechtigt sind. Eine absurde Situation.

Hier sieht auch die Bundesärztekammer als höchstes Organ der 
Ärzteschaft Änderungsbedarf. Sie fordert in ihrer Stellungnahme 
zum KJSG die 

RISKID ist ein dateibasiertes elektronisches Informationssystem 
für Ärzte, über das diese sich wie in einer virtuellen Großpraxis 
über Befunde und Diagnosen austauschen, wenn unklar ist, ob 
bei einem von ihnen behandelten Kind ein Missbrauch oder eine 
Misshandlung vorliegen könnte. 

Mit Hilfe dieses Informationssystems kann dem Problem des so 
genannten „doctor-hopping“ erheblich besser begegnet werden. 
Darunter versteht man den von Tätern praktizierten gehäuften 
Arztwechsel, mit dem Ziel, ihre Taten zu verschleiern.

Kindesmisshandlung erfolgt in sehr vielen Fällen – vergleich-
bar mit chronischen Erkrankungen – mehrfach und über einen 
längeren Zeitraum. In dieser Zeit besteht die Chance, dass die 
Diagnose Kindesmisshandlung durch RISKID rechtzeitig gestellt 
wird und die betroffenen Kinder frühzeitig und schnell Hilfe be-
kommen. RISKID hilft, einen noch unklaren medizinischen Sach-
verhalt abzuklären und schützt dadurch auch Eltern scheinbar 
misshandelter Kinder vor nicht gerechtfertigten Meldungen an 
die Jugendhilfe.

RISKID – das Risiko-Kinderinforma-
tionssystem

38

Themenblock_Kinderschutz und Kinderrechte

Ausgezeichnet: Dr. Ralf Kownatzki, Vorsitzender von RISKID e. V., verleiht Rainer Becker, Ehrenvorsitzender der Deutschen Kinderhilfe e. V., 
2019 den von RISKID ausgelobten Gerd Unterberg Preis.
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Kinderschutz – Staatliches Wächter-
amt, Monitoring für den Kinderschutz 
und Reorganisation der Jugendämter

Ausgehend vom Thema Trennungseltern, das nicht selten der 
Beginn einer Vielzahl verheerend verlaufender Kinderbiografien 
ist, hatte der FDP-Landesverband Sachsen zu einer mittlerweile 
zweiten bürgeroffenen Online-Veranstaltung eingeladen. 

Unser Ehrenvorsitzender Rainer Becker war gebeten worden, ein 
Impulsreferat zum Thema „Kinderschutz – Staatliches Wächter-
amt, Monitoring für den Kinderschutz, Reorganisation der Ju-
gendämter“ zu halten und in einer anschließenden Frage- und 
Diskussionsrunde mit dabei zu sein.

In seinem Referat „entschärfte“ er erst einmal insbesondere bei 
einigen teilnehmenden Trennungsvätern vorhandene Vorbehal-
te gegen Jugendämter. Er stellte die Frage, wie sie selber an 
Stelle einer*s Sozialpädagog*in des Jugendamtes entscheiden 
würden, wenn statt ihrer ihre ehemaligen Partnerinnen ihre – 
andere – Sicht der Dinge vortragen würden und wem sie dann 
als dazwischenstehender Amtsträger wie zu glauben versuchen 
würden?

Er ging auf die Grundausrichtung der Jugendämter zwischen 
Dienstleister und gelegentlich erforderlicher Eingriffsverwal-
tung ein und den seit ein paar Jahrzehnten praktizierten Grund-
satz der Familienzentriertheit, der davon ausgeht, dass es gut 
für die Kinder ist, wenn es der Familie gut geht.

Zugleich machte er an verschiedenen Beispielen deutlich, dass 
Fehler besonders dann passieren, wenn die Mitarbeiter*innen 
der Jugendämter sich nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht von 
an und für sich guten Grundsätzen und Regelungen zum Wohl 
betroffener Kinder ablösen würden. So hatte z. B. der Grund-
satz der Familienzentriertheit den Tod von Kevin in Bremen mit 
verursacht, weil man glaubte, nicht mehr sozialpädagogisch mit 
seinem (Zieh-)Vater arbeiten zu können, wenn das Kind nicht bei 
ihm leben würde – obwohl er massive Alkohol- und Drogenprob-
leme und seine Aggressionen nicht unter Kontrolle hatte.

Ein weiteres Beispiel für derartige Fehlinterpretationen von 
Grundsätzen ist der Fall von Chantal aus Hamburg. Bei ihr wurde 
der Grundsatz einer so genannten milieunahen Fremdunterbrin-
gung praktiziert. Weil ihre drogenabhängigen Eltern mit ihrer 
Fürsorge und Betreuung überfordert waren, wurde sie „milieu-
nah“ in einer Pflegefamilie untergebracht, die sich im Methadon-
Programm befand. Chantal starb an einer Überdosis Methadon.
Becker machte auch auf strukturelle Probleme der Jugendäm-
ter aufmerksam, die Fehler begünstigen können, wie personelle 
Probleme, Zeitprobleme, finanzielle Probleme, Defizite in den 
für die Arbeit erforderlichen Rechtskenntnissen und vor allen 
Dingen fehlende Fachaufsichten. In Bezug auf die so genann-
ten freien Träger der Jugendhilfe machte er deutlich, dass die-
se ihre Arbeit bei den Hilfen zur Erziehung für Problemfamilien 
dem Grunde nach selber zu bewerten haben und so in echter und 
objektiver Kritik an den eigenen Maßnahmen gehandicapt sein 
müssen.

Bei den Familiengerichten beklagte Becker u. a. eine (noch) 
fehlende Grundqualifikation und eine (noch) fehlende Pflicht 
zur Fortbildung. Familienrichter*innen bedürfen umfangreicher 
Kenntnisse auch in der Sozialpädagogik, der Psychologie, der 
Vernehmungstechnik bei Kindern und insbesondere auch der Be-
urteilung von Gefährdungssituationen. Für ihn beginnt Kinder-
schutz bereits in der Haltung zu Kindern und zum eigenen Beruf. 
Von Staatsdienern erwartet Becker, dass diese dem Staat die-
nen, indem sie drohende Gefahren schnellstmöglich beurteilen 
und Maßnahmen treffen, um diese nachhaltig abzuwehren statt 
nur zu „verwalten“ – und dies rund um die Uhr, 7 Tage die Woche.
Becker kritisierte, dass Prävention als Aufgabe von Ländern 
und Kommunen immer noch nur eine freiwillige Leistung ist und 
daher nach Kassenlage erfolge. Schließlich forderte er Kinder-
schutzkonzepte für jede Kita, jede Schule und jeden Verein, und 
dies personell unterlegt und regelmäßig kontrolliert.

In der anschließenden Diskussion ging es um Themen wie das 
so genannte Wechselmodell für Kinder von Trennungseltern, die 
Qualität von Jugendamtsmitarbeiter*innen, die fehlenden Fach-
aufsichten und die gegenwärtige Fehlerkultur im öffentlichen 
Dienst und speziell bei den Jugendämtern.

Für die Vertreter*innen der FDP stellt die Einführung von Fach-
aufsichten eine ebenso interessante Möglichkeit dar wie die Mög-
lichkeit einer anonymisierten Fehlermeldung nach dem Vorbild 
der Medizin – damit alle schneller aus Fehlern lernen können. 
Und sie waren überrascht zu erfahren, dass Mitarbeiter*innen 
von Jugendämtern, anders als z. B. Polizeibeamte, in aller Regel 
keinen dienstlichen Rechtsschutz erhalten.

Insgesamt nahmen 26 Interessierte an der Online-Veranstaltung 
teil. Für die gewählte Uhrzeit und dafür, dass es sich erst um 
die zweite Veranstaltung dieser Art handelte, ein erfreuliches 
Ergebnis.

Ein Experiment für die FDP in Sachsen und auch für Rainer Be-
cker, das aus seiner Sicht vor dem Hintergrund der Anforderun-
gen des Infektionsschutzes auch geboten war.

Autor: Rainer Becker
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Onlinevortrag: 
Rainer Becker 
informiert auf der 
Online-Veranstaltung 
der FDP in Sachsen 
über Kinderschutz.
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Unsere Kampagnenarbeit „Hundebissprävention (für Eltern und 
Kinder) zur Verbesserung des Kinderschutzes“ hat sich für den 
DEKRA AWARD 2019 nominiert! Durch unterschiedliche Maßnah-
men fördern wir einen sichereren Umgang mit Hunden und tra-
gen dazu bei, Beißvorfälle durch Hunde zu reduzieren.

Die Medien berichten jedes Jahr von Übergriffen durch Hunde 
auf Menschen. Tragischerweise sind auch immer wieder Kinder 
betroffen. Aufgrund ihrer Körpergröße sowie ihrer lebhaften 
und spontanen Art sind diese besonders gefährdet, Bissver-
letzungen durch Hunde zu erleiden. Mit unseren Maßnahmen 
leisten wir einen Beitrag, um eine Verbesserung im Kinder- und 
Tierschutz zu erreichen.

Themenblock_Prävention – Unfall

DEKRA AWARD 2019
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Nach Expertenschätzungen könnten etwa 60 % aller Unfälle 
im Kindesalter durch entsprechende vorbeugende Maßnahmen 
vermieden werden. Die Voraussetzungen: Das notwendige 
Wissen und die angemessene Vorsicht. Die Deutsche Kinder-
hilfe kämpft für die Aufklärung über Unfallgefahren und wir-
kungsvolle Präventionsmaßnahmen, die das Leben unserer 
Kinder schützen.

Eltern unterschätzen die Unfallrisiken für ihre Kinder: Während 
fast alle die Gefahren des Straßenverkehrs als Bedrohung anse-
hen, wägen 82 % der Eltern ihr Kind zu Hause oder im heimischen 
Garten in Sicherheit. Ein Trugschluss: Denn Statistiken zeigen, 
dass Kinder im Kleinkindalter zwei Drittel der Unfälle im häus-
lichen Umfeld erleiden.

Der Alltag kennt viele Unfallquellen, besonders für Kinder. Die 
Folgen einer Unachtsamkeit der Aufsichtspersonen können ver-
heerend sein: Stürze, Ersticken, Vergiftungen, Verbrennungen, 
Strom- oder Wasserunfälle.

Auch berichten Medien immer wieder von Übergriffen durch 
Hunde auf Menschen. Tragischer Weise waren auch immer wieder 
Kinder betroffen. Aufgrund ihrer Körpergröße sowie ihrer leb-
haften und spontanen Art sind sie besonders gefährdet, Bissver-
letzungen durch Hunde zu erleiden.

Themenblock_Prävention – Unfall

Wir fordern:

•	Förderung der Kinder in der Entwicklung eines eige-
nen Gefahrenbewusstseins und sicherheitsbewuss-
ten Verhaltens sowie in der Erkennung potenzieller 
Gefahrenquellen.

•	Konsequente Durchführung von Schwimmunterricht 
in Schulen.

•	Mehr Sicherheit für Kinder durch einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit Hunden.

Weil Unachtsamkeit viel zu 
oft tödlich ist
Für den Unfallschutz: Das Wissen um die Gefahr

Olala! Picandou, Gruyère, Pomme de Terre und 
Hamster Bertram sind völlig unbeabsichtigt nach 
Frankreich gereist. Bertram will endlich seine 
großen Vorbilder, die drei Musketiere, kennenler-
nen. Und Gruyère möchte den Eiffelturm sehen! 
Doch zum Sightseeing bleibt wenig Zeit, denn die 
kleine Pariser Maus Filou braucht dringend Hilfe. 
Wird die Mission ge-
lingen? Und werden die 
Muskeltiere ihre Heimat-
stadt Hamburg jemals 
wiedersehen?
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Dennoch regelt die Kinderrichtlinie des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses zum UNHS nur die diagnostische Versorgung von 
Hörstörungen. Die Nachverfolgung, die Finanzierung der Hör-
screening-Zentralen und die notwendig einzuleitende hörge-
schädigten-pädagogische Frühförderung nach diagnostizierter 
Schwerhörigkeit oder Gehörlosigkeit sind nicht geregelt. Das 
kann dazu führen, dass Hörschäden aufgrund von fehlenden 
Nachfolgeuntersuchungen gar nicht oder nicht ausreichend be-
handelt werden. Die Folge: Die Hälfte der Kinder, bei denen eine 
Hörstörung diagnostiziert wurde, erhält keine medizinische Fol-
geversorgung – und startet so benachteiligt in ihr Leben.

Gesundheitsvorsorge für Kinder hat in unserem Gesundheitssys-
tem einen festen Platz – aber auch dramatische Lücken. Daher 
setzt sich die „Aktion Frühkindliches Hören“ (AFH) der ständi-
gen Kindervertretung dafür ein, dass schwerhörigen oder von 
Schwerhörigkeit bedrohten Kindern ein gutes Hören, eine gute 
Sprachentwicklung und gute Bildungschancen ermöglichen wer-
den.

Hintergrund ist, dass eine Hörstörung die am häufigsten ange-
borene Sinnesbehinderung ist. Jedes 500. Kind kommt sogar mit 
einer höhergradigen Hörstörung zur Welt. Doch nur wer richtig 
hört, kann richtig sprechen lernen.

Die erfolgreiche Einführung des Universellen Neugeborenen-
Hörscreenings (UNHS) als Vorsorgeleistung der Gesetzlichen 
Krankenversicherung im Jahr 2009 wurde von der AFH maßgeb-
lich begleitet.

Themenblock_Versorgungslücken

Gemeinsam gegen Versorgungs-
lücken!
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Eine falsche Ernährungsweise ist ein weiterer Grund für Über-
gewicht im Kindesalter. Um dieser und weiteren ernährungsbe-
dingten Erkrankungen entgegenzuwirken, führte die Bundes-
regierung den Nutri-Score in Deutschland ein und setzt zudem 
auf die Nationale Reduktions- und Innovationsstrategie (NRI), 
um bis zum Jahr 2025 Zucker, Fette und Salz in Fertiggerich-
ten schrittweise zu reduzieren. Solange der Nutri-Score jedoch 
europaweit noch nicht verpflichtend gilt und die NRI nur auf 
Freiwilligkeit beruht, werden wir die beiden Prozesse weiterhin 
kritisch begleiten und unsere Forderungen gezielt einbringen. 
Darüber hinaus setzen wir uns für eine Regulierung des Kinder-
marketings für Junkfood nach dem Nährwertprofilmodell der 
Weltgesundheitsorganisation ein.

Für unsere Gesellschaft wird es kritisch: Der aktuellen KiGGS 
Welle 2 (2018) zufolge ist in Deutschland mehr als jedes siebte 
Kind übergewichtig oder adipös. Die Verbreitung von Überge-
wicht und krankhafter Fettleibigkeit bleibt unter Kindern und 
Jugendlichen mit 15,4 % nach wie vor auf einem hohen Niveau 
bestehen. Etwa die Hälfte der übergewichtigen Kinder leiden als 
Teenager unter Fettpolstern. Diabetes, Herz-Kreislauf- und Ge-
lenkerkrankungen können die Folge sein, das Krebsrisiko steigt. 

Kinder und Jugendliche bewegen sich zudem deutlich zu wenig – 
noch weniger als vor gut zehn Jahren. So kommen nur etwa 22 % 
der Mädchen und 29 Prozent der Jungen der 60-minütigen täg-
lichen Bewegungsempfehlung der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) nach. Durch die Corona-Pandemie hat sich die Situation 
noch einmal drastisch verschärft, sodass die negativen Folgen 
des Bewegungsmangels und der Isolation die Kinder langfris-
tig begleiten könnten. Hier gilt es, den Digitalisierungsschub 
für mehr Angebote zur Bewegungsförderung zu nutzen. Bei 
Städtebauprogrammen sollten Bewegungsangebote für Kinder 
systematisch berücksichtigt und mehr niedrigschwellige An-
gebote gerade für benachteiligte Kinder geschaffen werden – 
denn soziale Ungleichheit und Bewegungsmangel hängen häufig 
zusammen. Selbstverständlich sind, neben dem grundsätzlich 
verantwortlichen Elternhaus, auch die Schulen in der Pflicht, die 
Bewegungszeiten im Schulalltag der Kinder, sei es durch mehr 
Sportunterricht oder bewegte Lernkonzepte, zu erhöhen.

Kranke Kinder – kranke Gesellschaft!
Themenblock_Ernährung und Bewegung

Unser Einsatz für die Gesundheit unserer Kinder

Wir fordern:

•	Die Einführung des Nutri-Scores als verpflichtendes 
Nährwertkennzeichnungsmodell – europaweit.

•	Mehr Bewegungszeiten in Kitas und Schulen nach 
Empfehlungen der WHO.

•	Eine Altersbeschränkung für Energy-Drinks.
•	Verpflichtende Qualitätsstandards für die Kita- und 

Schulverpflegung.
•	Beschränkung der Lebensmittelwerbung gegenüber 

Kindern gemäß dem Nährwertprofil-Modell der WHO.
•	Effektivere und umfassende Reduktionsziele im Rah-

men der NRI.

Damit Kindheit mit allen Sinnen erlebt werden kann

Wir fordern:

•	Die bundesweit einheitliche Umsetzung des Univer-
sellen Neugeborenen-Hörscreenings (UNHS) nach 
dem Vorbild der 2009 durch die ständige Kinderver-
tretung begleitend eingeführten Vorsorgeuntersu-
chung.

•	Die gesetzliche Regelung des UNHS als Maßnahmen-
paket im Beschluss des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA).

•	Ausreichende finanzielle Ausstattung der Hörscree-
ning-Zentralen.

•	Ein bundesweit flächendeckendes Angebot an hörge-
schädigten-pädagogischen Frühfördereinrichtungen.

Das Neugeborenen-Hörscreening 
ist eine komplett schmerzfreie 
Methode zur Messung des Hörver-
mögens und kann beim schlafenden 
Baby durchgeführt werden.



Darüber hinaus sollten Energy-Drinks besser gekennzeichnet 
werden. Für diese Getränke müsste zum Schutz der Kinder auch 
eine gesetzliche Altersbeschränkung gelten.

Wir treten außerdem für eine Zuckersteuer nach dem Vorbild 
Großbritanniens ein, denn diese hat sich dort als sehr wirksames 
Instrument zur Senkung des Zuckerkonsums in der Bevölkerung 
bewährt – und das sogar ohne dabei der Getränkeindustrie zu 
schaden. Sie stellt unseres Erachtens ein essenzielles Element 
eines notwendigen Maßnahmenpakets zur Regulierung des Kin-
dermarketings in Deutschland dar. 

Nach der Bundestagswahl werden wir so bald wie möglich mit 
den jeweiligen Parteien, die in die Regierungsverantwortung 
treten werden, den Dialog aufnehmen, um mit unseren Forde-
rungen Einfluss auf den zukünftigen Koalitionsvertrag zu neh-
men. Denn mit diesem Vertrag werden entscheidende Weichen 
für die Zukunft unseres Landes gestellt. Im Interesse unserer 
Kinder werden wir daher auch in der Ernährungspolitik, gerade 
in dieser wichtigen Phase der Sondierungsgespräche, keine An-
strengungen unversucht lassen, um als staatlich unabhängige 
Stimme für einen besseren Kinderschutz einzutreten.  
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Unabhängig davon verfolgen wir mit unserer Lobbyarbeit in 
puncto Ernährungspolitik das Ziel, die Politik dazu zu bewe-
gen, Kindermarketing endlich verantwortungsvoll zu regulieren. 
Diesbezüglich wandten wir uns im Sommer 2021 mit unserer 
ausführlichen Stellungnahme an die im Deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien mit der Bitte, unsere Forderungen in der 
parlamentarischen Arbeit und zum Wohle der Kinder zu berück-
sichtigen sowie entsprechende Maßnahmen einzuleiten. Einige 
Parteien haben uns diesbezüglich schon positive Rückmeldung 
gegeben. Doch das reicht uns selbstverständlich nicht aus. 

Wir fordern die kommende Bundesregierung dazu auf, Kinder 
vor den negativen Folgen, die mit dem Konsum dieser ernäh-
rungsphysiologisch ungünstigen Lebensmittel verbunden sein 
können, besser zu schützen.

Wichtigste zu treffende Maßnahme wäre aus Sicht der Deutschen 
Kinderhilfe die Umsetzung des Nährwertprofilmodells der WHO 
in Deutschland. Mit diesem Modell wurden bereits umfassende 
kinderrechtsbasierte Kriterien für die Beschränkung von Le-
bensmittelwerbung gegenüber Kindern festlegt. Diese gilt es 
endlich auch hierzulande in entsprechende gesetzliche Regelun-
gen zu übertragen. 

Themenblock_Versorgungslücken

Hauptproblem der Strategie bleibt die Freiwilligkeit, denn die 
Lebensmittelunternehmen werden zur Reduktion von Zucker, 
Fetten und Salz in keiner Weise verpflichtet, sie erfolgt lediglich 
auf freiwilliger Basis. Die vorgesehenen Ziele sind zudem deut-
lich zu niedrig angesetzt, nicht umfassend genug und gehen viel 
zu langsam voran. Bereits heute ist absehbar, dass selbst nach 
Erreichen der festgelegten Reduktionsziele im Jahr 2025 viele 
Lebensmittel, insbesondere die im Fokus stehenden Kinderpro-
dukte, nicht den Kriterien der WHO für gesunde Lebensmittel 
entsprechen werden. Kinderlebensmittel zählen immer noch zu 
den zuckerreichsten innerhalb der jeweiligen Produktgruppe. 
Dies ist ein Umstand, den wir scharf kritisieren. Daher bleibt zu 
hoffen, dass die zukünftige Bundesregierung, aller Voraussicht 
nach mit Beteiligung der SPD und den Grünen, eine politische 
Kurskorrektur einleiten und mehr Anstrengungen unternehmen 
wird, um die Lebensmittelindustrie in die Pflicht zu nehmen. Es 
ist an der Zeit, dass die Regierung endlich ihrer Verantwortung 
gegenüber den Kindern gerecht wird, denn es ist einfach unfass-
bar, dass nach jahrelanger Regierungsverantwortung der Union 
und drei Jahren gezielter Strategie-Arbeit beispielsweise Müs-
liriegel mit Kinderoptik immer noch den höchsten Zuckergehalt 
aller Müsliriegel aufweisen.

Derzeit ist allerdings noch nicht absehbar, ob die neue Bundes-
regierung die Reduktionsstrategie in der Form überhaupt wei-
terführen wird. Sollte sie fortgesetzt werden, werden wir den 
Prozess weiterhin so lange kritisch begleiten, bis endlich ver-
bindliche Reduktionsziele für die Lebensmittelwirtschaft fest-
gelegt wurden. Dies ist aus unserer Sicht für die Wirksamkeit der 
NRI unerlässlich.
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Eine ausgewogene Ernährung ist wesentlicher Bestandteil der 
gesunden kindlichen Entwicklung und gerade in der Wachs- 
tumsphase von besonderer Bedeutung. Familien mit Kindern, 
insbesondere mit niedrigerem sozioökonomischen Status, fällt 
es jedoch schwer, im Supermarkt gesunde Kaufentscheidungen 
zu treffen. Denn eine Vielzahl der angebotenen Lebensmittel 
sind deutlich zu süß, zu fett und zu salzig – fatalerweise sogar 
eine große Anzahl von Produkten mit Kinderoptik. 

Große Hoffnungen lagen daher auf der im Jahr 2018 von der 
Bundesregierung gestarteten Nationalen Reduktions- und Inno-
vationsstrategie (NRI) mit dem Ziel, Zucker, Fette und Salz in 
Fertigprodukten bis 2025 schrittweise zu reduzieren. Aus un-
serer Sicht besonders zu begrüßen ist, dass bei dieser Strategie 
ein spezieller Fokus auf die Verbesserung der Nährstoffzusam-
mensetzung von Kinderprodukten liegen sollte.

Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
begleitet den NRI-Prozess seit dem Jahr 2020. Leider müssen wir 
jedoch auch nach den aktuellen, im Frühjahr 2021 vorgelegten 
Ergebnissen des bundeseigenen Max-Rubner-Instituts die Wirk-
samkeit der Strategie stark in Zweifel ziehen. Unsere Annahme, 
dass die NRI nicht die nötige Wirkung erzielt, wurde durch eine 
aktuelle Marktanalyse der Verbraucherorganisation Foodwatch 
von August 2021 bestätigt. Dieser Analyse zufolge sind derzeit 
noch mehr als 85 % der an Kinder vermarkteten Lebensmittel zu 
süß, zu fett und zu salzig. Vor diesem Hintergrund ist die positi-
ve Zwischenbilanz, die Bundesernährungsministerin Julia Klöck-
ner noch im April 2021 anlässlich der neuen NRI-Ergebnisse zog, 
nichts anderes als eine Farce.

Zu süß, zu fett, zu salzig – bei 
Lebensmitteln mit Kinderoptik bleibt 
noch viel zu tun!

Produkte für Kinder müssen gesünder werden: Deutschland braucht eine staatliche Marketingregulation für den Kinderschutz. Sie ist im Rahmen einer 
verantwortungsvollen Gesundheits- und Ernährungspolitik dringend notwendig.

 

Machen Sie’s gut! 
Und machen Sie den Unterschied! Als Waldorflehrer:in 
arbeiten Sie selbstverantwortlich in einer bunten Schulge-
meinschaft. Sie haben große Gestaltungsfreiheit und damit 
nicht nur eine Menge Verantwortung,
sondern auch Spielraum
für die eigene Persönlich-
keitsentwicklung. Nicht nur
Ihre fachliche Kompetenz,
auch Ihre Kreativität ist
gefragt. Waldorflehrer:innen
geben Impulse, sind kritische
Instanz und wichtige
Begleiter:innen auf dem
Weg durch die Schulzeit.
Pädagogische Freiheit und die kreative Arbeitsatmosphäre 
einer Waldorfschule werden nicht durch Noten- und 
Versetzungsdruck gestört. Nehmen Sie teil an dieser seit 
100 Jahren erfolgreich wirkenden und weltweit verbreiteten 
Pädagogik.

Gestalten Sie Zukunft!

waldorfschule.de
waldorflehrer-werden.de



49informiert war und ihre Sachbearbeiterin zudem nicht wusste, 
dass ein gesonderter Antrag nun nicht mehr notwendig sein 
sollte. Nachhilfemöglichkeiten an der Schule der Tochter waren 
ebenfalls nicht vorhanden, sodass die Familie zunächst ratlos 
mit ihrer Tochter zurückblieb. Glücklicherweise konnten wir der 
Familie dennoch weiterhelfen, die Tochter erhielt einen Platz in 
einem Lernstipendienprogramm und wird nun umfassend be-
treut. Aber das ist ein glücklicher Einzelfall. 

Unsere Arbeit im Sommer 2021 bestand daher weniger aus der 
Bewilligung von Anträgen, sondern vielmehr aus Beratungsar-
beit für betroffene Familien, die dringend Nachhilfe für ihre Kin-
der benötigten. Wir mussten feststellen, dass die notwendigen 
Informationen zum Aufholpaket der Bundesregierung und den 
daraus resultierenden Möglichkeiten weder bei den betroffenen 
Familien noch den zuständigen Behörden oder Schulen vorhan-
den waren, geschweige denn, dass entsprechende Nachhilfean-
gebote verfügbar gewesen wären.

Es ist für uns nach wie vor unfassbar, dass sich die Politik im Mai 
2021 für dieses „Corona-Aufholpaket“ feierte, das zum einen nur 
ein Tropfen auf den heißen Stein war, zum anderen die Schulen 
von jetzt auf gleich vor große Probleme stellte. Die Strukturen 
für Angebote zur Lernförderung konnten in der Kürze der Zeit bis 
zu den Sommerferien selbstverständlich nicht flächendeckend 
und für alle Schüler*innen, die Nachhilfe benötigten, bereitge-
stellt werden, zumal der normale Schulbetrieb schon durch mas-
sive Personalengpässe gekennzeichnet war und Zehntausende 
Lehrkräfte fehlten. 

Die Leittragenden in diesem Jahr waren wieder einmal die Kinder 
und ihre Familien, die in dem Chaos zurechtkommen und biswei-
len einen langen Atem haben mussten, bis die Strukturen vor 
Ort vorhanden und dringend benötigte Nachhilfeangebote ver-
fügbar waren. Für viele Schüler*innen kam die Hilfe definitiv zu 
spät. Politiker*innen, schämt euch!

Ende 2016 gestartet, führten wir auch im Jahr 2021 unsere be-
währte Aktion „Bildung für ALLE“ fort. Ziel dieses bereits prä-
mierten Projekts ist es, Kindern aus bedürftigen Familien, deren 
Anträge auf Lernförderung im Rahmen des Bildungs- und Teilha-
bepakets abgelehnt wurden, außerschulische Lernförderung zu 
ermöglichen. Die Nachhilfe wird von unserem Kooperationspart-
ner und Deutschlands größtem Nachhilfeinstitut, der Schüler-
hilfe, durchgeführt. 

Kinder aus Familien, die Sozialleistungen beziehen, sind meist 
von prekären Lebensumständen betroffen und damit auch ver-
mehrt von Bildungsarmut bedroht. Mit „Bildung für ALLE“ wirkt 
die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
daher gezielt Bildungsbenachteiligungen von Schüler*innen 
entgegen. Aufgrund der Corona-Krise und den damit verbun-
denen Schulschließungen war der Nachhilfebedarf bei den 
Schüler*innen enorm, insbesondere bei jenen aus ärmeren Fa-
milien. Hier mangelte es häufig nicht nur an der erforderlichen 
technischen Ausstattung, sondern auch an ausreichendem Platz 
zum ungestörten Lernen. Oftmals waren die Eltern auch gar 
nicht in der Lage, ihre Kinder bei schulischen Belangen zuhause 
zu unterstützen.

Im Jahr 2020 bis einschließlich Frühjahr 2021 kritisierten wir 
im Rahmen unserer Presse- und Öffentlichkeitsarbeit scharf, 
dass die Politik die Regelung für Lernförderung nach dem Bil-
dungs- und Teilhabepaket nicht lockerte, sodass benachteiligte 
Kinder in der Corona-Krise zumindest erleichterten Zugang zur 
außerschulischen Lernförderung erhalten konnten. Es war ein 
bildungspolitisches Armutszeugnis, dass die Anträge auf Lern-
förderung für Kinder, deren Noten besser als ausreichend bis 
mangelhaft waren, nach wie vor von den Jobcentern abgelehnt 
wurden. 

Als infolge der Pandemie im Frühjahr 2021 bereits mehr als 
ein Viertel der Schüler*innen große Lernrückstände entwi-
ckelte und der Druck auf die Bildungspolitik zunahm, reagierte 
die Bundesregierung im Mai 2021 endlich und verabschiedete 
das sogenannte „Corona-Aufholpaket“. Damit wollte die Bun-
desregierung nicht nur zusätzliche Angebote schaffen, sodass 
Schüler*innen ihre pandemiebedingten Lernrückstände wieder 
aufholen können – auch Lernförderung nach dem Bildungs- und 
Teilhabepaket sollte ab Juli 2021 bis Ende 2023 leichter zugäng-
lich sein, ein gesonderter Antrag entfallen. Dies freute uns zu-
nächst, da wir dachten, unsere Aktion „Bildung für ALLE“ würde 
sich damit erübrigen und die Mittel könnten nun in ein neues 
Bildungsprojekt fließen. Doch Zweifel, ob das Paket in Höhe von 
zwei Milliarden Euro ausreichen würde, um die pandemiebeding-
ten Lernrückstände ALLER Schüler*innen aufzuholen, und ob die 
dafür erforderlichen Maßnahmen in der Kürze der Zeit flächende-
ckend in Deutschland umsetzbar sein würden, blieben bestehen. 
Leider behielten wir recht. So mehrten sich im Sommer 2021 
bei uns die Anfragen von Familien, deren Kinder bereits bei 
uns gefördert wurden und die eine Weiterförderung beantragen 
wollten. Wir waren absolut entsetzt, als sich eine Mutter im Juli 
hilfesuchend an uns wandte und rückmeldete, dass nicht einmal 
das für sie zuständige Jobcenter über das „Corona-Aufholpaket“ 
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Bildung für ALLE 2021

Individuelle Förderung nicht ausreichend
Auch die Inklusionschancen der Kinder hängen immer noch vom 
Wohnort und von ihren individuellen Förderbedarfen ab. Schuld 
daran ist auch ein Bildungssystem, das individuellen Stärken 
und Schwächen zu wenig Raum gibt. Kinder mit einer Legasthe-
nie oder Dyskalkulie erreichen beispielsweise häufig nur niedri-
ge Schulabschlüsse, da sie keine individuelle Förderung erhalten 
und die Gewährung eines Nachteilsausgleichs nicht genügend 
erfolgt. 

Gleiche Chancen von Anfang an – die gibt es im deutschen Schul-
system nicht: Nach wie vor bestimmt hauptsächlich die soziale 
Herkunft der Eltern den Schulerfolg des Kindes – und damit des-
sen Lebensweg. Wer aus einem unteren sozialen Milieu stammt, 
hat wenig Aussicht auf Aufstieg. Die Deutsche Kinderhilfe – Die 
ständige Kindervertretung e. V. setzt sich dafür ein, dass alle 
Kinder optimale Bildungschancen erhalten. Unser Ziel ist dann 
erreicht, wenn jedem Kind die Zukunft offensteht, die es sich 
wünscht.

Bildung in Deutschland ist ungerecht 
Dies bestätigte erneut der Bericht „Bildung in Deutschland 
2020“, der unter der Federführung des Leibniz-Instituts für Bil-
dungsforschung und Bildungsinformation (DIPF) erstellt wurde. 
So hängen die Bildungschancen in Deutschland nach wie vor 
stark vom Wohnort, der sozialen Herkunft und den finanziellen 
Möglichkeiten der Eltern ab. Benachteiligte Kinder bekommen 
viel zu wenig Hilfe und haben weitaus schlechtere Chancen auf 
einen höheren Bildungsabschluss. Die Corona-Krise verschärfte 
die Situation erneut, denn Schüler*innen aus finanzschwachen 
Familien waren während des Lockdowns regelrecht von der Bil-
dung abgehängt.

Bildungsteilhabe und Digitalisierung unzureichend
Fordert Artikel 28 der UN-Kinderrechtskonvention die Verwirk-
lichung des Rechts auf Teilhabe an Bildung für jedes Kind unab-
hängig von der sozialen Herkunft, so zeigt aktuell die Corona-
Pandemie, dass vor allem Kinder mit besonderem Förderbedarf, 
aus armen Familien oder mit Fluchtgeschichte verstärkt von 
Ungleichheiten und mangelnden Teilhabechancen betroffen 
sind. Viele Schüler*innen konnten während des Lockdowns nicht 
auf eine digitale Ausstattung im Elternhaus zurückgreifen oder 
verfügten nicht über die informations- und kommunikations-
bezogene Medienkompetenz, um digitale Medien zum Lernen 
nutzen zu können – sie waren besonders benachteiligt und ha-
ben demzufolge auch größere Lernverluste erlitten. Dass die-
se Schüler*innen während des Distanzlernens „unter das Radar 
fielen“, nicht mehr von der Schule erreicht wurden und zuhause 
keine angemessene Lernumgebung vorfanden, ist als schwer-
wiegende Verletzung der Kinderrechte zu bewerten.	
Hinzu kommen die nach wie vor viel zu schleppend und bürokra-
tisch laufende Umsetzung des Digitalpakts Schule und die feh-
lende flächendeckende Aus- und Fortbildung zur Digitalisierung 
für Lehrkräfte, die der Verwirklichung des Rechts auf Bildung für 
Kinder entgegenstehen.

Corona-Aufholpaket: nur ein Tropfen auf den heißen Stein 
Waren schon die Nachbesserungen durch das 2019 in Kraft ge-
tretene „Starke-Familien-Gesetz“ in Bezug auf Lernförderung 
für Kinder aus dem Bildungs- und Teilhabepaket weit hinter 
den Erwartungen zurückgeblieben, so ist auch das im Mai 2021  
beschlossene zwei Milliarden starke Corona-Aufholpaket bei 
Weitem zu wenig, damit alle Schüler*innen ihre pandemiebe-
dingten Lernrückstände wieder aufholen können. Dabei haben 
27 % der Kinder deutliche Lernlücken entwickelt. Zudem konn-
ten die Voraussetzungen für die Umsetzung des Aufholpakets 
in den Städten und Kommunen in der Kürze der Zeit bis zu den 
Sommerferien nicht erfüllt werden, vielen fehlten sogar jegli-
che Kenntnisse zu diesem neuen politischen Maßnahmenpaket. 
Zahlreiche Eltern wurden mit ihren Problemen und den dringen-
den Nachhilfebedarfen ihrer Kinder allein gelassen.

Schluss mit Gleichmacherei statt 
Chancengleichheit!
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Frühe individuelle Förderung für einen gerechten Start ins Leben

Wir fordern:

•	ein gerechtes Bildungssystem, das von Anfang an 
allen Kindern gleiche Chancen auf eine gute Bildung 
ermöglicht

•	gezielte Förderangebote zur Reduzierung von her-
kunftsbedingter Benachteiligung

•	individuelle Förderung als Kernaufgabe von Schulen 
für eine optimale Bildungsentwicklung der Kinder

•	bessere schulische Rahmenbedingungen, sodass 
ALLEN Schüler*innen bundesweit ein vollumfänglich 
inklusives Bildungssystem offensteht

•	den Schulen deutschlandweit die nötige digitale In-
frastruktur schnell und unbürokratisch bereitzustel-
len sowie die Digital- und Medienkompetenzen von 
Lehrkräften, Schüler*innen und Eltern kontinuierlich 
auszubauen

Das ist zu wenig: Das im Mai verabschiedete „Corona-Aufholpaket“ der 
Bundesregierung bleibt für abgehängte Kinder nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 
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Rechtschreiben und Rechnen haben. 120 Euro pro Kind und Jahr 
sieht das Paket zum Ausgleich der Corona-Lernlücken vor. Das ist 
viel zu wenig! Zudem gibt es etwa 2 Millionen Schüler*innen mit 
besonderem Förderbedarf. Diese Kinder wurden wieder einmal 
von der Politik schlichtweg vergessen – ein bildungspolitisches 
Armutszeugnis! Ein solches Versäumnis kann sich Deutschland 
eigentlich überhaupt nicht erlauben, denn wird diesen Kindern 
nicht nachhaltig geholfen, dann hat das auch negative Auswir-
kungen auf unsere Gesellschaft und die Wirtschaftskraft.

Den Tag der Legasthenie und Dyskalkulie am 30.9.2021 nutzten 
wir daher, um mit dem BVL erneut auf diesen Missstand hin-
zuweisen. Gemeinsam forderten wir die Bundesregierung und 
Länder dazu auf, eine ehrliche Bestandsaufnahme der Förder-
situation für Kinder durchzuführen und daraus folgend entspre-
chende Maßnahmenpakete zu schnüren. Stellvertretend für die 
Kinder gingen wir auf die Barrikaden, um zu vermeiden, dass 
das Kindeswohl weiterhin so massiv durch den Staat gefährdet 
wird. Das seelische Leid, das Kinder erfahren, wenn sie schulisch 
nicht mehr mitkommen, ist extrem und wirkt sich dramatisch auf 
deren Zukunftsperspektiven aus. 

Schaut man sich die vom Staat bereitgestellten Mittel an, so 
lässt sich schlussfolgern, wie viel dem Staat das Kindeswohl und 
die Bildung wert sind: nur 0,6 % der Gelder, die der Bund bisher 
in die freie Wirtschaft investiert hat, flossen während der Pande-
mie in die Bildung. Das ist absolut zu wenig und „ein Schlag ins 
Gesicht“ für jedes betroffene Kind! Es ist zu befürchten, dass die 
Bildungsungleichheiten somit weiter zunehmen werden. 
Um dieser Entwicklung gezielt entgegenzutreten, wollen wir 
mit der neuen Bundesregierung schnellstmöglich ins Gespräch 
kommen und eruieren, wie entsprechende Unterstützungsmaß-
nahmen für Schüler*innen mit Förderbedarf rasch in die Wege 
geleitet werden können.

Darüber hinaus würden wir uns sehr freuen, wenn sich die 
Corona-Lage im Jahr 2022 endlich entspannt, sodass wir am 
30.9.2022 wieder für Schulen, die sich in besonderer Weise mit 
zukunftsweisenden Förderkonzepten für Kinder mit Legasthenie 
und Dyskalkulie hervorgetan haben, einen Preis ausschreiben 
und Anfang 2023 mit den Vertreter*innen der preisgekrönten 
Schulen zusammen feiern können.

Konnten wir im Jahr 2020 noch die besten Schulen Deutschlands 
auszeichnen, die durch zukunftsweisende Förderkonzepte Kinder 
mit einer Legasthenie und Dyskalkulie optimal unterstützen, so 
mussten wir pandemiebedingt auf eine erneute Ausschreibung 
dieses Schulpreises am 30.09.2021, dem Tag der Legasthenie 
und Dyskalkulie, leider verzichten. 

Hintergrund war, dass, durch die Corona-Krise und die damit 
verbundenen Schulschließungen, Schüler*innen mit Förderbe-
darf in der überwiegenden Anzahl der Fälle keine schulische 
Förderung (mehr) erhielten. Dieser Umstand wurde auch durch 
eine aktuelle, im Zeitraum vom Ende der Sommerferien 2020 bis 
Ende Februar 2021 erfolgten Elternumfrage unseres Kooperati-
onspartners, dem Bundesverband Legasthenie und Dyskalkulie 
e. V., untermauert. Den Ergebnissen der Befragung zufolge ver-
schlechterte sich die Fördersituation für Kinder mit einer Leg-
asthenie oder Dyskalkulie in der Pandemie erheblich. 63,11 % 
der Schüler*innen mit Förderbedarf erhielten keine schulische 
Förderung. In nur 23,11 % der Fälle setzte die Förderung an 
dem individuellen Problem des Kindes an. In über 70 % der Fälle 
gab es keine zusätzlichen Unterstützungsmaßnahmen. 77,63 %  
der Eltern beklagten die fehlende individuelle Förderung und 
70,61 % die nicht ausreichende Förderkompetenz der Lehrkräfte. 

Die Umfrageergebnisse zeigten, dass unabhängig von der Co-
rona-Krise ein Umbruch in unserem Bildungssystem erfolgen 
muss. Denn schon vor Corona war die Fördersituation an den 
Schulen mangelhaft, sie hat sich jedoch durch diese Krise noch 
einmal drastisch verschlechtert. Lehrkräfte und Schüler*innen 
müssen dringend mit neuen Schulkonzepten unterstützt wer-
den, damit sie bessere Zukunftsperspektiven erhalten. Lehr-
kräfte, Schüler*innen und Eltern dürfen nicht länger mit ihren 
Problemen alleingelassen werden. Es müssen endlich tragfähige 
Förderkonzepte für Schüler*innen mit einer Legasthenie und/
oder Dyskalkulie in die Schulen! Dieser zentralen Forderung ver-
suchten wir im Jahr 2021 im Rahmen unserer gemeinsamen Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit mit dem BVL verstärkt Ausdruck zu 
verleihen. Ebenso versuchten wir die politisch Verantwortlichen 
in Bund und Ländern dazu zu bewegen, schnellstmöglich tragfä-
hige Konzepte für Schüler*innen mit besonderem Förderbedarf 
bereitzustellen, um betroffenen Kindern eine Bildungsperspek-
tive zu geben und ihnen seelisches Leid zu ersparen. Wir haben 
uns diesbezüglich mit diversen Schreiben an die Kultusminis-
terkonferenz, an die Bundesbildungs- und Bundesfamilienmi-
nisterin, die Bildungsminister*innen der Länder und sogar an 
Bundeskanzlerin Angela Merkel gewandt. Doch bis heute wurden 
von Seiten der Politik keinerlei Maßnahmen in die Wege geleitet, 
die explizit Kinder mit Förderbedarf im Blick haben und durch 
die Betroffene endlich ihre dringend benötigte Unterstützung 
erhalten würden.

Das „Corona-Aufholpaket“, das im Mai 2021 von der Bundesre-
gierung verabschiedet wurde und für das sich die Politik so fei-
erte, ist diesbezüglich ein Witz, denn es berücksichtigt nach wie 
vor nicht jene Schüler*innen, die massive Probleme beim Lesen, 
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Tag der Legasthenie und 
Dyskalkulie 2021

Immer am 30.09.: Vor fünf Jahren gemeinsam mit dem BVL ins Leben gerufen – der 
bundesweite Tag der Legasthenie und Dyskalkulie. Ziel ist es, für betroffene Kinder 
bessere Bildungsperspektiven zu erreichen.

Anzeige

Stressfrei in die neuen vier Wände

Der Wohnungswechsel in die neuen vier Wände steht nur 
selten spontan an. Verbraucher, die einen stressfreien 
Umzug planen und ihre Schätzchen in die Hände eines 
qualitätsgeprüften Umzugsprofis legen wollen, sollten 
deshalb früh genug auf die Suche nach einem geeigneten 
Umzugsunternehmen gehen. Die Gründe liegen nahe: 
Umzugstermine häufen sich in der Regel am Monatsende. 
Familien mit Kindern planen ihren Umzug zumeist in den 
Schulferien. Wer vermeiden will, dass sein Wunschtermin 
für den Umzug ausgebucht ist, sollte also rechtzeitig einen 
AMÖ-Möbelspediteur beauftragen.

Sicherheit sorgt für Vertrauen
Familien, die bei ihrem Umzug auf Nummer sicher gehen 
möchten, achten bei der Wahl eines vertrauensvollen 
Umzugsunternehmens auf eine ganz spezielle Auszeich-
nung: das AMÖ-Zertifikat. Damit werden ausschließlich 
solche Umzugsunternehmen ausgezeichnet, die sich zur 
Transparenz und umfassend hohen Qualität ihrer Dienst-
leistungen verpflichtet haben. Das AMÖ-Zertifikat leistet 
einen wertvollen Beitrag zum Verbraucherschutz: Wer 
mit einem von aktuell 630 ausgezeichneten AMÖ-Fach-
betrieben umzieht kann das Risiko vermeiden, auf unse-
riöse Anbieter oder Umzugsbetrüger hereinzufallen. Die 
ausgezeichneten Umzugsunternehmen verpflichten sich, 
Verbraucher gründlich und umfassend zu beraten, und er-
stellen detaillierte Angebote und Rechnungen. Sie garan-
tieren, als Umzugsberater, Transportleiter und Packer nur 
Fachleute mit geeigneter und sicherer Technik sowie um-
weltverträglichen Verpackungsmaterialien einzusetzen. 

Verbraucherschlichtung bei Streitigkeiten
Sollte es bei aller Sorgfalt doch einmal zu Schäden gekom-
men sein, werden diese in aller Regel schnell und kompetent 
behoben. Verbleiben dennoch Unstimmigkeiten zwischen 
Kunde und Spediteur oder können Probleme nicht gelöst 
werden, besteht bei einem Umzug mit einem AMÖ-Mö-
belspediteur die Möglichkeit, sich kostenlos an die Schlich-
tungsstelle Umzug der AMÖ zu wenden, eine fachspezi-
fische Verbraucherschlichtungsstelle für die Umzugs- und 
Möbellogistik. Wer nicht mit einem AMÖ-Betrieb umgezo-
gen ist, kann die Hilfe leider nicht in Anspruch nehmen.

Vorsicht bei „Schnäppchen“
Absolute Vorsicht ist geboten, wenn über Ebay-Kleinanzei-
gen, Anzeigenblätter oder Flugzettel billigste Pauschalange-
bote offeriert werden. Häufig genug haben solche Anbieter 
keine Gewerbeanmeldung, setzen ungelerntes oder nicht 
angemeldetes Personal ein und sind auch nicht versichert. 
Die „Schnäppchenjagd“ beim Umzug wird so schnell zur 
ungeplanten Kostenfalle. Denken Sie dran: Es geht um nicht 
weniger als Ihren gesamten persönlichen Besitz.

Steuern sparen
Privatumzüge werden steuerlich in der Regel wie haus-
haltsnahe Dienstleistungen behandelt. Auf Antrag können 
dann 20 Prozent von maximal 20.000 Euro geltend ge-
macht werden – also 4.000 Euro. Dazu muss eine ord-
nungsgemäße Rechnung des Möbelspediteurs eingereicht 
werden, bei der die Arbeits- und Transportkosten separat 
ausgewiesen sind. Kosten für Verpackungsmaterial sind 
nicht abzugsfähig. Neben den Kosten für den Umzug kön-
nen zusätzlich noch bis zu 1.200 Euro für Handwerkerleis-
tungen zum Beispiel für das Streichen der neuen Wohnung 
steuerlich berücksichtigt werden. Fragen zur Steuerabzugs-
fähigkeit beantwortet Ihr Steuerberater, Lohnsteuerhilfever-
ein und das Finanzamt. 

Unser Rat: 
Wer einen vertrauensvolles Umzugsunternehmen sucht, 
ist bei den Mitgliedsunternehmen der AMÖ gut aufgeho-
ben. Achten Sie auf das AMÖ-Känguru und das AMÖ-Zerti-
fikat. Vertrauenswürdige Umzugsprofis in Ihrer Nähe finden 
Sie auf der kosten- und werbefreien Umzugsplattform des 
Bundesverbandes auf www.umzug.org. 

Der Bundesverband Möbelspedition und Logistik (AMÖ) e.V., erkenn-
bar am „rollenden Känguru“, bietet Eltern Tipps für einen entspann-
ten Umzug.
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Damit ergänzt dieses Magazin unser bereits Ende 2018 erschie-
nenes Heft „Bildung ist MEHR wert!“, welches Sie ebenfalls ger-
ne bei uns beziehen können.

Selbstverständlich ist die neue Ausgabe nicht nur eine Be-
standsaufnahme bestehender Probleme. Schließlich ist es unser 
Ziel, die BESTE Bildung für ALLE Kinder zu erreichen. Daher wer-
den auch Ansätze und Wege vorgestellt, die eine zukunftsfähige 
Bildung in Kita und Schule ermöglichen.

Dieses Magazin ist kostenfrei – lediglich die Portokosten sind 
von der/dem Besteller*in zu tragen. 

Bei Interesse können Sie das Heft gerne über den Webshop auf 
unserer Internetseite unter www.kindervertretung.de bestellen. 
Dort finden Sie die Datei auch kostenfrei zum Download. 

Im Juni 2021 erschien unter dem Titel „Das deutsche Bildungs-
system auf dem Prüfstand“ unser neues Bildungsmagazin und 
damit die jüngste „Deutsche Kinderhilfe spezial“-Ausgabe. 
Unterstützt wurden wir dabei von zahlreichen namhaften und 
hochrangigen Bildungsexpert*innen, die ihrerseits spannende 
Fachbeiträge zu unterschiedlichen Aspekten von Bildung ein-
brachten. 

Anlass für dieses Magazin war die Corona-Pandemie, die uns 
wieder einmal deutlich vor Augen führte, dass das in der „Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte“ festgeschriebene Recht 
auf Bildung selbst in unserem hochentwickelten Deutschland 
leider nicht ausreichend gewährleistet wird. Fast anderthalb 
Jahre lang verharrten unsere Kinder und Jugendlichen im Di-
stanz- oder Wechselunterricht, viele waren zeitweise gänzlich 
vom Zugang zur Bildung abgehängt. 

Das ist ein bildungspolitischer Skandal und ein Armutszeugnis 
für unser Land – sind viele Probleme unseres Bildungssystems 
doch schon seit Jahren, teilweise seit Jahrzehnten, bekannt und 
hätten durch ein beherztes Handeln der Politik zumindest teil-
weise reduziert oder sogar verhindert werden können. Doch so 
legte die Corona-Krise die Mängel in unserem Bildungssystem 
schonungslos offen, allen voran die Digitalisierung der Schulen, 
die als wichtige bildungspolitische Maßnahme von der Politik 
versäumt bzw. viele Jahre zu spät eingeleitet wurde und zudem 
nach wie vor mit großen bürokratischen Hürden verbunden ist. 
Die Quittung für diese Nachlässigkeit erhielten die Kinder, die 
unverschuldet die Versäumnisse der Politik gezwungenermaßen 
ausbaden mussten. 

Unser neues Magazin fokussiert sich jedoch nicht nur auf eine 
Analyse der Probleme während der Corona-Krise. Auf 76 Seiten 
und mit einer Auflagenhöhe von 5.000 Exemplaren wird das 
deutsche Bildungssystem im Allgemeinen unter die Lupe ge-
nommen, wohlwissend, dass natürlich nicht alle Themenberei-
che abgedeckt werden konnten. Folgende Aspekte wurden einer 
genaueren Betrachtung unterzogen:

die Digitalisierung im Bildungsbereich (Schwerpunkt des Maga-
zins),

• die frühkindliche Bildung in der Kita,
• die Chancengerechtigkeit,
• der Bildungsföderalismus, 
• die Lehrkräftebildung und
• das Thema Schulverweigerung.

Neues Themenmagazin erschienen: 
Das deutsche Bildungssystem auf dem 
Prüfstand
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Im Juni 2021 erschienen: Unser neues Bildungsmagazin, das sich im Schwerpunkt 
mit der Digitalisierung der Bildung befasst. 

Rückblick
Kampagnen des
Forschungs- und 

Fortbildungszentrum
KindgeRECHT

2021

KindgeRECHT
Forschungs- und Fortbildungszentrum

Deutsche Kinderhilfe e.V.
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Gewalt- und Sexualdelikten betroffen. Wir sind alle gefordert, 
aufmerksam zu sein und in einem Verdachtsfall tätig zu werden. 
Fachkräfte aus Kita und Schule sowie aus der Kinder- und Ju-
gendhilfe stehen besonders in der Verantwortung, Kinder vor 
Gefahren für ihr Wohl zu schützen. Um diesen Schutzauftrag 
wahrnehmen zu können, benötigen sie professionelle Kenntnis-
se und Fertigkeiten. 

Viele fragen sich, wann eine Kindeswohlgefährdung vorliegt, 
wie diese erkannt werden kann und welche Handlungsschritte 
eingeleitet werden müssen. In unseren Fortbildungen stellen 
wir ausführlich die unterschiedlichen Erscheinungsformen einer 
Kindeswohlgefährdung dar, weisen auf mögliche Anzeichen hin 
und erläutern Schritt für Schritt den Ablauf eines Kinderschutz-
verfahrens. 

Außerdem ist es unser Ziel, die Rechte der Kinder und die UN-
Kinderrechtskonvention bekannter und verständlicher zu ma-
chen. Denn Kinder und Jugendliche haben Bedürfnisse, Wünsche 
und Interessen, die besonders zu schützen und zu fördern sind. 
Kinderrechte sind ein wichtiges Thema und sie betreffen uns 
alle. In unserem Fortbildungsangebot stellen wir die UN-Kinder-
rechtskonvention vor und erklären, wie die Kinderrechte in Ihrer 
Einrichtung umgesetzt werden können. 

KindgeRECHT goes online!
Im Jahr 2020 hat die Corona-Pandemie die Arbeit des For-
schungs- und Fortbildungszentrums KindgeRECHT auf den Kopf 
gestellt. Da wir keine Fortbildungen in Präsenzveranstaltungen 
mehr durchführen konnten, haben wir unser Angebot auf ein 
vielfältiges Online-Format umgestellt. Wir haben unser Ange-
bot digitalisiert und erweitert, um es einem breiten Publikum 
unkompliziert und zeitnah zugänglich zu machen. Unsere Fort-
bildungen bieten wir mittlerweile als Online-Seminar an, dazu 
kommt unser neuer YouTube-Kanal, welcher durch einen Podcast 
und einen Blog ergänzt wird. 

Der Einsatz für die Rechte der Kinder gehört – ebenso wie die 
Verbreitung von Wissen über kinderrechtsbezogene Themen – 
zur institutionellen Identität der Deutschen Kinderhilfe – Die 
ständige Kindervertretung e. V. 

Für eine an den Interessen und Bedarfen von Kindern orientierte 
Politik bedarf es guter Informationen. Unsere Gesellschaft kann 
nur kindgerecht gestaltet werden, wenn wir wissen, wie Kinder 
leben, wie sie ihre Umwelt und sich selbst wahrnehmen und was 
sie wollen. Ebenso ist es wichtig zu verstehen, wie Kinder von 
Erwachsenen wahrgenommen werden. Denn dies bestimmt zu 
großen Teilen, welche Rolle Kindern in unserem Land zukommt 
und ob und wie sie ihre Rechte geltend machen können. Die Aus-
gangslage zu analysieren ermöglicht, Probleme zu erkennen, sie 
zu lösen und aus Erfolgen zu lernen. 

Genauso wichtig ist es, die gewonnenen Erkenntnisse über die 
Rechte und Bedarfe von Kindern an Dritte weiterzugeben und 
eine Vielzahl von Menschen über Kinderschutz und Kinderrech-
te zu informieren. Kinder und Jugendliche sollen darin gestärkt 
werden, ihre Rechte zu kennen und diese einzufordern. Dazu 
müssen aber auch Erwachsene die Kinderrechte kennen und sich 
für deren Umsetzung einsetzen. Mit der Gründung unseres For-
schungs- und Fortbildungszentrums KindgeRECHT (FuF) im Jahr 
2019 wollen wir diesen wichtigen Aufgaben gerecht werden. 

Das Forschungs- und Fortbildungszentrum KindgeRECHT forscht 
interdisziplinär und anwendungsorientiert zu kinderrechtlichen 
Fragen. Schwerpunkte sind dabei die kindgerechte Justiz und 
Kinderrechtsfragen in der Kinder- und Jugendhilfe. Wir reali-
sieren eigene Forschungsvorhaben und unterstützen externe 
Forschungsprojekte wie z. B. die KiD-Verlaufsstudie, in der die 
Werdegänge gewaltbelasteter Kinder im Jugendhilfesystem 
untersucht wurden. In diesem Zusammenhang haben wir einen 
eigenen Beitrag unter dem Titel: „Sexuelle Gewalt gegen Ge-
schwisterkinder: Werdegänge im Kontext zweier Hilfesysteme“ 
publiziert. 

In unserem Forschungs- und Fortbildungszentrum KindgeRECHT 
bieten wir ein breites Spektrum an Fortbildungen zu den Themen 
Kinderschutz und Kinderrechte an. Nach dem Motto „spread the 
word“ möchten wir möglichst viele Menschen über Kinderschutz 
und Kinderrechte informieren und sie darin unterstützen, die 
gewonnenen Erkenntnisse anzuwenden und weiterzugeben. Wir 
schulen deshalb regelmäßig Fachkräfte aus Kita, Schule sowie 
der Kinder- und Jugendhilfe. 

Kinderschutz und Kinderrechte gehen uns alle an!
Gewalt gegen Kinder ist leider nach wie vor ein alltägliches 
Phänomen. Jeden Tag sind Kinder in Deutschland von Tötungs-, 

Das Forschungs- und Fortbildungs-
zentrum KindgeRECHT der Deutschen 
Kinderhilfe e.V.
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Nach der Teilnahme an einem Online-Seminar besteht die Mög-
lichkeit, mit der Beantwortung eines Fragebogens eine Teilnah-
meurkunde zu erhalten. 

Angebote für Kinder!

Für Kinder – KindgeRECHT erklärt
Für junge Menschen haben wir ein eigenes Angebot. In kurzen 
kindgerechten Videos erklären wir jeden einzelnen Artikel der 
UN-Kinderrechtskonvention, wir sprechen kindgerecht über un-
terschiedliche Gewaltformen und erläutern, welche Aufgaben 
das Jugendamt hat. Auf unserer Homepage und auf unserem 
YouTube-Kanal KindgeRECHT gibt es zahlreiche Videos zum An-
schauen.

Außerdem gibt es unseren Podcast KindgeRECHT auch für Kids. 
Hier können sich Kinder kurze und spannende Infos zu den Kin-
derrechten und vielen weiteren Themen, die sie interessieren, 
anhören.

Durch die Digitalisierung und Erweiterung unseres Angebots 
möchten wir unseren Beitrag dazu leisten, dass Kinderschutz 
und Kinderrechte in unserer Gesellschaft einen wesentlichen 
Stellenwert erhalten.

Im Januar 2021 war es endlich soweit: Wir sind mit unserem You-
Tube-Kanal und unserem Podcast KindgeRECHT online gegangen. 
Seither bringen wir jede Woche mittwochs kurze und spannende 
Infos zu einem neuen Kinderrecht und zwar einmal für Erwach-
sene und einmal für Kinder. Ob als Video oder Audiodatei, wir 
gehen in unserem Angebot auf viele kinderrechtliche Fragen ein, 
informieren über neueste Entwicklungen in der Kinderpolitik 
und geben Tipps für einen verbesserten Kinderschutz. 

YouTube – kurz und dynamisch
Auf unserem YouTube Kanal KindgeRECHT finden Interessierte 
kurze, dynamische Videos. Diese sind so unterhaltsam wie in-
formativ und damit sowohl Einstieg in als auch Ergänzung zu 
unseren Fortbildungsthemen. Mehr Infos gibt es auf unserem 
YouTube-Kanal KindgeRECHT!

Podcast – zum Reinhören 
In unserem Podcast KindgeRECHT stehen Hörer*innen kos-
tenlose Audiodateien bei Spotify, Apple Podcast und Deezer 
zur Verfügung. In jeder Episode greifen wir ein neues Thema 
mit Kinderrechtebezug auf und lassen dabei nicht nur unsere 
Expert*innen, sondern auch Stimmen aus Gesellschaft und Poli-
tik zu Wort kommen.  

Blog – zum Vertiefen 
Auf unserem Blog finden Kinderrechtsinteressierte nicht nur 
Beiträge zu den von uns in unseren Fortbildungsformaten aufge-
griffenen Themen, sondern auch Artikel aus Forschung und Wis-
senschaft, Interviews, Videobeiträge, Fotos, Veranstaltungshin-
weise und vieles mehr. Mehr Infos gibt es auf unserer Homepage.
Digitale Angebote für Fachkräfte – informativ und bedarfsori-
entiert!

Seit dem Frühjahr 2021 ist unser Webshop online. Hier gibt es 
eine große Auswahl an Online-Seminaren zu den Themen Kindes-
wohlgefährdung, Kinderschutzverfahren, Beteiligung und Kin-
derrechte. Es handelt sich um vorab aufgezeichnete Videos, die 
flexibel genutzt werden können. Jede*r Teilnehmer*in kann hier 
selbstständig und im eigenen Tempo mitmachen, angepasst an 
die eigenen Bedürfnisse. Unsere Online-Seminare können immer 
dann abgerufen werden, wenn es gerade passt – Sie sind örtlich 
ungebunden und sparen sich die Reisezeit. Zudem erweitern wir 
unser Online-Angebot stetig wie z. B. um die Themen Häusliche 
Gewalt sowie Kinder- und Jugendhilfe. 

Viele unserer Kurse und Module bauen aufeinander auf. Sie kön-
nen selbst entscheiden, ob Sie einen groben Überblick erhalten 
möchten oder sich vertiefend fortbilden lassen wollen. 
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Auf individueller Ebene wurde zusätzlich beobachtet, dass 
die Kooperation mit anderen Akteur*innen unterschiedlich 
ausgeprägt ist. So verdeutlichten die Angaben der Jugend-
amtsmitarbeiter*innen, dass insbesondere die Zusammenarbeit 
mit den Familiengerichten als eher problematisch angesehen 
wird. Über alle Akteur*innen hinweg (Polizei, Familiengericht 
und freie Träger) spielte hinsichtlich einer reibungslosen Zusam-
menarbeit vor allem die Qualität des Austausches eine entschei-
dende Rolle. 

These (5): Kooperationsarbeit stellt noch nicht mit allen betei-
ligten Akteur*innen ein standardisiertes Vorgehen in der Fall-
arbeit dar.

4. Die Rolle des Kindes in Fällen partnerschaftlicher Gewalt in Fa-
milien mit Kindern 

Die Art und Weise der Einbindung des Kindes in Fällen part-
nerschaftlicher Gewalt mit einer polizeilichen Wegweisung 
war geprägt durch eine große Diskrepanz zwischen dem An-
spruch der Jugendamtsmitarbeiter*innen, wie er in der Online-
Befragung formuliert wurde, und der Praxis, wie sie aus den 
Jugendamtsakten hervorging. Generell gab ein Großteil der 
Jugendamtsmitarbeiter*innen an, dass das Wohl des Kindes im 
Mittelpunkt steht, es in die Fallbearbeitung eingebunden und 
auch gegenüber den Elternrechten verteidigt wird. Dieses Ideal 
konnte auf Ebene der Aktenanalyse so nicht als Modus der Fall-
bearbeitung rekonstruiert werden. Vielmehr traf Gegenteiliges 
zu: die in den Akten dokumentierten Maßnahmen und Hilfen 
sind überwiegend als elternzentriert zu beschreiben. Die pro-

These (3): Fälle partnerschaftlicher Gewalt werden im Jugend-
amt bearbeitet als Partnerschaftskonflikt. Das natürliche Recht 
der Eltern auf Pflege und Erziehung der Kinder steht im Vorder-
grund.

3. Regionale und individuelle Differenzen in der Fallbearbeitung 

Sowohl in der Aktenanalyse als auch im Rahmen der Online-Be-
fragung wurde deutlich, dass sich in der Bearbeitung von Fällen 
partnerschaftlicher Gewalt in Familien mit Kindern bundesweit 
kein einheitliches Bild zeichnen lässt. Die Fallbearbeitung ist ge-
knüpft an verschiedene Bedingungsfaktoren, die sich sowohl auf 
die Region des Jugendamts beziehen als auch auf die Erfahrun-
gen der individuellen Jugendamtsmitarbeiter*innen. Differen-
zen werden vor allem hinsichtlich der Art der eingeleiteten Maß-
nahmen sichtbar sowie im Rahmen der Aktenanalyse zusätzlich 
bezogen auf die Dauer bis zur Übermittlung des Polizeiberichtes 
an das Jugendamt bzw. auch generell bezogen auf die Bearbei-
tungsdauer der Fälle. Auf Einstellungsebene (Online-Befragung) 
lassen sich diesbezüglich mögliche Begründungsstrukturen ab-
leiten. So wurde bei der Frage nach den Unterschieden in den 
Vorgehensweisen bei Fällen mit und ohne polizeiliche Wegwei-
sung beispielsweise von einigen Jugendamtsmitarbeiter*innen 
angegeben, dass Fälle mit einer polizeilichen Wegweisung als 
weniger dringlich angesehen werden.

These (4): Die Art und Weise, wie Fälle partnerschaftlicher Ge-
walt mit polizeilicher Wegweisung im Jugendamt bearbeitet wer-
den, ist geprägt von regionalen und individuellen Unterschie-
den. 
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Einstellungs- als auch Handlungsebene Partnerschaftsgewalt 
überwiegend als potentielle Kindeswohlgefährdung (KWG) be-
trachten. Im praktischen Vorgehen zeigte sich diese Perspek-
tive vor allem in der Vielzahl der eingeleiteten § 8a-Verfahren 
(Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung gem. § 8a SGB VIII) 
nach Erhalt einer Meldung über Partnerschaftsgewalt mit einer 
polizeilichen Wegweisung. Auch bei Vorhandensein einer be-
stimmten Vorgehensweise im Umgang mit Fällen partnerschaft-
licher Gewalt in Familien mit Kindern wurde die Einleitung eines 
§  8a-Verfahrens am häufigsten genannt und stellt damit auch 
einen ersten Ansatzpunkt standardisierter Fallbearbeitung dar. 

These (1): Die Betrachtung partnerschaftlicher Gewalt in Fami-
lien mit Kindern als potentielle Kindeswohlgefährdung verein-
heitlicht das Vorgehen in der Fallarbeit.

Trotz generell hoher Zustimmungswerte hinsichtlich der Ein-
schätzung partnerschaftlicher Gewalt in Familien mit Kindern 
als potentielle KWG, war jedoch auch ein Teil der online befrag-
ten Jugendamtsmitarbeiter*innen anderer Meinung. Auch wur-
de nicht in allen Fällen in der Aktenanalyse eine Prüfung auf 
Kindeswohlgefährdung vorgenommen. In den Fallvignetten der 
Online-Befragung zeigte sich zusätzlich, dass ein Teil der Be-
fragten die Betroffenheit des Kindes als Zeug*in von Partner-
schaftsgewalt nicht per se als eine drohende Gefahr sahen und 
sich mit dieser Begründung gegen eine Prüfung nach § 8a-SGB 
VIII aussprachen.

These (2): Die Betrachtung partnerschaftlicher Gewalt in Famili-
en mit Kindern als potentielle Kindeswohlgefährdung zeigt sich 
nicht in allen Jugendämtern.

2. Fallarbeit im Spannungsfeld von Kindeswohl und Elternrecht 

In der Betrachtung der Bearbeitung von Fällen von Partner-
schaftsgewalt in Familien mit Kindern wurde über beide Teilbe-
fragungen deutlich, dass bei den Jugendamtsmitarbeiter*innen 
aufsuchende und abklärende Maßnahmen im Vordergrund ste-
hen. Diese werden etwa in Form eines Hausbesuchs oder einer 
Prüfung auf KWG umgesetzt. Eingreifende Maßnahmen, wie 
bspw. Inobhutnahmen oder der Entzug der elterlichen Sorge, 
fanden sich im Rahmen der Aktenanalyse sehr selten und wenn, 
dann nach Einsetzen anderer Maßnahmen, also recht spät im 
Hilfeverlauf. Partnerschaftliche Gewalt in Familien mit Kindern 
legitimiert demnach nicht per se einen Eingriff in die Rechte der 
Eltern. Diese Tendenz zeigt sich sowohl auf Einstellungsebene 
(Online-Befragung), als auch hinsichtlich der konkreten Praxis. 
So wurde bei den untersuchten Akten zwar eine Vielzahl von Fäl-
len auf Kindeswohlgefährdung geprüft, aber nur bei einem ge-
ringen Anteil jener Verfahren wurde eine Gefährdung bestätigt.

Was passiert mit Kindern in Fällen von häuslicher Gewalt? Welche 
Hilfen und Unterstützungsmöglichkeiten erhalten Kinder nach 
einer polizeilichen Wegweisung der gewaltausübenden Person? 
Diese Fragen haben die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kin-
dervertretung e. V. interessiert, weshalb sie die Studie „Häus-
liche Gewalt in Familien mit Kindern – was passiert nach einer 
polizeilichen Wegweisungsverfügung?“ beim Kriminologischen 
Forschungsinstitut Niedersachsen in Auftrag gegeben hat. Die 
bundesweite Studie wurde im Zeitraum von September 2017 bis 
August 2021 durchgeführt und von der Deutschen Kinderhilfe 
vollumfänglich finanziert.  

Häusliche Gewalt stellt ein großes und gesellschaftlich weit ver-
breitetes Problem dar. Neben den Folgen für die Betroffenen von 
häuslicher Gewalt sind es häufig auch die im Haushalt lebenden 
Kinder, die indirekt oder direkt von der Gewalt betroffen sind. 
Dennoch stehen diese Kinder noch zu selten im Zentrum. Dabei 
hat bereits das Miterleben von Gewalt tiefgreifende Auswirkun-
gen auf Kinder. 

In Fällen von häuslicher Gewalt besteht seit dem Gewaltschutz-
gesetz von 2002 für die Polizei die Möglichkeit, die gewaltaus-
übende Person der Wohnung zu verweisen. Sofern die Polizei 
gegenüber der gewaltausübenden Person eine Wegweisung in 
einem Haushalt ausspricht, in dem Kinder leben, muss sie das 
Jugendamt darüber informieren. Hier setzte das Projekt an, in-
dem es die Schritte und Maßnahmen des Jugendamts nach Be-
kanntwerden einer polizeilichen Wegweisungsverfügung näher 
betrachtete. 

Zur Untersuchung der Fragestellung wurden unterschiedliche 
Methoden herangezogen. Das methodische Vorgehen beinhaltet 
eine Online-Befragung, Aktenanalyse, Expert*innen-Interviews 
und Fallanalysen. 

Der quantitative Bereich setzt sich aus einer bundesweiten 
Onlinebefragung unter 719 Jugendamtsmitarbeiter*innen und 
einer Aktenanalyse von 297 Jugendamtsakten aus neun Bun-
desländern zusammen. Die Analyse von Jugendamtsakten wurde 
durchgeführt, um konkrete Entscheidungs- und Entwicklungs-
prozesse des Jugendamts im Umgang mit Fällen partnerschaftli-
cher Gewalt in Familien mit Kindern abzubilden. 

Die Ergebnisse im Überblick1

1. Partnerschaftsgewalt als potentielle Kindeswohlgefährdung 
Sowohl die Ergebnisse der Aktenanalyse als auch der Online-
befragung haben eine bundesweit recht einheitliche Tendenz 
gezeigt, nach der die Jugendamtsmitarbeiter*innen auf der 

Häusliche Gewalt in Familien mit 
Kindern: Ergebnisse der KFN-Studie 
liegen vor 
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Breiter Konsens in der Fachwelt: Kinder müssen bei häuslicher Gewalt verstärkt in den Blick genommen werden. 
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Handlungsempfehlungen von und für die Praxis

Im Juni 2021 fand ein digitaler Workshop mit vielen Vertre-
ter*innen aus der Praxis statt, die sich gegen häusliche Gewalt 
einsetzen. In einer breit angelegten Diskussion über die Ergeb-
nisse der Studie und die Hürden in der fachlichen Arbeit wurden 
vor allem Lösungen und Handlungsempfehlungen erarbeitet, 
um Hindernisse zu überwinden. Zentrale Forderungen sind u. a. 
flächendeckende und institutionenunabhängige Angebote für 
Kinder als Zeug*innen von häuslicher Gewalt, eine starke Einbin-
dung von Kindern in das Hilfesystem, klare Ansprechpersonen 
und transparente Abläufe für die Kinder, die stete Betrachtung 
häuslicher Gewalt als potentielle Kindeswohlgefährdung und 
eine bundesweite Standardisierung der Bearbeitung von Fällen 
häuslicher Gewalt. 

Die Handlungsempfehlungen wurden in einer gesonderten Bro-
schüre zusammengetragen und den Jugendämtern für ihre Ar-
beit mit Familien und Kindern, die von häuslicher Gewalt betrof-
fen sind, zur Verfügung gestellt. 

Die Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. 
trägt die Ergebnisse dieser Studie an die (Fach-)Öffentlichkeit 
sowie an die zuständigen politischen Behörden auf Bundes- und 
Landesebene, um auf die Situation von betroffenen Kindern 
aufmerksam zu machen und auf Verbesserungen im Hilfesystem 
hinzuwirken. Wir haben auch selbst Forderungen zum Thema 
Häusliche Gewalt in Familien mit Kindern formuliert, für deren 
Umsetzung wir uns als Lobbyorganisation für Kinder einsetzen. 

Literatur 
Stiller, A. & Neubert, C. (2020). Partnerschaftliche Gewalt in Familien mit Kindern – 
Was passiert nach einer polizeilichen Wegweisungsverfügung? – Forschungsbericht 
Teil I – (KFN-Forschungsberichte No. 159). Hannover: KFN.
Stiller, A. & Neubert, C. (2021). Partnerschaftliche Gewalt in Familien mit Kindern – 
Was passiert nach einer polizeilichen Wegweisungsverfügung? – Forschungsbericht 
Teil II – (KFN-Forschungsberichte No. 163). Hannover: KFN.

1Im Folgenden wird ein Auszug der Ergebnisse aus dem Forschungsbericht Teil I des 
Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen e.V. (2020) dargestellt.

2Hier handelt es sich um einen Auszug der Ergebnisse aus dem Forschungsbericht Teil 
II des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen e.V. (2021).

fessionelle Arbeit am Fall fand größtenteils auf Ebene der Sor-
geberechtigten statt, Gespräche mit Kindern sind nur marginal 
dokumentiert.

These (6): Die Umsetzung des Anspruches eines kindzentrierten 
Ansatzes in der Fallarbeit scheint in der Praxis vor Herausforde-
rungen gestellt zu sein.

Situation aus Sicht der Kinder: (Mit-)Erleben von Gewalt

Im qualitativen Bereich der Studie wurden vier Fallanalysen vor-
genommen sowie Expert*innen-Interviews durchgeführt, um 
die Perspektive von Betroffenen und die Wirkung staatlicher 
Maßnahmen zu analysieren. Im Rahmen von Expert*innen-In-
terviews sollte die Perspektive der Kinder gestärkt und sicht-
bar werden. Es wurden folgende Kategorien näher beleuchtet: 
Situationserleben zuhause, Sorgen und Ängste der Kinder und 
Erfahrungen mit dem Jugendamt. Im Folgenden werden die Er-
gebnisse der qualitativen Analyse vorgestellt.

Viele Kinder erleben ihr „Zuhause“ als unsicheren Ort. Gleichzei-
tig stellt die Gewalt aber eine Normalität dar. Kinder entwickeln 
zum einen (aktive) Strategien, um die Gewalt abzuwenden bzw. 
zu vermeiden und zum anderen um das Erlebte zu verarbeiten. 
Damit verbunden sind dennoch Ängste in Form von Unsicher-
heiten, Zukunftsängsten, Angst um die Familie, Angst um sich 
selbst, Angst vor weiterer Gewalt und Angst um Stabilität des 
sozialen Umfeldes. Ihr Leidensdruck ist hoch und viele Kinder 
weisen psychische Probleme auf, haben Dissonanzen, Schuld-
gefühle sowie Loyalitätskonflikte. Viele haben eher eine ableh-
nende Haltung gegenüber dem Jugendamt. Ein möglicher Grund 
kann in einer Angst vor dem Jugendamt liegen, möglicherweise 
aber auch darin, dass Unklarheiten in Bezug auf die Arbeit des 
Jugendamtes vorliegen. 

In den Fallanalysen konnte gezeigt werden, dass eine Zusam-
menarbeit mit dem Jugendamt zu einer Beruhigung und Verbes-
serung der Situation beitragen kann, wenn die gewählte Hilfe-
form adressatenorientiert ist, d. h. wenn alle Beteiligten in der 
Familie angesprochen werden, die Hilfe benötigen und diese 
Hilfe an ihren Bedürfnissen orientiert ist. Des Weiteren müssen 
Wünsche, Anforderungen und Vorstellungen klar kommuniziert 
und der Hilfeprozess stets transparent gestaltet werden. Das 
Jugendamt muss zudem als Akteur wahrgenommen werden, der 
Familien in schwierigen Situationen unterstützt. Dazu müssen 
Berührungsängste und Vorurteile hinsichtlich des Jugendamts 
abgebaut werden. Schließlich ist es hilfreich, wenn das Jugend-
amt als objektive Instanz wahrgenommen wird, die sich weder 
alleinig auf die Betroffenenseite schlägt noch einseitig die Tä-
terrechte vertritt, sondern zum Wohl des Kindes agiert. 
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sich mit Schuldgefühlen quälen. Sie erleben Kontrollverluste 
und existenzielle Sicherheitsverluste, was oftmals zu einem Ge-
fühl der Ohnmacht und Hilflosigkeit führt. 

Es können verschiedene Verhaltensauffälligkeiten auftreten 
wie z.  B. nicht erklärbares aggressives Verhalten, besonders 
angepasstes Verhalten, Ängste, Antriebslosigkeit, depressive 
Verstimmung, Vermeiden von Kontakt mit bestimmten Personen 
und/oder bestimmten Situationen, Rückzug in sich selbst, plötz-
liche Unruhe, Schüchternheit oder Verschlossenheit. Hinzukom-
men können psychosomatische Auffälligkeiten wie ständiges 
Klagen über Kopf- und/oder Bauchschmerzen, Erstickungsanfäl-
le, plötzliche Panik. Des Weiteren können Entwicklungsstörun-
gen auftreten wie die Verzögerung körperlicher Entwicklungen, 
Sprach- oder Intelligenzentwicklungen. Die Entwicklung kann 
auch stagnieren oder es kommt zu einer Regression, d. h. zu ei-
nem Rückfall in eine frühere Entwicklungsstufe (z. B. Einnässen, 
Babysprache). In der Regel treten eine Vielzahl von Verhaltens-
änderungen gleichzeitig auf. Allerdings muss beachtet werden, 
dass manche Kinder auch gar keine Auffälligkeiten zeigen. 

Zudem kann die Gewalterfahrung zu unterschiedlichen Langzeit-
folgen bei Kindern führen, wie Verschlechterung der schulischen 
Leistungen, auffälliges Sozialverhalten und soziale Bindungs-
störungen, gesundheitliche Probleme wie psychiatrische Erkran-
kungen, posttraumatische Belastungsreaktionen und schwere 
psychosomatische Leiden, selbstzerstörerisches Verhalten, u. a. 
Alkohol- und Drogenkonsum, Selbstverletzungen bis hin zum 
Suizid. Es besteht darüber hinaus das Risiko der intergeneratio-
nalen Weitergabe von Gewalt.

Auswirkungen auf betroffene Kinder

Leider bestehen erhebliche Mängel in der Umsetzung der Istan-
bul Konvention. Mit Blick auf Artikel 13 gibt es zwar Programme 
und Kampagnen zum Thema Häusliche Gewalt, allerdings wird 
die Aufklärung über die Auswirkungen häuslicher Gewalt auf Kin-
der bislang stark vernachlässigt (Bündnis Istanbul Konvention 
2021, S. 38). 

Dabei gilt partnerschaftliche Gewalt als eine erhebliche Belas-
tung für die Entwicklung des Kindes und ist daher als poten-
zielle Kindeswohlgefährdung anzusehen (Kindler 2013, S.  40). 
Allerdings wird in der Praxis das Miterleben von Gewalt nicht per 
se als Kindeswohlgefährdung betrachtet. Kinder als Zeug*innen 
von häuslicher Gewalt werden noch viel zu oft in der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Justiz und bei der Polizei übersehen. Dies hat 
zur Folge, dass sie nicht ausreichend unterstützt und geschützt 
werden, wie es Artikel 18 und Artikel 26 der Istanbul-Konventi-
on erfordern. Bedürfnisse und Interessen von Kindern in dieser 
Situation werden selten wahrgenommen, was zur Folge hat, dass 
sie keine eigenständigen spezifischen Unterstützungsangebote 
erhalten. 

Das Miterleben von Partnerschaftsgewalt hat auf unterschiedli-
chen Ebenen Auswirkungen auf Kinder. Gewalt zu erleben führt 
zu Angst und Stress. Oftmals übernehmen Kinder die Erwach-
senenrolle, versorgen ihre Geschwister, erledigen den Haushalt 
oder ersetzen den (liebevollen) Partner. Durch die elterliche 
Konfliktlage werden die Kinder vernachlässigt. Hinzu kommt, 
dass Kinder sich oft verantwortlich für die Situation fühlen und 
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len von häuslicher Gewalt besteht seither die Möglichkeit, die 
gewaltausübende Person der Wohnung zu verweisen. Sofern die 
Polizei gegenüber der gewaltausübenden Person eine Wegwei-
sung in einem Haushalt ausspricht, in dem Kinder leben, muss 
sie das Jugendamt darüber informieren. Der polizeiliche Platz-
verweis verschafft der Familie eine kurzfristige Verschnaufpause 
von maximal 14 Tagen. Die Maßnahmen zu ihrem Schutz und zu 
ihrer Stabilisierung enden aber nicht mit der Wegweisung des 
gewalttätigen Elternteils, sie fangen da erst an. 

Im Jahr 2018 ist die Istanbul Konvention zur Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mädchen und häusli-
cher Gewalt in Deutschland in Kraft getreten. Die Konvention 
enthält unter anderem Artikel zur Prävention, Intervention und 
Unterstützung bei Gewalt gegen Frauen und Mädchen. Deutsch-
land hat sich mit der Ratifizierung der Konvention verpflichtet, 
wirksame Maßnahmen zum Schutz von Frauen und Mädchen vor 
Gewalt zu ergreifen. Aufgrund der überproportionalen Betrof-
fenheit richten sich diese an Frauen. Die Konvention erkennt 
aber auch die Schutzbedürftigkeit von Kindern an. Diese findet 
in den Artikeln 13, 18, 26, 31 und 56 der Istanbul-Konvention 
Berücksichtigung. 

Mindestens jede vierte Frau in Deutschland erlebt ein- oder 
mehrmals in ihrem Leben Gewalt durch ihren Beziehungspartner. 
In vielen Haushalten davon leben Kinder. In einer Studie berich-
teten mehr als die Hälfte der betroffenen Frauen, dass die Kinder 
Zeug*innen der Gewalt wurden. Ein Viertel der Befragten gaben 
an, die Kinder hätten versucht, die Mutter zu verteidigen oder 
zu schützen. In 10 % der Fälle wurden Kinder direkt körperlich 
angegriffen (Müller/Schröttle 2004, 276 f.). 

Die Corona-Pandemie und die damit verbundenen Maßnahmen 
zur Eindämmung des Virus haben unseren Alltag verändert. Kita- 
und Schulschließungen, Quarantänemaßnahmen, Kontaktsper-
ren sowie Regelungen zu Heim- und Kurzarbeit stellen insbeson-
dere Familien vor besondere Herausforderungen. Hinzu kommen 
finanzielle Sorgen, Existenzängste, beengte Wohnraumverhält-
nisse und psychische Belastungen, die das Konfliktpotenzial er-
höhen. Dabei handelt es sich um Faktoren, die eine Zunahme von 
häuslicher Gewalt in Familien mit Kindern begünstigen. Die Stu-
die von Ebert und Steinert (2020) zeigt, dass das Konflikt- und 
Gewaltpotenzial in Haushalten mit Kindern im ersten Lockdown 
deutlich erhöht war. In 6,5 % der Haushalte wurden Kinder von 
einem Haushaltsmitglied körperlich bestraft.

Allerdings ist häusliche Gewalt kein Problem, welches erst durch 
die Pandemie entstanden ist. Partnerschaftsgewalt ist in der 
Gesellschaft weit verbreitet und betrifft viele Kinder, die zum 
Haushalt gehören. Sie erleben entweder direkt oder indirekt 
Gewalt. Betroffene Kinder wachsen in einer gewaltvollen Atmo-
sphäre auf: Sie sehen die Gewalt, hören sie, gehen dazwischen 
oder erfahren selbst Gewalt. Bereits das Miterleben von Gewalt 
hat allerdings tiefgreifende Auswirkungen auf Kinder. Kinder 
sind immer betroffen und geraten dennoch viel zu häufig aus 
dem Blick. 

Rechtliche Maßnahmen 

Kinder haben das Recht auf Schutz vor Gewalt. Dieses Recht ist 
in einer Vielzahl von Gesetzestexten verankert. Die UN-Kinder-
rechtskonvention sieht unter anderem in Artikel 19 vor, dass 
die Vertragsstaaten alle geeigneten Maßnahmen treffen, um 
das Kind vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltan-
wendung […] zu schützen. In Artikel 24 Abs. 1 Satz 1 der EU-
Grundrechtecharta wird der Anspruch der Kinder auf den Schutz 
und die Fürsorge, die für ihr Wohlergehen notwendig sind, for-
muliert. Seit dem Jahr 2000 ist Gewalt in der Erziehung hier in 
Deutschland gesetzlich verboten. Mit diesem „Gesetz zur Äch-
tung von Gewalt“, niedergeschrieben in § 1631 Abs. 2 Bürger-
liches Gesetzbuch, haben Kinder ein Recht auf gewaltfreie Er-
ziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und 
andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. 

Mit dem Gewaltschutzgesetz 2002 wurden die Rechte der Opfer 
gestärkt und die polizeilichen Eingriffsrechte erweitert. In Fäl-

Häusliche Gewalt in Familien mit Kin-
dern: Kinder als Betroffene im Fokus
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Gewalt in Partnerschaften: Das Miterleben von Gewalt hat negative Auswirkungen auf Kinder. 

Artikel 13 Bewusstseinsbildung 
Artikel 13 verpflichtet dazu, das Bewusstsein in der 
Bevölkerung für die unterschiedlichen Erscheinungsfor-
men von Gewalt, ihre Auswirkungen auf Kinder und die 
Notwendigkeit ihrer Verhütung zu bilden. 
Artikel 18 Allgemeine Verpflichtungen zu Schutz und 
Unterstützung
Artikel 18 verpflichtet, den Schutz und die Unterstüt-
zung von Betroffenen und Zeug*innen – insbesondere 
Kinder – sicherzustellen. 
Artikel 26 Schutz und Unterstützung für Zeug*innen, 
die Kinder sind
Artikel 26 verpflichtet dazu, die Rechte und Bedürfnis-
se von Kindern wahrzunehmen und ihnen Unterstüt-
zungsangebote zur Verfügung zu stellen. 
Artikel 31 Sorgerecht, Besuchsrecht und Sicherheit
Artikel 31 verpflichtet, häusliche Gewalt bei allen Ent-
scheidungen über das Sorgerecht und das Besuchsrecht 
für Kinder zu berücksichtigen. Weder die Sicherheit der 
Mutter noch die der Kinder dürfen durch Sorgerecht und 
Umgang gefährdet werden.
Artikel 56 Schutzmaßnahmen 
Artikel 56 verpflichtet dazu, die Rechte und Bedürfnis-
se von Betroffenen und Zeug*innen bei den Ermittlun-
gen und in Gerichtsverfahren zu schützen. Für Kinder, 
die Betroffene oder Zeug*innen von Gewalt gegen Frau-
en und von häuslicher Gewalt geworden sind, werden 
gegebenenfalls besondere Schutzmaßnahmen unter 
Berücksichtigung des Wohles des Kindes getroffen.
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V. Spezifische Hilfsangebote und Unterstützung für Kinder bereit-
stellen
Gemäß der Artikel 18 und 26 Istanbul Konvention bedarf es 
spezifischer Angebote für Kinder als Betroffene von häusli-
cher Gewalt. Kinder benötigen in erster Linie Schutz vor wei-
teren Beeinträchtigungen, ihre Entwicklung muss gefördert 
und das Erlebte aufgearbeitet werden. Kinder brauchen Hilfe 
und Unterstützung bei der Aufarbeitung von Störungen in der 
Eltern-Kind-Beziehung, bei der Suche nach eigenen Schutz- und 
Bewältigungsstrategien, beim Erlernen gewaltfreier Konfliktlö-
sungsstrategien und bei der Stärkung ihres Selbstwertgefühls. 
Dafür müssen bedarfsgerechte und ausreichend finanzierte An-
gebote geschaffen werden. Außerdem muss der Zugang zu den 
Hilfen für betroffene Kinder niedrigschwellig sein.
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Dabei ist eine Sensibilität für die Situation traumatisierter Kin-
der notwendig, damit sie eine umfassende Unterstützung in der 
Bewältigung des Erlebten erhalten. Dazu benötigen Fachkräfte 
allerdings Kompetenzen in kindgerechter Sprache und in der An-
wendung kindgerechter Methoden. Dieses Spektrum an Anfor-
derungen kann nicht „nebenbei“ erfüllt werden. Kinder sind in 
großem Maße von Erwachsenen abhängig und brauchen deshalb 
Fachkräfte, die sie wahrnehmen.

IV. Kindeswohl vor Elternrecht bei Umgangsregelungen 
Fälle von häuslicher Gewalt werden viel zu oft als Partnerschafts-
konflikt betrachtet. Viel zu selten wird in solchen Fällen die Er-
ziehungsfähigkeit der Eltern hinterfragt. Das Recht der Eltern 
auf Pflege und Erziehung steht im Vordergrund. Wir fordern, bei 
Vorliegen von häuslicher Gewalt den Ausschluss des Umgangs 
mit dem gewaltausübenden Elternteil in Betracht zu ziehen, um 
eine konkrete, gegenwärtig bestehende Gefährdung der körper-
lichen, geistigen oder seelischen Entwicklung des Kindes abzu-
wenden. Das Wohl des Kindes muss im Mittelpunkt stehen. 

Das gewaltausübende Elternteil muss beweisen, dass durch den 
Umgang keine Gefahr für das Kindeswohl besteht. Der Konflikt 
zwischen Elternrecht und Kindeswohl muss stets abgewogen 
werden zwischen dem Risiko einer Eltern-Kind-Entfremdung und 
dem Risiko einer (Re‑)Traumatisierung des Kindes. Dabei müssen 
der Schutz und die Bedürfnisse der Kinder stets Vorrang haben. 
Aus diesem Grund ist es erforderlich, dass der Kindeswille be-
rücksichtigt wird. 
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Forderungen der Deutschen Kinderhilfe – Die ständige Kinder-
vertretung e. V.

I. Situation von Kindern sichtbar machen 
Wir fordern, dass in Fällen von häuslicher Gewalt in Familien mit 
Kindern verstärkt die Sichtweise des Kindes eingenommen wird. 
Kinder müssen mit ihren Bedürfnissen und Belangen ernstge-
nommen und als eigenständige Zielgruppe wahrgenommen wer-
den.

Das fängt damit an, dass ihnen in kindgerechter Sprache Infor-
mationen bereitgestellt und die nächsten Schritte erklärt wer-
den. Kinder brauchen Räume, die eine kindgerechte Atmosphäre 
schaffen, wo sie sich sicher fühlen und öffnen können. Außer-
dem sind sie altersgerecht an Entscheidungsprozessen und den 
geplanten Maßnahmen zu beteiligen. Letztlich brauchen Kinder 
die Gewissheit, dass sie keine Schuld an der Gewalt tragen. Für 
Kinder sind eigene Ansprechpartner*innen bereitzustellen, die 
Fachkenntnisse über Abhängigkeiten, Machtverhältnisse, Loya-
litätskonflikte, Traumatisierung und Umgang mit Dissoziationen 
besitzen. 

II. Miterleben häuslicher Gewalt als Kindeswohlgefährdung erfas-
sen
Das Jugendamt ist zur Sicherstellung des Kindeswohls verpflich-
tet. Es besteht in der Praxis die Tendenz, Fälle häuslicher Ge-
walt als potentielle Kindeswohlgefährdung zu erfassen und ein 
Verfahren nach § 8a SGB VIII einzuleiten (Stiller/Neubert 2020, 
S. 185). Allerdings stellt die Prüfung auf eine Kindeswohlgefähr-
dung keine bundeseinheitlich standardisierte Vorgehensweise 
dar. Das Aufwachsen in einer gewaltvollen Atmosphäre hat je-
doch Auswirkungen auf die Entwicklung von Kindern. Wir fordern 
daher, dass die Allgemeinen Sozialen Dienste der Jugendämter 
das Miterleben von häuslicher Gewalt obligatorisch als eine Kin-
deswohlgefährdung erfassen und dahingehend eine Prüfung 
vornehmen. 

III. Sensibilisierung und Qualifizierung von Fachkräften
Fachkräften aus der Praxis fehlt es oftmals an Wissen und Kom-
petenzen in der Gesprächsführung mit Kindern. Wir fordern da-
her, gravierende Aus- und Fortbildungsdefizite bei den verschie-
denen Professionen von Polizei, Justiz und Pädagogik/Soziale 
Arbeit zu beheben und Fachkräfte für den Umgang mit betroffe-
nen Kindern zu sensibilisieren und zu qualifizieren. 

Für die Beteiligung an familiengerichtlichen Verfahren ist es 
wichtig, dass Kinder auf die Situation vor Gericht vorbereitet 
werden, um Unsicherheiten und Ängste zu minimieren. Konkret 
bedeutet das, Kinder über Abläufe, weitere Beteiligte und deren 
Rollen zu informieren. Des Weiteren sind Kinder über ihre eige-
nen Rechte und Möglichkeiten aufzuklären. Schließlich sollten 
sie vor, während und nach dem Verfahren professionell beglei-
tet werden. In familienrechtlichen Verfahren haben Kinder ein 
Recht auf einen Verfahrensbeistand während sie in strafrecht-
lichen Verfahren das Recht auf psychosoziale Prozessbegleitung 
haben.

Kinder in familiengerichtlichen Verfahren

In Bezug auf Verfahren zum Sorge- und Umgangsrecht mangelt 
es in der Praxis zum Teil an der Übernahme der Perspektive für 
Kinder in Fällen von häuslicher Gewalt. Dies zeigt sich in einer 
familiengerichtlichen Überidealisierung der gemeinsamen elter-
lichen Sorge und des Rechts auf Umgang (Fegert 2013, S. 197). 
Oftmals herrscht noch die Vermutung, gemeinsame elterliche 
Sorge und Umgang diene dem Kindeswohl. Eltern haben das 
Recht und die Pflicht auf Umgang mit ihrem Kind gem. § 1684 
BGB. Das Risiko der Eltern-Kind-Entfremdung soll vermieden 
werden. Allerdings stellt sich die Frage, ob Kinder ausreichend 
geschützt sind, wenn sie sich bei Elternteilen aufhalten, die in 
der Partnerschaft Gewalt angewendet haben. Das Leitbild einer 
kooperativen Elternschaft auch über die Trennung hinaus, ent-
spricht nicht den Mechanismen, die in einer gewaltgeprägten 
Beziehung und Familie vorherrschen. 

Für Kinder besteht ein hohes Risiko, wenn in hochstrittigen 
Situationen Kontakt erzwungen wird. Der Umgang mit dem ge-
waltausübenden Elternteil kann eine Kindeswohlgefährdung 
darstellen, wenn er dafür genutzt wird, auf das Kind einzuwir-
ken, es zu instrumentalisieren und zu manipulieren. 

Es mangelt oftmals an einer Sensibilität für mögliche trauma-
tische Erlebnisse, mögliche Belastungen des Umgangs werden 
bagatellisiert und es findet keine Differenzierung unterschied-
licher Problemkonstellationen und Konfliktstadien statt. Dabei 
kann es gerade bei Kontakten zu weiteren Gewaltübergriffen 
kommen. Die Kontakte werden genutzt, um über das Kind wei-
terhin Kontrolle über das andere Elternteil auszuüben oder das 
andere Elternteil wird beim Kind schlechtgemacht. Es wird ver-
sucht, Informationen beim Kind über den Aufenthaltsort zu er-
langen. Dadurch können sich die Schuldgefühle und Loyalitäts-
konflikte des Kindes verstärken und eine (Re-)Traumatisierung 
des Kindes ist möglich. 

Es ist schwer nachvollziehbar, dass Fälle von häuslicher Gewalt 
im Kindschaftsrecht nur selten berücksichtigt werden. Um-
gangsrecht wird viel zu oft dem Gewaltschutz übergeordnet 
(Bündnis Istanbul Konvention 2021, S. 106). Dabei haben Kinder 
die Gewalt selbst oder als Zeug*innen erlebt. Dennoch kommt 
es immer wieder vor, dass dem gewaltausübenden Elternteil der 
Umgang mit dem Kind zugestanden wird. 

Hinzu kommt, dass Besuchssituationen nur selten hinterfragt 
werden, wenn Kinder nicht unmittelbar von der Gewalt bedroht 
waren. Vorstellungen wie „es sei nur gegen die Mutter Gewalt 
ausgeübt worden“ und „nach Trennung der Eltern ist auch der 
Schutz für das Kind wiederhergestellt“ lassen die Situation des 
Kindes außer Acht. Sogar wenn Kinder sich selbst negativ äu-
ßern, werden die Aussagen oft nicht ernst genommen. Vielmehr 
steht oft zunächst der Vorwurf der Manipulation durch das be-
troffene Elternteil im Raum. Immer wieder kommt es vor, dass 
Beratungen auf gemeinsame elterliche Sorge sogar trotz vorlie-
gender Morddrohungen und häuslicher Gewalt stattfinden. Hier 
werden deutliche Gefährdungslagen verkannt oder missachtet. 
An diesen Stellen wird das Recht der Eltern mehr gewichtet als 
das Recht des Kindes. 
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Vom 13.–15.08.2021 fand ein Treffen des IF Kind in Basel statt, 
an dem auch „KindgeRECHT“ vertreten war. Neben einem Aus-
tausch über aktuelle Entwicklungen auf gesetzlicher Ebene und 
allgemeiner Verfahrensweisen in den unterschiedlichen Län-
dern ging es auch um Unterschiede und Gemeinsamkeiten in 
Kindschaftsverfahren und der entsprechenden Begleitung und 
Interessensvertretung der betroffenen Kinder. In Deutschland 
beispielsweise übernehmen dies die Verfahrensbeistände, die 
regelhaft durch die Gerichte bestellt werden, wenn es in einem 
familiengerichtlichen Verfahren um Angelegenheiten geht, die 
das Kind unmittelbar betreffen (§ 158 FamFG). Dies sind insbe-
sondere Verfahren zum Sorge- oder Umgangsrecht.

Ein großes Thema des Treffens waren auch der Kindeswille und 
dessen Erfassung und Umsetzung im familiengerichtlichen Ver-
fahren. Hierzu wurden einige Thesen diskutiert und formuliert, 
die auch einer breiteren Fachöffentlichkeit präsentiert und da-
rüber hinaus bei Fachtagungen eingebracht werden sollen. Ziel 
ist es, bei den Fachkräften einen fachlichen Diskurs hierzu sowie 
eine kritische Auseinandersetzung mit der eigenen Arbeitsweise 
anzuregen. 

Wir freuen uns darauf mitzuerleben, wie diese spannende und 
fruchtbare Zusammenarbeit sich weiterentwickelt!

Das Team vom Forschungs- und Fortbildungszentrum „Kindge-
RECHT“ der Deutschen Kinderhilfe – Die ständige Kindervertre-
tung e. V. ist Mitglied des 2019 gegründeten Vereins Internatio-
nales Forum Kind (IF Kind). Der IF Kind ist ein multidisziplinärer 
Zusammenschluss von Fachkräften aus Deutschland, Österreich 
und der Schweiz, die im Bereich des Kinderschutzes und der In-
teressenvertretung von Kindern und Jugendlichen in der Pra-
xis oder Forschung tätig sind. Der Verein sieht seine Aufgabe 
darin, eine qualitativ hochstehende Interessenvertretung von 
Kindern und Jugendlichen sowie die Kinderrechte auf der Basis 
der UN-Kinderrechtskonvention, insbesondere in Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren, zu fördern. Um dies zu gewährleisten, 
kombiniert er praktische Erfahrungen und wissenschaftliche 
Erkenntnisse. Der Verein regt zu Forschungsarbeiten auf dem 
Gebiet der Kindesinteressenvertretung an und koordiniert ent-
sprechende Vorhaben, fördert Publikationen, ermittelt Best 
Practices und trägt zu deren Etablierung bei. Darüber hinaus 
möchte der IF Kind Impulse in den Bereichen Aus-, Fort- und 
Weiterbildung setzen und Tagungen zum fachlichen Austausch 
veranstalten. 

Treffen des IF Kind 
vom 13. bis 15.08.2021
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Kinder im Gerichtsverfahren: Kinder haben in allen das Kind betreffenden Gerichtsverfahren das Recht darauf, angehört zu werden. 
Ihr Wohl muss dabei vorrangig berücksichtigt werden.
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Für viele Kinder hatte der Lockdown den Verlust jeglicher „Siche-
rungsnetze“ zur Folge. Durch Kita- und Schulschließungen fie-
len Ansprechpartner*innen und Vertrauenspersonen wie bspw. 
Erzieher*innen, Lehrer*innen und Schulsozialarbeiter*innen 
teilweise oder gänzlich weg.

Kinder und die Arbeit als Verfahrensbeistand 
Auch als Verfahrensbeistand war es schwer, Kontakte zu den 
Kindern und Jugendlichen herzustellen. So mussten auch hier 
die meisten Gespräche über das Telefon geführt werden. Das 
machte die Arbeit sehr herausfordernd, da man das persönliche 
Umfeld nicht kennenlernt und sich über das Telefon nur schwer 
einen Eindruck von der Person verschaffen kann. Gespräche mit 
Kindern zwischen drei und acht Jahren am Telefon hielt der Ver-
fahrensbeistand für wenig sinnvoll. Seine Hauptaufgabe besteht 
darin, sich einen persönlichen Eindruck von dem Kind zu machen 
und das Kind nach seinen Bedürfnissen und Wünschen zu fragen. 
Deshalb fanden in diesen Fällen unter Einhaltung des Abstands-
gebotes im Freien einzelne Treffen mit den Kindern statt, bei 
sehr kleinen Kindern auch in Anwesenheit der Eltern. Für den 
Verfahrensbeistand war es wichtig, auch in diesen Zeiten direkt 
mit den Kindern zu sprechen, um ihnen ein Mindestmaß an Ver-
trauen zu geben. 

Während der Pandemie arbeiteten die Familiengerichte nur im 
sehr eingeschränkten Modus. So wurden Verhandlungen auf nur 
absolut notwendige Verfahren reduziert. Als positive Entwick-
lung berichtete der Verfahrensbeistand, dass die erzwungene 
Entschleunigung in der Arbeit auch neue Chancen bot. Da kei-
ne Gerichtstermine für reguläre Sorge- und Umgangsverfahren 
angesetzt wurden, waren keine kurzfristigen Lösungen zu er-
warten. Als Verfahrensbeistand hat Reinhard Prenzlow einen 
Vermittlungsauftrag und sprach mit den Eltern auch über alter-
native Lösungen. So konnten auch gute Umgangslösungen au-
ßergerichtlich vereinbart werden. 
 
Der Vormund und Verfahrensbeistand versuchte im Rahmen sei-
ner Verantwortung für die Kinder und Jugendlichen seine Arbeit 
so weit wie möglich fortzusetzen. Denn trotz der Herausforde-
rungen und Schwierigkeiten sind Kinder an allen sie betreffen-
den Entscheidungen zu beteiligen und ihre Bedürfnisse und In-
teressen müssen bei allen Maßnahmen im Vordergrund stehen! 
Dies ist Reinhard Prenzlow in seiner Arbeit stets ein großes An-
liegen. 

Der Einblick in die Praxis zeigt, dass auch im Jahr 2021 die 
Fachkräfte im Einsatz für Kinderschutz und Kinderrechte vor 
Herausforderungen standen und neue Ideen und Lösungen für 
die Kinder entwickeln mussten. Wir freuen uns, dass wir diese 
geballte Expertise der Beiratsmitglieder an unserer Seite haben 
und bedanken uns an dieser Stelle herzlich für das Engagement 
und die tolle Zusammenarbeit.

Das Forschungs- und Fortbildungszentrum (FuF) KindgeRECHT 
der Deutschen Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V.  
wird durch einen multidisziplinären Beirat unterstützt. Dieser 
berät das FuF KindgeRECHT bei seiner Arbeit und spricht Empfeh-
lungen aus. Die Mitglieder sind ehrenamtlich tätig und teilen die 
Überzeugung, dass die Stimmen junger Menschen unsere Gesell-
schaft besser und vielfältiger machen. Ihnen Gehör und Gewicht 
zu verschaffen, ist unser aller Ziel. 

Auch wenn wir uns im Jahr 2021 nach wie vor nicht so oft per-
sönlich mit unseren Mitstreiter*innen treffen konnten, wie wir 
es üblicherweise tun, haben wir es geschafft, uns mit ihnen via 
Videokonferenz, Telefon und E-Mail zu unseren wichtigen The-
men auszutauschen. 

Natürlich hat uns auch interessiert, wie sich die Arbeit unseres 
Beirats in Zeiten von Corona und den damit verbundenen Maß-
nahmen zur Eindämmung der Pandemie gestaltet. Unsere Bei-
ratsmitglieder setzen sich in unterschiedlichen Tätigkeitsberei-
chen für die Interessen von Kindern ein. Ob in der Wissenschaft, 
im Jugendamt, in der stationären Kinder- und Jugendhilfe oder 
als Vormund und Verfahrensbeistand: auch im letzten Jahr hat 
die Corona-Pandemie die Arbeit im Bereich Kinderschutz und 
Kinderrechte geprägt. Die Arbeit musste weiterhin umstruktu-
riert werden und es gab viele Herausforderungen zu meistern. 
Unser Beiratsmitglied Reinhard Prenzlow gab uns einen Einblick 
in die Praxis und berichtete über seine Arbeit mit Kindern unter 
den Einschränkungen von Corona.

Kinder und die Arbeit der Vormünder
Reinhard Prenzlow hat u. a. die Vormundschaft für Kinder mit ei-
ner Behinderung, die in stationären Einrichtungen leben. Durch 
Vorerkrankungen einzelner Kinder, die damit zur Risikogruppe 
gehören, waren in den Einrichtungen keine Besuche von außen 
erlaubt. Diese Regelung hatte natürlich Auswirkungen auf die 
Betreuung seiner Mündel. Die Kontaktaufnahme und der Aus-
tausch mussten vorwiegend über das Telefon erfolgen. Die Kom-
munikation mit den Kindern ist allerdings aufgrund ihrer geisti-
gen und/oder schwerstmehrfachen Behinderung erschwert. So 
konnte der Vormund die Informationen über die Kinder oftmals 
nur durch das dortige Personal erhalten. 

Seine Mündel konnten auch keine Schule besuchen, um die Kin-
der aus der Risikogruppe nicht zu gefährden. Allerdings war in 
den stationären Einrichtungen das sog. Homeschooling einer-
seits wegen der Beeinträchtigungen der Kinder erschwert und 
andererseits wegen fehlender Ausstattungen mit Computern 
nur selten möglich. Manche Kinder erhielten in der Kita keine 
spezielle Förderung mehr, da diese nur für die Notfallbetreuung 
geöffnet war. Der Vormund hatte u. a. Bedenken, dass Kinder mit 
Schulabsentismus nach den Schulschließungen immer schwie-
riger zu reintegrieren sind. Denn selbst bei psychisch stabilen 
Kindern war eine schwindende Motivation zu beobachten. 

Prof. Dr. Kathinka Beckmann
Prof. Dr. Kathinka Beckmann ist Professorin für klassische und neue Arbeitsfelder der 

Pädagogik der Frühen Kindheit an der Hochschule Koblenz. Ihre Arbeitsschwerpunkte liegen 
in den Bereichen Kindeswohlgefährdung, Verwaltungsmodernisierung in der Jugendhilfe, 

kommunale Sozial- und Haushaltspolitik sowie Methoden der Sozialen Arbeit.

Claus Gollmann
Claus Gollmann ist Kinder- und Jugendpsychotherapeut (appr.), Supervisor sowie Paar- und Famili-
entherapeut. Er ist Mitbegründer und Geschäftsführer der Kind in Düsseldorf gGmbH (KiD) und hat 

ein stationäres Diagnostikkonzept entwickelt, welches er im gesamten Bundesgebiet als Gründer 
von „Kind in Diagnostik“ umsetzt. KiD „Kind in Diagnostik“ möchte die Versorgung traumatisier-
ter Kinder nachhaltig verbessern. Dies umfasst vornehmlich die spezifische Diagnostik, die diese 

Kinder benötigen, sowie die daraus resultierenden Empfehlungen für Anschlussmaßnahmen. 2019 
hat er ein neues „KiD-Haus“ in der Bundeshauptstadt Berlin eröffnet.

Die Mitglieder unseres Beirats sind:
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tern sich gut fühlen und in ihrem Ego gestärkt werden, wenn sie 
nach einer Trennung ihren „gerechten Anteil“ am Kind erhalten. 
Obschon es verständlich ist, wenn beide Elternteile nach einer 
Trennung weiterhin möglichst viel am Leben ihres Kindes teilha-
ben wollen – manchmal müssen Eltern mit ihren eigenen Wün-
schen und Bedürfnissen zum Wohle ihrer Kinder zurückstecken. 
Außerdem muss berücksichtigt werden, welche hohen Anforde-
rungen an das Kind gestellt werden, wenn es im Wechselmodell 
leben soll und dass dies eben nicht für alle Kinder machbar ist.

Ist das Wechselmodell also eine Umgangsform für alle? Die 
Deutsche Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. sagt: 
Nein! Das Wechselmodell sollte gerne als eine mögliche Option 
geprüft werden, dabei darf es dann aber nicht nur darum gehen, 
ob die Eltern dies leisten können, sondern auch, ob die Kinder 
dies leisten und bewältigen können. Keinesfalls darf es aber als 
Mittel zum Zweck eingesetzt werden, um Eltern in eine Koope-
ration zu zwingen oder elterliche Konflikte zu schlichten und 
somit als Versuch missbraucht werden, denn die Objekte dieser 
Versuche sind die Kinder und das ist in keinem Fall hinnehmbar. 
Kinder sind nicht dazu da, dass es ihren Eltern gut geht, sondern 
die Eltern sollten alles dafür tun, dass es ihren Kindern gut geht. 
So hart es ist, manchmal bedeutet dies im Trennungs- und Streit-
fall auch, sich und seine Bedürfnisse etwas zurückzunehmen und 
zu überlegen, was wirklich das Beste für das Kind ist. 

sich nach allgemeiner Erfahrung – vollkommen unabhängig vom 
gewählten Betreuungsmodell – vorteilhaft auf das Wohlergehen 
der betroffenen Kinder auswirken.“ (ebd. S. 10). Es bleibt also 
die Frage nach der Kausalität zwischen dem Wechselmodell und 
dem kindlichen Wohlbefinden offen, das bedeutet, es stellt sich 
die Frage: „Wer war zuerst da, das Huhn, oder das Ei?“ Führt das 
Wechselmodell dazu, dass es ein geringeres elterliches Konflikt-
niveau und ein besseres kindliches Wohlbefinden gibt, oder er-
möglicht ein geringes elterliches Konfliktniveau überhaupt erst 
die Betreuung des Kindes im Wechselmodell und führt wiederum 
zu einem besseren kindlichen Wohlbefinden, möglicherweise so-
gar trotz des Wechselmodells? 

Der Beschluss des Bundesgerichtshofes, dass hohe Anforderun-
gen an die Eltern und insbesondere deren Kooperations- und 
Konfliktfähigkeit gestellt werden, ist also durchaus berechtigt. 
Aber ebenso hoch sind die Anforderungen, die an die Kinder ge-
stellt werden, die im Wechselmodell leben sollen. Sie müssen 
regelmäßig, teilweise alle paar Tage, ihre Koffer packen, sich auf 
die Reise zum anderen Elternteil machen und sich dort auf die 
jeweils unterschiedlichen Gegebenheiten einstellen. Sie leben 
in zwei unterschiedlichen Familien, zwei unterschiedlichen Zim-
mern und je nachdem, wie weit die Eltern auseinander wohnen, 
in unterschiedlichen Sozialräumen. Sie haben also kein Zuhause, 
sondern zwei Wohnorte. Allein das regelmäßige Kofferpacken ist 
schon herausfordernd, jedes Mal zu überlegen: „Was benötige 
ich für die kommende Woche“. 

Ebenso wenig, wie alle Erwachsenen in der Lage sein werden, die 
hohen Anforderungen zu erfüllen, wird dies auch auf die Kinder 
zutreffen. Eltern, Jugendämter und Familienrichter*innen soll-
ten dies also mitbedenken, wenn es um die Frage geht, wo und 
wie das Leben von Kindern nach der Trennung ihrer Eltern, bezie-
hungsweise aufgrund des Getrenntlebens ihrer Eltern, weiterge-
hen soll. Möglicherweise gibt es nämlich Kinder, für die es nicht 
in Frage kommt, regelmäßig zwischen den elterlichen Haushal-
ten zu wechseln, auch wenn die Eltern die Voraussetzungen er-
füllen, das Wechselmodell umzusetzen. Es darf hierbei nämlich 
auf keinen Fall nur um die Eltern gehen, sondern vor allem um 
die Kinder. Dies wird nur leider häufig im Eifer des Gefechts ver-
gessen. Die Erwachsenen konzentrieren sich, vor allem im fami-
liengerichtlichen Verfahren, viel zu oft nur auf ihre erwachsenen 
Belange. Jeder und jede Beteiligte beteuert dabei, es gehe ihm 
einzig und allein um das Wohl des Kindes, aber dies wird viel zu 
häufig allenfalls zweitrangig berücksichtigt. Viel zu oft geht es 
darum, eine möglichst einvernehmliche und gerechte Lösung für 
die Eltern zu finden. Aber nicht alles, was für die Eltern gerecht 
ist, ist auch gerecht und gut für das Kind. 

Gerechtigkeit bedeutet auch nicht, alle zur gleichen Zeit gleich 
zu behandeln. Das führt uns zurück zum Anliegen der FDP, das 
Wechselmodell und damit eine gleichberechtigte Teilhabe der 
Eltern am Leben ihrer Kinder zum Regelfall zu machen. Der 
Bundesgerichtshof hat es erkannt und die FAMOD-Studie hat es 
aufgezeigt, dass das Wechselmodell mit hohen Anforderungen 
an die Eltern einhergeht und somit nicht für alle Trennungsel-
tern in Frage kommt. Schon gar nicht kann es dafür herhalten, 
etwaige Konflikte durch die vermeintlich „gerechte“ Lösung zu 
schlichten. Kinder dürfen nicht dafür herhalten, dass ihre El- 
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land befasst. Auch wenn die Studie nicht repräsentativ für die 
Familien in Deutschland ist, so sind die Erkenntnisse dennoch 
interessant und sollten Berücksichtigung finden bei der Frage, 
ob das Wechselmodell sich als Regelmodell anbietet und welche 
Voraussetzungen erfüllt sein sollten. Einige dieser Ergebnisse 
werden hier kurz erläutert. 

Die Studie unterscheidet das symmetrische Wechselmodell mit 
Betreuungsanteilen von 50% zwischen den Eltern und das asym-
metrische Wechselmodell mit Betreuungsanteilen von 30-49% 
auf Seiten eines Elternteils und der entsprechenden Zahl auf 
Seiten des anderen. Bei einer Aufteilung von weniger als 30% 
bei dem einen und entsprechend über 70% bei dem anderen El-
ternteil wird vom Residenzmodell gesprochen (vgl. FamRZ 2021, 
729, Heft 10). 

Untersucht wurden unter anderem unterschiedliche Wohlbefin-
densindikatoren in Bezug auf die Kinder, wie die Berücksichti-
gung des Kindeswillens und der subjektiven Zufriedenheit in 
Bezug auf die Umgangsregelung, die Mutter- und Vater-Kind-
Beziehung, die psychische und allgemeine Gesundheit der Kin-
der und viele weitere. Die Kinder, die im Wechselmodell leben, 
schnitten bei einer Vielzahl dieser Indikatoren besser ab als 
Kinder im Residenzmodell, dabei waren die Vorteile bei Kindern 
im asymmetrischen Wechselmodell teilweise noch etwas stärker 
ausgeprägt, als im symmetrischen Wechselmodell. Außerdem 
scheint auch das Alter der Kinder eine Rolle zu spielen. Bei älte-
ren Kindern, ab ca. 7 Jahren aufwärts, kommen die Vorteile eher 
zum Tragen. 

Neben diesen kindbezogenen Indikatoren spielt vor allem das 
elterliche Konfliktniveau eine große Rolle. Dabei spielen auch 
die Loyalitätskonflikte, in die Kinder durch die elterlichen Kon-
flikte geraten, eine große Rolle. Elterliche Konflikte wirken sich 
am stärksten auf Kinder im symmetrischen und am schwächsten 
auf Kinder im asymmetrischen Wechselmodell aus. Spannender 
Weise wirken sich dabei Loyalitätskonflikte negativ auf die psy-
chische Gesundheit von Kindern im Wechselmodell aus, wo hin-
gegen kein messbarer Einfluss auf die psychische Gesundheit der 
Kinder im Residenzmodell festgestellt werden konnte. Sind das 
elterliche Konfliktniveau und entstandene Loyalitätskonflikte 
sehr stark ausgeprägt, kann sich die Anordnung eines Wechsel-
modells, insbesondere einer symmetrischen Betreuung, negativ 
auf das Kindeswohl auswirken (vgl. ebd.). Dies würde dann diese 
so genannten Hochkonfliktfamilien für das Arrangement eines 
Wechselmodells disqualifizieren. 

Davon abgesehen, könnte man auf den ersten Blick zu der Er-
kenntnis gelangen, dass das Wechselmodell sich positiv auf das 
kindliche Befinden auswirkt, jedoch ist dies zu kurz gedacht. Die 
Studie führte nämlich auch zu der Erkenntnis, dass „Eltern aus 
Wechselmodellfamilien eine im statistischen Schnitt positiv se-
lektierte Gruppe sind, die in verschiedener Hinsicht sozio-demo-
grafische Merkmale sowie sonstige Charakteristika aufweist, die 

Wenn Eltern sich trennen, stellt sich neben vielen anderen vor 
allem die schwierige Frage, wo und wie die Kinder zukünftig le-
ben sollen. Neben dem klassischen Residenzmodell, bei dem die 
Kinder bei einem Elternteil hauptsächlich leben und zum ande-
ren regelmäßige Umgangskontakte pflegen, hält mehr und mehr 
das so genannte Wechselmodell Einzug in die Umgangs- und 
Sorgerechtsregelungen. Hierbei wird die Betreuung der Kinder 
unter den Eltern individuell bis hin zu einer 50/50-Regelung 
aufgeteilt, das bedeutet, die Kinder verbringen z. B. eine Wo-
che bei der Mutter und dann eine Woche beim Vater. Das scheint 
zunächst die gerechteste Lösung für alle zu sein, zumindest für 
die Eltern. Dies hat sich auch die Bundestagsfraktion der FDP 
gedacht und fordert, eine „gleichberechtigte Teilhabe an der 
Erziehungsverantwortung auch nach einer Trennung“ zur Regel 
und nicht zur Ausnahme zu machen, mit der Intention, durch das 
Wechselmodell als Leitmodell Konflikten entgegenzuwirken und 
die bestehenden Eltern-Kind-Bindungen zu schützen und auf-
rechtzuerhalten. (Deutscher Bundestag, Drucksache 19/29741, 
18.05.2021)
Da stellt sich die Frage, ob das tatsächlich einfach so geht, eine 
Thematik, die häufig ein hohes Konfliktpotential für die Betei-
ligten birgt, durch eine gesetzliche Vorgabe zu schlichten und 
Konflikte bestenfalls gar nicht erst entstehen zu lassen. 

In der Praxis ist die Trennung von Eltern häufig eine konflik-
treiche Angelegenheit. Dabei bestehen die Konflikte nicht erst 
mit Vollzug der Trennung, sondern häufig schon teils Jahre im 
Voraus, nicht selten gehen die Eltern davon aus, dass sie die-
se Konflikte von den Kindern ferngehalten haben und ebenso 
häufig ist dies nicht wirklich gelungen und die Kinder wissen, 
dass etwas nicht stimmt, werden möglicherweise in die Konflik-
te mit hineingezogen oder aufgefordert Stellung zu beziehen. 
Dies ist auch spätestens im familiengerichtlichen Verfahren der 
Fall, indem auch Wunsch und Wille des Kindes zu erfassen und zu 
beachten sind. Die Trennung der Eltern und die anschließenden 
familiengerichtlichen Verfahren führen in den meisten Fällen 
zu einem hohen Belastungsgefühl und nicht selten zu psycho-
somatischen Problemen und Verhaltensauffälligkeiten bei den 
betroffenen Kindern.

2017 hat der Bundesgerichtshof in einem Beschluss zum The-
ma Wechselmodell ausgeführt, dass das vorhandene Gesetz die 
Umsetzung des Wechselmodells nicht ausschließt, hieran aber 
hohe Anforderungen an die Eltern gestellt werden, insbesondere 
an ihre Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit. Auch muss 
das Konfliktpotential zwischen den Eltern möglichst gering sein 
und die Betreuung im Wechselmodell dem Kindeswohl am besten 
entsprechen. (BGH Beschluss 01.02.2017)

Eine aktuelle Studie zu „Familienmodellen in Deutschland“ [FA-
MOD] von Prof. Dr. Anja Steinbach und Dr. Lara Augustijn von der 
Universität Duisburg-Essen sowie Prof. Dr. Tobias Helms und Dr. 
Stephanie Schneider von der Universität Marburg hat sich mit 
dem Wechselmodell als einem Betreuungsmodell in Deutsch-

Das Wechselmodell – 
eine Umgangsform für alle?
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aufzunehmen. Besonders wichtig wäre eine Formulierung, der 
zufolge bei allen Entscheidungen das Kindeswohl als ein vorran-
giger Gesichtspunkt berücksichtigt wird und Kinder an den sie 
betreffenden Entscheidungen beteiligt werden müssen.

Der Forderung einer Aufnahme der Kinderrechte in das Grund-
gesetz hat sich auch das Bundesjugendkuratorium angeschlos-
sen: „Nach Ansicht des BJK ist es daher ein notwendiger und 
überfälliger Schritt, die Subjektstellung des Kindes und we-
sentliche Prinzipien der UN-KRK ausdrücklich im Grundgesetz zu 
verankern. Um die Position von Kindern und Jugendlichen als 
Grundrechtsträger*innen zu stärken, sollte eine Änderung des 
Grundgesetzes das bestehende Verfassungsrecht für Kinder und 
Jugendliche weder schmälern noch sich dazu in Widerspruch 
setzen. Sie sollte ihre eigenen Ziele nicht durch unpräzise For-
mulierungen unterlaufen und sie sollte nicht mehr Auslegungs-
probleme aufwerfen als sie auflösen möchte“ (Bundesjugendku-
ratorium 2021, 1 f., bjk_2021_kinderrechte_GG.pdf).

Die Zeit ist längst reif für Kinderrechte im Grundgesetz. Jetzt 
braucht es einen langen Atem, um dieses wichtige Vorhaben um-
zusetzen. Im Interesse der Kinder, der Eltern und der gesamten 
Gesellschaft.

Autor

Prof. Dr. Jörg Maywald, 
langjähriger Geschäftsführer der Deut-
schen Liga für das Kind, ist Honorarpro-
fessor an der Fachhochschule Potsdam, 
Sprecher der National Coalition 
Deutschland – Netzwerk zur Umsetzung 
der UN-Kinderrechtskonvention und 
Mitglied im Bundesjugendkuratorium.

stärkt die Möglichkeiten der Eltern, die Rechte ihrer Kinder tat-
sächlich einzufordern. Im Übrigen erkennt auch die UN-Kinder-
rechtskonvention die besondere Verantwortung der Eltern an, 
die in aller Regel am besten wissen, was dem Wohl ihres Kindes 
entspricht. So lautet Art. 18 Absatz 1 Satz 2 UN-KRK wie folgt: 
„Für die Erziehung und Entwicklung des Kindes sind in erster Li-
nie die Eltern oder gegebenenfalls der Vormund verantwortlich. 
Dabei ist das Wohl des Kindes ihr Grundanliegen.“

Was würde sich durch Kinderrechte im Grundgesetz verändern?
Durch die ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte im Grund-
gesetz käme Deutschland als Vertragsstaat der UN-Kinderrechts-
konvention einer Staatenverpflichtung nach und würde darüber 
hinaus Vorgaben der EU-Grundrechtecharta in nationales Recht 
umsetzen. Dieser Schritt wäre in besonderer Weise geeignet, 
das allgemeine Bewusstsein für die Rechte der Kinder zu stärken 
und ein klares Signal an Staat und Gesellschaft zu senden, das 
Wohlergehen und die Verwirklichung der Rechte der Kinder als 
bereichsübergreifende Kernaufgabe anzusehen.

Die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz würde da-
rüber hinaus die elterliche Verantwortung dafür stärken, die 
Rechte des Kindes tatsächlich zur Geltung zu bringen und die 
Berücksichtigung von Kindesinteressen im politischen Raum för-
dern. Es sind konkrete Veränderungen zu erwarten, die sich quer 
über alle Lebensbereiche und Rechtsgebiete erstrecken, darun-
ter in der Kinder- und Jugendhilfe, bei Bauplanungen und der 
Aufstellung öffentlicher Haushalte. Schulen, Kitas und andere 
mit Kindern und für Kinder tätige Institutionen erhalten mit der 
hervorgehobenen Stellung der Kinderrechte eine wertvolle Ori-
entierung.

Welche politischen Schritte sind notwendig?
Nächstes Ziel muss sein, das Vorhaben mit konkreten Eckpunk-
ten in den Koalitionsvertrag der kommenden Bundesregierung 
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anderen auch. Als „Werdende“ sind sie andererseits Menschen in 
einer besonders dynamischen Entwicklungsphase.

Der Wesenskern der Kinderrechte besteht daher in der Anerken-
nung der besonderen Verletzlichkeit und des besonderen Schutz-
bedürfnisses von Kindern. Der Schutz der Kinderrechte „fußt auf 
der Anerkennung der Unterlegenheit des Kindes im Sinne seiner 
gegenüber dem erwachsenen Menschen eingeschränkten Hand-
lungsfähigkeit und leitet daraus die Anforderung an den an die 
Kinderrechte gebundenen Staat ab, die Rechte und Interessen 
des Kindes zuallererst (primarily) in den Blick zu nehmen, um 
diese Unterlegenheit tendenziell auszugleichen“ (Sedlmayr 
2021, 5, stellungnahme-sedlmayr_unicef-data.pdf, bundestag.
de).

Welche Kinderrechte gehören in die Verfassung?
Maßstab für die Aufnahme der Kinderrechte in das Grundgesetz 
müssen die Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) 
sein. Entscheidend für eine substanzielle Verbesserung der ver-
fassungsrechtlichen Stellung des Kindes ist, dass subjektive 
Rechte des Kindes auf Schutz, Förderung und Beteiligung sowie 
ein bereichsübergreifender Kindeswohlvorrang Eingang in die 
Verfassung finden. Eine einfache Staatszielbestimmung reicht 
dafür nicht aus.

An welcher Stelle sollten die Kinderrechte platziert sein?
Kinder können die Verwirklichung ihrer Rechte sowohl von ih-
ren Eltern als auch von staatlichen Instanzen verlangen. Eine 
Ansiedlung der Kinderrechte in dem für den Lebensbereich der 
Familie grundlegenden Artikel 6 GG (Ehe und Familie; nicht ehe-
liche Kinder) würde nahelegen, dass ausschließlich die Eltern in 
der Verantwortung für die Umsetzung der Kinderrechte stehen. 
Das reicht aber nicht aus. Ein förderliches Aufwachsen der Kin-
der erfordert ergänzend die Wahrnehmung öffentlicher Verant-
wortung. Um der elterlichen wie auch der staatlichen Verant-
wortung Rechnung zu tragen, sollten die Kinderrechte daher in 
Artikel 2 GG (Allgemeine Handlungsfreiheit; Freiheit der Person; 
Recht auf Leben) platziert werden, zum Beispiel in einem neu 
zu schaffenden Artikel 2 a GG. Alternativ wäre auch ein eigener 
Absatz in Artikel 6 GG denkbar.

Welche Einwände bestehen?
Der immer wieder vorgebrachte Einwand, Kinderrechte im Grund-
gesetz würden die Elternrechte schmälern, kann nicht überzeu-
gen. Das Gegenteil ist der Fall. Die Aufnahme von Kinderrech-
ten in die Verfassung nimmt den Staat stärker in die Pflicht und 

Die Politik hat eine große Chance verpasst. In der im September 
2021 zu Ende gegangenen 19. Wahlperiode des Deutschen Bun-
destages ist es den Abgeordneten und den Ländervertreter*innen 
im Bundesrat nicht gelungen, sich auf eine gemeinsame Formu-
lierung zur Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz zu ei-
nigen. Damit ist dieses Vorhaben zunächst gescheitert, obwohl 
es im Koalitionsvertrag der Bundesregierung fest verabredet 
war. Gerade in Zeiten der Corona-Pandemie wäre eine Stärkung 
der Rechtsposition von Kindern ein wichtiges politisches Zei-
chen gewesen.

Das Scheitern der Verhandlungen war auch deshalb bitter, weil 
sich eine breite Mehrheit der Bevölkerung für eine Aufnahme der 
Kinderrechte in die Verfassung ausgesprochen hatte. So waren 
gemäß einer repräsentativen Umfrage des Politik- und Sozial-
forschungsinstituts Forsa 71 % der Befragten der Meinung, dass 
Kinderrechte im Grundgesetz verankert werden sollten, damit 
die Interessen von Kindern bei politischen Entscheidungen stär-
ker als bisher berücksichtigt werden (Umfrage zum Weltkinder-
tag 2020: Kinderinteressen in der Corona-Krise, dkhw.de).

Jetzt ist ein neuer Anlauf notwendig, denn das Vorhaben ist un-
verändert aktuell. Der neu gewählte Bundestag und der Bundes-
rat sind aufgefordert, die Rechte der Kinder in der Verfassung zu 
verankern. Der mit dem Scheitern in der vergangenen Legislatur 
verbundene Zeitgewinn sollte dafür genutzt werden, noch mehr 
Abgeordnete als bisher für das Vorhaben zu gewinnen und den 
politischen Druck aus der Bevölkerung und den Organisationen 
der Zivilgesellschaft zu verstärken.

Dafür ist es notwendig, alte Fragen neu zu beantworten. Wes-
halb braucht es eigene Kinderrechte? Welche Kinderrechte gehö-
ren in die Verfassung? An welcher Stelle im Grundgesetz sollten 
die Kinderrechte platziert werden? Gibt es gewichtige Einwände 
und wie kann ihnen begegnet werden? Was würde sich durch Kin-
derrechte im Grundgesetz verändern? Welche politischen Schrit-
te sind notwendig?

Warum eigene Kinderrechte?
Kinder sind von Beginn an vollwertige Menschen und daher ohne 
Einschränkung Träger aller Menschenrechte. Werden der Status 
des Menschseins, die Menschenwürde und die darauf bezogenen 
Menschenrechte als Maßstab des Vergleichs genommen, sind 
Kinder den Erwachsenen gleich. Zugleich unterscheiden sich 
Kinder zweifellos von Erwachsenen; sie sind keine kleinen Er-
wachsenen. Als „Seiende“ sind sie einerseits Menschen wie alle 

Kinderrechte ins Grundgesetz – 
ein langer Atem ist nötig

Jörg Maywald
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Laura Leidecker möchte durch ihre Arbeit in der Deutschen 
Kinderhilfe ihren persönlichen Erfahrungen in der Praxis der 
Kinder- und Jugendhilfe Rechnung tragen. Dabei ist ihr vor al-
lem Qualität im Kinderschutz eine wichtige Herzensangelegen-
heit. Die Wahrung der Interessen und Rechte von Kindern und 
Jugendlichen ist dabei ebenso von existenzieller Bedeutung, 
wie die Arbeit und fachliche Qualifikation der Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe. Sie möchte sich für die Etablierung von 
Kinderrechten und deren wahrhaftigen Umsetzung in Politik und 
Praxis einsetzen. 

Laura Leidecker verstärkt seit dem 01.07.2021 das Team der 
Deutschen Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. und 
ist vor allem im „FuF“ und der Projektarbeit tätig.

Sie studierte Soziale Arbeit an der Fachhochschule Kiel mit den 
Schwerpunkten Erziehung und Bildung, sowie Rehabilitation 
und Gesundheitswesen. Im Anschluss erlangte sie die staatliche 
Anerkennung als Sozialpädagogin/Sozialarbeiterin.

Nach kurzen beruflichen Episoden in der Arbeit mit Menschen 
mit Behinderungen und geflüchteten Menschen war sie mehrere 
Jahre in der Kinder- und Jugendhilfe, schwerpunktmäßig im ASD 
im Jugendamt, tätig und setzte sich für die Unterstützung von 
Kindern und ihren Familien, sowie für den Schutz von Kindern 
vor Gewalt und Vernachlässigung ein. Während dieser Zeit er-
langte sie an der Hochschule Koblenz den M.A. in Kindheits- und 
Sozialwissenschaften mit den Schwerpunkten Kindesschutz und 
Diagnostik. Sie ist zudem zertifizierte „Insoweit erfahrene Kin-
derschutzfachkraft“ und „Verfahrensbeistand in Kindschaftssa-
chen“.

Vorstellung Laura Leidecker
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Der gemeinnützige Bundesverband der Deutschen Kinderhilfe 
– Die ständige Kindervertretung e. V. in Berlin kommuniziert 
zentrale Botschaften und Forderungen über die Medien. Eben-
so leistet er Lobby-, Projekt- und Pressearbeit in Deutschland. 
Der Landesverband Deutsche Kinderhilfe NRW e. V. wirbt durch 
umfangreiche und personell aufwändige Öffentlichkeitsarbeit 
bundesweit Förderer an. Deren Spenden und Sponsoring machen 
unsere Arbeit in Berlin erst möglich. Überschüssige Gelder des 
Landesverbandes werden an den Bundesverband weitergeleitet. 
Durch die finanzielle Unterstützung unserer Spender, Sponsoren 
und Förderer schaffen wir es, Kinderinteressen und Kinderrech-
te im öffentlichen und politischen Leben zu diskutieren und zu 
etablieren. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass nur konti-
nuierliche Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit eingefahrene 
Sichtweisen unserer Gesellschaft ändern und die Umsetzung der 
Rechte aller Kinder in Deutschland verbessern kann. 

Das Denken muss sich ändern, damit die Gesellschaft sich än-
dert. Deshalb wählen wir bewusst den direkten Dialog mit der 
Bevölkerung. Um unsere Aufklärungs- und Informationsarbeit 
auch unter Pandemie-Bedingungen erfolgreich weiterführen zu 
können, setzten wir daher im vergangenen Jahr verstärkt auf 
digitale Angebote und soziale Medien. Neben unserer konkreten 
Projektarbeit, die in diesem Jahresbericht ausführlich beschrie-
ben ist, posteten wir viel und regelmäßig auf unseren Insta-
gram- und Facebook-Konten. Die Resonanz auf unsere Beiträge 
ist um ein Vielfaches gestiegen – bis zu 10.000 Nutzer*innen 
folgten dort täglich unseren Neuigkeiten. 

Seit Juni 2021 freuten sich unsere Mitarbeiter*innen nun end-
lich wieder in und mit der Öffentlichkeit arbeiten zu dürfen. Un-
ter Berücksichtigung des Infektionsschutzes und der Einhaltung 
der Hygienerichtlinien konnten wir Sie nun endlich auch wieder 
im persönlichen Dialog informieren. 

Auf eines konnten und können Sie sich auch unter Pandemie-
Bedingungen verlassen: Ob wir nun über soziale Netzwerke, di-
gital, virtuell oder persönlich mit Ihnen ins Gespräch kommen – 
unser Fokus ist immer nur auf ein Ziel gerichtet: Prävention und 
Aufklärung für ein kinderfreundlicheres Deutschland und eine 
bessere Zukunft für alle Kinder in unserem Land. Helfen Sie uns 
dabei. Wir freuen uns über Ihre Unterstützung!

Leider konnten Sie die Informationsstände der Deutschen 
Kinderhilfe – Die ständige Kindervertretung e. V. im Jahr 2021 
nur selten sehen. In Zeiten der Corona-Pandemie und vor allem 
während der Lockdowns konnten auch unsere Mitarbeiter*innen 
nicht in der Öffentlichkeit arbeiten. Normalerweise sind wir 
bundesweit im Einsatz und unsere Mitarbeiter*innen sind in Ver-
brauchermärkten und Einkaufszentren gern gesehene Gäste. Sie 
informieren im direkten Gespräch über die Ziele, Projekte und 
Arbeit der Deutschen Kinderhilfe e. V.

Unser Anspruch ist es, eine moderne Hilfsorganisation zu sein. 
Wir bemühen uns das Ziel: „Mehr Kinderschutz und Kinderrechte 
in Deutschland“ im Bewusstsein der Gesellschaft zu verankern. 
Die Ergebnisse unserer bisherigen Arbeit zeigen, dass wir damit 
auf dem richtigen Weg sind. Wir haben schon Einiges bewegen 
können, aber es bleibt weiterhin noch viel zu tun! Dafür enga-
gieren wir uns täglich, in der Projekt- und Öffentlichkeitsarbeit 
und auf Landes- und Bundesebene. 

Unsere Öffentlichkeitsarbeit für ein 
kinderfreundlicheres Deutschland im 
zweiten Jahr der Corona-Pandemie

Im Einsatz auch unter besonderen Bedingungen: Unsere Mitarbeiter*innen 
arbeiten mit strengen Hygienerichtlinien, die durch das HELIOS Klinikum Duisburg 
geprüft wurden. 

Babys und Kleinkinder sind besonders gefährdet, 
an Meningokokken zu erkranken. Die Symptome 
sind oft unspezifi sch und daher schwer zu erken-
nen. Meningokokken-Erkrankungen sind selten, 
können jedoch innerhalb weniger Stunden lebens-
bedrohlich werden.

Schwere Folgen sind möglich

Eine Meningokokken-Erkrankung kann zu einer  
Hirnhautentzündung oder Blutvergiftung führen. 
In 1 von 5 Fällen sind schwere Folgen wie Taub-
heit, Entwicklungsstörungen, Narben oder der 
Verlust von Gliedmaßen möglich. Bis zu jeder 
zehnte Betroffene verstirbt trotz intensivmedizini-
scher Behandlung.

Der bestmögliche Schutz vor Meningokokken-
Erkrankungen erfordert mehr als eine Impfung. 

Es gibt drei unterschiedliche Impfungen

Meningokokken-Erkrankungen werden in Deutsch-
land am häufi gsten durch Meningokokken der 
Gruppe B ausgelöst, gefolgt von Y und C. Neben 
der von der STIKO empfohlenen Standardimpfung 
gegen Meningokokken C gibt es daher die zusätz-
lich mögliche B-Impfung sowie die Kombi-Impfung 
gegen ACWY. 

Diese beiden zusätzlich möglichen Impfungen sind 
noch nicht im Standard-Impfplan aufgenommen. 
Eltern können jedoch eine Kostenübernahme der 
Impfungen bei ihrer Krankenkasse anfragen.
In vielen Fällen werden die Kosten teilweise oder 
ganz erstattet. Nachfragen lohnt sich! 

Tipps für die Kostenerstattung

• Formular zur Kostenerstattung in der 
  Kinderarztpraxis anfragen

• Erstattungsformular bei der Krankenkasse
  einreichen (am besten schriftlich)

• Falls die Zusage der Krankenkasse nicht 
direkt erfolgt: in Vorkasse gehen und bei

 der Krankenkasse folgende Unterlagen
einreichen: 

→ Impfstoff-Rezept
→ Apothekenrechnung für den Impfstoff
→ Arztrechnung 

Hinweis: Viele Krankenkassen verfügen 
mittlerweile auch über Apps, über die 
Dokumente eingereicht werden können. 

Meningokokken-Erkrankung – 
 Umfassender Schutz für Kinder

ANZEIGE

Eine umfassende Übersicht, welche Kranken-
kassen die Meningokokken-Impfungen erstatten, 
gibt es auf www.meningitis-bewegt.de

Wichtig ist es, den Kinder- und Jugendarzt oder -ärztin frühzeitig auf Meningokokken-Impfungen anzusprechen.
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